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BRD-Konjunktur

Kapitalisten mit Regierung in Konjunkturschutzbund: 
Verlangen Reallohnsenkung, bieten Aufschwunghoffnung
Die Bundestagswahlen waren gerade 
beendet, die Minister schon in Stellung 
gebracht, die Koalitionsverhandlungen 
in vollem Gange und der Hauch von li­
beral gewürzter Versöhnungsstimmung 
schon merklich im Schwinden, als im 
Verein von Kapitalisten, Banken und 
Regierung Graf Lambsdorff als erster 
zum Sammeln gegen Gewerkschaftsbe­
wegung und die internationale Kon­
kurrenz blies.

In der vorletzten Oktoberwoche 
setzte er adressiert an Kanzler Schmidt 
mit Kenntnis an die Presse die folgende 
,,Prognose“ in Umlauf: Erwartetes 
Wirtschaftswachstum für 1981 0,5%, 
JKonjunkturabschwung unvermeidlich, 
Wiederbelebung des Geschäfts aber 
um die Jahresmitte 81 sicher, wenn nur 
so etwa um die neun Bedingungen er­
füllt würden, darunter unter anderem: 
keine weiteren Ölpreissteigerungen, 
Konjunkturbelebung in den Ländern 
der imperialistischen Konkurrenz,

Ausweitung der Exportmarktanteile 
und vor allem moderate Lohnerhöhun­
gen. Die „erwartete“ Zunahme der 
Bruttolohn- und Gehaltssumme war 
gleich beziffert, und zwar mit 4,25 bis 
4,75%. Lambsdorff s Prognosen wa­
ren dann auch gleich die Zielvorcabe 
für die Endredaktion des Gutachtens 
der fünf wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschungsinstitute vom 30. Oktober. 
Deren aus volkswirtschaftlicher Stati­
stik, Spekulation und Absicht gewon­
nenen Eckdaten waren: Für 1980 ein 
jährliches durchschnittliches Wachs­
tum des Bruttosozialprodukts von 2%, 
„Nullwachstum“ im Jahre 81, das sich 
zusammensetzt aus einer Abnahme um 
1% in der ersten Jahreshälfte und ei­
nem Wiederanstieg um 1,5% in der 
zweiten. Die Gewinne sollen 1980 um 

5 97o steigen und 1981 um 4%, nachdem 
sie 1979 um 10,3% gestiegen waren. 
Die durchschnittliche Preissteigerung 
soll für 80 6,5% sein und für 81 5%. 
Die Zahl der Arbeitslosen, die 1979 
876000 betrug, soll 1980 auf 900000 
ansteigen und 1981 auf 1,1 Millionen.

In Kapitalisten- und Finanzierskrei­
sen wurde das Gutachten mit dezenter 
Wohlgefälligkeit aufgenommen, nicht 
zu überschwenglich, damit noch Raum 
für weitere Präzisierungen gegen die 
Arbeiterbewegung bleibe. Der Bundes­
verband der Deutschen Industrie (BDI) 
hielt in seiner Stellungnahme zu dem 
Gutachten die Klarstellung für erfor­
derlich: „Die nächsten Tarifabschlüsse 
(müßten) eine Veränderung zugunsten 
der Gewinne zulassen.“

In der zweiten Novemberwoche war 
dann die „Lagebeurteilung“ soweit 
aufgemischt, daß dem Verband der 
Metallkapitalisten eine weitere Zulage 
in Sachen Zumutung an die Gewerk-

Schaftsbewegung angebracht schien. 
Am 10. November veröffentlichte er 
sein Konzept der „Realsicherung“: 
Die Wirtschaftsentwicklung sei so dü­
ster auch wieder nicht. Im Gegenteil, 
ein Wachstum von gar 1% 1981, eine 
Preissteigerungrate von nur 3% und 
200000 Arbeitslose weniger - all das 
sei möglich, wenn nur die Lohnerhö­
hungen sich an das gesamtwirtschaftli­
che Produktivitätswachstum hielten, 
und das sei halt nur 2,5 bis 3%.

Am Donnerstag, den 20.11., hat der 
Sachverständigenrat der Bundesregie­
rung sein Jahresgutachten der Regie­
rung überreicht. Nur mit größerem Be­
gründungsaufwand enthält es in etwa 
die umlaufenden Absichten. Preisstei­
gerung 4%, Arbeitslose 1,1 Millionen 
für 1981 und Gewinne +4,5%, Löhne

Jährt. Netioin- 
vesntionen in 
Mrd. DM . 
(h'd. Preise)-*

KM
65 70 75 7S

Jährt.
Nett oka- 
phakxport in 
Mrd. DM 
(ifd. Preise)^

Veränderung 
Gewinne 
(brutto)4* 
in

. 65 70 . 75: 7$
-

tdhnqtRne-*
in

1-5) Daten nach Jahresgutachten 
1979 und Statistischem Jahrbuch.
6 und 7) Nach Jahresgutachten 1979 
und IFO-Konjunkturbericht.
1) Bruttosozialprodukt = Summe aus 
dem Verbrauch (privat und Staatsver­
brauch), den Bruttoinvestitionen und 
der Differenz von Ausfuhr minus Ein­
fuhr.
3) Direktinvestitionen und langfristige 
Darlehen.
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und Gehälter + 4%. Dazu Abbau von 
Subventionen und Tarifabschlüsse, die 
„im Aufschwung den Lohnkosten­
druck der Unternehmer mildern“ 
(FAZ). Damit hätten Finanzkapital 
und Regierung vorerst ihr propagandi­
stisches Instrumentarium beisammen, 
mit dem sie gegen die Gewerkschaften 
und die anstehenden Lohnbewegungen 
anzutreten gedenken.

Aktionen der Postgewerkschaft gegen 
Schichtarbeit.

Gegenwärtig befindet sich die Wirt­
schaft der BRD seit 1950 in der achten 
Phase sinkenden Wachstums der Pro­
duktion nach stets geringer werden 
Konjunkturbelebungen. Fraglich ist 
der westdeutschen Finanzbourgeoisie 
nur, ob diese Phase in einer Stagnation 
mit noch größerem Produktionsrück­
gang als 1966/67 und vor allem 74/75 
landen wird oder ob eine zwischenzeit­
liche Konjunkturbelebung zu erwarten 
ist. Sie propagieren den Aufschwung in 
der zweiten Jahreshälfte 81, der eben 
seinen Preis mit Lohnsenkungen für 
die Arbeiterklasse fordere. Für die Mo­
nopolbourgeoisie dagegen ist freilich 
auch ein Fortgang der Rezession im 
Jahre 81 gut zu verkraften und im Ge­
genteil mit Gewinn zu nutzen, wenn sie 
nur schön alle Imperialisten trifft und 
das westdeutsche Finanzkapital aber in 
der Krise seine Konkurrenzvorteile ver­
bessert.

Tatsächlich sind deshalb alle Grün­
de, die gegenwärtig Kapitalistenver­
bände, Banken und Regierung Zusam­
mentragen, warum es diesmal nicht wie 
74/75 käme, nur Faktoren, die den be­
reits verstärkten Druck auf die Arbei­
terklasse und bereits verbesserte Kon­
kurrenzbedingungen seit 1975 anzei­
gen, die jetzt weiter zu forcieren wä­
ren.

Im Unterschied zu 74/75 haben dies­
mal die Kapitalisten bereits vor dem 
Produktionsrückgang die Arbeitslosig­
keit hochgetrieben durch eine Verstär­
kung der Rationalisierungsinvestitio­
nen seit 1979. Der Wiederanstieg der 
Arbeitslosenzahlen beginnt bereits zum 
Jahresanfang 1980, ungefähr ein hal­
bes Jahr, bevor im Sommer die Kapa­
zitätsauslastung gesunken ist. Das 
heißt erstens, daß die Kapitalisten die 
Arbeitslosenzahl im Fortgang der Krise 
über den Stand von 1975 steigern wer-

Abschmelzung der Sparguthaben 
und zunehmende Bankverschuldung

Beunruhigung herrscht im Einzelhan­
del aufgrund der Entwicklung des 
privaten Verbrauchs. Nach Berech­
nungen des DIW ist im zweiten Vier­
teljahr 1980 der private Verbrauch 
preisbereinigt um 0,4% gegenüber 
dem gleichen Vorjahreszeitraum zu­
rückgegangen. Dabei mögen vor der 
Mehrwertsteuererhöhung noch getä­
tigte Käufe im Juni letzten Jahres 
vielleicht diesen Rückgang des Kon­
sums etwas mildern. Fest steht je­
doch, daß die Konsumtionskraft ab­
nimmt.

Die Lebenshaltsungskosten liegen 
für alle Haushaltungen um durch­
schnittlich 6% am Ende der ersten 
Hälfte dieses Jahres über dem Niveau 
des Vorjahres. Überdurchschnittlich 
sind besonders die Preise für Elektri­
zität, Gas und Brennstoffe mit 7,6% 
und für Verkehr mit 7,5% gestiegen. 
Der Rückgang im Fahrzeughandel 
um preisbereinigt etwa 15% im glei­
chen Zeitraum beweist am deutlich­
sten, daß alle diese Kostensteigerun­
gen einschneidend wirken, so ein­
schneidend, daß die mit dem Alter 
des Autos zweifellos wachsenden In­
standhaltungskosten dafür in Kauf 
genommen werden müssen. Finan­
ziert ist dieser Verbrauch bereits un­
ter erheblichem Rückgriff auf Spar­
guthaben. Die Statistik der Deut­
schen Bundesbank gibt folgende 
Auskunft:

I Kündigungsfrist und Ratenkredite 
i von 2000 bis 5000 DM bei einer 

Laufzeit von ein bis zwei Jahren.

Bestand Spareinlagen Veränder.
Monatsende in Mrd. DM in %

1978 Dez. 470,7
1979 Juni 475,0 + 0,9
1979 Dez. 482,9 + 1,7
1980 Juni 465,2 -3,7

Gleichzeitig nimmt der Umfang

den, und zweitens, daß damit der 
Druck auf den Arbeitsmarkt 1980 be­
reits größer war als 1974 und noch stär­
ker zunehmen wird. Bereits seit Beginn 
des Jahres 80 sinkt die Lohndrift (IFO- 
Institut), d.h. die Überwälzung der Ta­
riflohnerhöhungen in die Effektivlöh­
ne gelingt immer weniger.

Im Unterschied zu 74/75 ist diesmal 
die Lohnquote bereits jetzt bedeutend 
niedriger als 1974. Der Anteil des ge­
sellschaftlichen Produkts, der sich in 
Anlagekapital verwandeln läßt, sobald 
profitable Anlagemöglichkeiten zur 
Verfügung stehen, ist also größer. 
Durch Senkung des Nettolohns und 
Plünderung der Versicherungskassen 
soll er weiter erhöht werden. Deshalb 
sind sich die Kapitalisten und Banken­
vertreter auch in der Ablehnung von 

I der Verschuldung der Lohnabhängi- 
gen bei den Banken weiter zu. Inzwi­
schen dürfte das Volumen der Kredi­
te an Lohnabhängige bereits 200 
Mrd. DM überschritten haben. 
Durch die Abnahme der in der Regel 
mit der Fahrzeugbeschaffung ver­
bundenen langfristigen Kreditauf­
nahme geht die Zuwachsrate dieser 
Verschuldung etwas zurück:

Die Verschuldung der Lohnabhän­
gigen im Verhältnis zu allen Sparein­
lagen hat sich damit von 32,1% zu 
Ende Dezember 1978 auf 42,2% zu 
Ende Juni 1980 erhöht.

Bestand Verschuldung Veränder.
Monatsende in Mrd. DM in %

1978 Dez. 151,2
1979 Juni 167,4 + 10,7
1979 Dez. 184,3 + 10,1
1980 Juni 196,5 + 6,6

Die Banken benutzen die mit der 
Verengung der Reproduktion wach­
sende Zwangslage der Lohnabhängi­
gen für einen kräftigen Schnitt. Wäh-

| rend die Zinsen für Sparguthaben ge- 
! senkt werden, treiben die Banken die 
1 Zinskosten für die Ratenkredite auf 

beinahe die doppelte Rate des Stands 
Ende 1978:

Zinssätze Spar­ Raten­
einlagen kredite

1978 Dez. 2,5% 3,8%
1979 Juni 3,0% 4,6%
1979 Dez. 4,0% 5,8%
1980 Juni 5,0% 7,2%
1980 Sept. 4,5% 7,2%

Die angegebenen Zinssätze betref-
fen Spareinlagen mit gesetzlicher

„nachfrageorientierten“ Staatsmaß­
nahmen, die, wenn überhaupt, nur den 
Umsatz bei bestehendem Produktions­
potential beleben können, einig. Sie 
frönen der Theorie von „angebots­
orientierten“ Maßnahmen, also sol­
chen, die die Umwälzung des Anlage­
kapitals befördern.

Die Länder der Dritten Welt und 
insbesondere die ölproduzierenden 
Länder haben zwar auch in der Phase 
der Konjunkturbelebung in den impe­
rialistischen Ländern höhere Preise für 
ihre Produkte durchsetzen können, im 
Unterschied zu den Jahren 73/74 hat 
aber die damit erreichte Verbesserung 
ihrer Austauschverhältnisse mit den 
imperialistischen Ländern bedeutend 
weniger zugenommen. Entgegen allem 
Geschrei der Kapitalisten über die ,,Ö1-
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Aus: Entschließungen des IG Metall- 
Gewerkschaftstages: 12. Tarifpolitik
Die IG Metall fordert:
1. Die Sicherung und Erhöhung der Realeinkommen durch:
• Erhöhung der Löhne, Gehälter und Ausbildungsvergütungen;
• Erhöhung des Urlaubsgeldes;
• ein volles 13. Monatseinkommen für alle Arbeitnehmer.
2. Angleichung der Tarifbestimmungen für Arbeiter und Ange­
stellte durch:
• die Vereinbarung eines Monatsentgeltes für Arbeiter, entspre­
chend den Gehaltsbestimmungen für Angestellte;
• gemeinsame Tarifverträge für Arbeiter und Angestellte über 
Arbeitsbedinungen und Entgeltbestimmungen.
3. Einbeziehung der Auszubildenden in gemeinsame Tarifverträ­
ge.
4. Die Weiterentwicklung der Entgeltbestimmungen mit dem 
Ziel, den sozialen Status und den materiellen Besitzstand zu si­
chern und zu verbessern und nicht mehr akzeptable Lohn- und 
Gehaltsstrukturen zu verändern durch:
• Durchsetzung und Weiterentwicklung der Tarifverträge über 
die Sicherung der Eingruppierung und den Schutz vor Abgrup­
pierungen;
• Verbesserung der Tarifverträge über Kündigungsschutz und 
Verdienstsicherung für ältere Arbeitnehmer;
• neue Tarifbestimmungen der Entgeltdifferenzierung für alle 
Arbeitnehmer;
• Veränderung der Entgeltrelationen, z.B. durch Beseitigung 
unterer Tarifgruppen, verstärkte Anhebung der unteren Lohn- 
und Gehaltssätze;
• ein garantiertes Jahresentgelt.
5. Die Verbesserung der Arbeitsbedingungen mit dem Ziel der 
Humanisierung der Arbeit erfordert:
• Bestimmungen gegen überhöhte Arbeitsbeanspruchung und 
steigenden Leistungsdruck durch:
Beseitigung des einseitigen, undemokratischen Bestimmungs­
rechtes der Arbeitgeber über die abgeforderte Leistung bei Zeit­
löhnern und Angestellten; Durchsetzung des Grundsatzes, daß 
die verlangte Leistung im Rahmen der Zumutbarkeit bleibt und 
nach dem heutigen Stand der Erkenntnisse keine vermeidbaren 
gesundheitlichen Risiken in sich birgt.
• Die Arbeit ist so zu gestalten, daß das Wohlbefinden des 
Menschen in geistiger, körperlicher und sozialer Hinsicht reali­
siert wird.
• Menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedingungen hin­
sichtlich Arbeitszeit, Arbeitsplatz, Arbeitsorganisation, Arbeits­
ablauf, Arbeitsumgebung durch:
Bestimmungen über die menschengerechte Gestaltung von tech­
nischen Anlagen und Mitteln, von Arbeitsverfahren und Arbeits­
abläufen und von Arbeitsbereichen und Arbeitsplätzen; tarifli­
che Regelungen über Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz; 
keine Abgeltung von Arbeitserschwernissen und Gesundheitsge­
fährdungen durch Geld, sondern Abbau der nicht menschenge­
rechten Belastungen; Ausgleich nicht vermeidbarer Belastungen 
durch bezahlte Freizeit; Geldzuschläge nur für das Benutzen von

Körperschutz; bezahlter Freizeitausgleich für geleistete Mehrar­
beit; sechs Minuten Mindesterholzeit pro Stunde, mindestens 3 
Minuten persönliche Zeit pro Stunde für alle Arbeitnehmer; län­
gere Erholungszeit bei entsprechend höherer Beanspruchung; 
Durchsetzung des sechswöchigen Urlaubsanspruches in allen Be­
reichen der Metallwirtschaft.
• Die weitere Verkürzung der Arbeitszeit zum Ausgleich für 
wachsende Arbeitsbelastungen, als Beitrag zur Sicherung der Be­
schäftigung, und um eine umfassende Beteiligung der Arbeitneh­
mer und ihrer Familien am gesellschaftlichen, sozialen und kul­
turellen Leben zu ermöglichen, durch:
Verkürzung der Lebens-, Jahres-, Wochen- und Tagesarbeitszeit 
mit vollem Lohnausgleich bei gleichzeitig definierten Arbeitsbe­
dingungen. Einführung der 35-Stunden-Woche.
6. Wesentlicher Bestandteil des Kampfes um humane Arbeitsbe­
dingungen ist die Sicherung und Anhebung des Qualifikationsni­
veaus. Nur Arbeit, die humanen Ansprüchen genügt, ist für den 
Menschen eine Quelle der Selbstverwirklichung.
Die IG Metall fordert deshalb:
• Keine weitere Zerstückelung und Aushöhlung der Arbeit und 
Beseitigung eintöniger und sinnentleerter Arbeiten;
• Festlegung von Mindestarbeitsinhalten und Mindesttaktzei­
ten;
• Abbau der Trennung von Planung, Vorbereitung. Ausfüh­
rung und Kontrolle bei der Gestaltung der Arbeitsorganisation;
• Bestimmungen in Tarifverträgen zur Verbesserung der beruf­
lichen Bildung;
• Vereinbarungen über bezahlte Freistellung zur Teilnahme an 
Maßnahmen der gesellschaftspolitischen und beruflichen Bil­
dung (Bildungsurlaub).
7. Die zunehmende Schicht- und Nachtarbeit und die damit ver­
bundene soziale und gesundheitliche Beanspruchung erfordern 
besondere Tarifbestimmungen für Schicht- und Nachtarbeit:
• Strengere Voraussetzungen für die Zulässigkeit von Nacht/- 
Wechselschichtarbeit;
• kürzere Schichtarbeitszeit;
• zusätzlicher Urlaub bzw. Freischichten;
• Festlegung der Leistungsnormen unter Berücksichtigung der 
biologischen, sozialen und sonstigen Bedingungen der Schichtar­
beit;
• Anpassung der Schichtpläne an die sozialen und gesellschaft­
lichen Bedürfnisse der Schichtarbeiter;
• Verbesserung der Gesundheitsvorsorge und des Arbeitsschut­
zes;
• Ermöglichung des Wechsels aus der Schichtarbeit in Normal­
arbeitszeit (Verdienstsicherung, zumutbare Arbeitsplätze, Um­
schulung);
• Herabsetzung der Lebensarbeitszeit für Schichtarbeiter;
• 12 Minuten Mindesterholzeit pro Stunde bei Nachtschichtar­
beit;
• längere Erholzeit bei entsprechend höherer Beanspruchung;
• mindestens 6 Minuten persönliche Zeit pro Stunde bei Nacht­
schichtarbeit.
8. Tarifvertragliche Regelung für gewerkschaftliche Vertrauens­
leute.

preise“ hatte der Sachverständigenrat 
der Bundesregierung bereits 1979 mehr 
für den internen Gebrauch festgestellt, 
daß auf Grund der Preissteigerungen 
für die Produkte der imperialistischen 
Länder die Ölverteuerung gemessen in 
den tatsächlichen Austauschverhältnis­
sen nicht rund 50 Mrd. Dollar, sondern 
nur 26 Mrd. Dollar betragen hat.

Im Unterschied zu 74/75 schließlich 
hat diesmal der Produktionsrückgang 
in wichtigen Konkurrenzländern der 
BRD bereits ’/: Jahr(USA)und Jahr 
(Großbritannien) früher eingesetzt als i 
in der BRD. In Frankreich und Japan 
geht die Produktion in etwa parallel 
zur Entwicklung in der BRD zurück. 
Die westdeutsche Bourgeoisie speku­
liert darauf, daß Konjunkturbelebun­
gen in den Konkurrenzländern die Ex­

portentwicklung in der BRD wieder 
fördern werden und ihr eine Auswei­
tung ihrer Exportmarktanteile gelingt.

Dabei bescheinigt ihr die EG-Kom- 
mission durchaus günstige Erfolgsaus­
sichten: ,,Im Jahre 1977 ist Deutsch­
land das einzige EG-Land, das sich in 
einer ähnlichen Position wie die Verei­
nigten Staaten und Japan befindet, die 
sich auf die Ausfuhr dieser Erzeugnisse 
(mit niedrigem Anteil an qualifizierter 
Arbeit und niedrigem Kapitaleinsatz) 
wenig spezialisiert haben, jedoch für 
deren Einfuhr weit geöffnet sind . .. 
Wie für die Vereinigten Staaten läßt 
sich ab 1970 ein leichter Anstieg seiner 
Spezialisierungsindizes (für Produkte 
mit hohem Anteil an qualifizierter Ar­
beit und hohem Kapitaleinsatz) beob­
achten, doch erhöht Deutschland im 

Gegensatz zu den Vereinigten Staaten 
parallel dazu den Anteil seiner Ein­
fuhr, was auf einen größeren Prozent­
satz von Wiederausfuhr bei Ausgliede­
rung bestimmter Glieder der Produk­
tionskette schließen läßt.“ (Jahreswirt­
schaftsbericht 1979-80)

Deshalb beurteilen Banken und Re­
gierung das gegenwärtige Handels- und 
Zahlungsbilanzdefizit der BRD sach­
lich mit ziemlicher Gelassenheit, weil 
es im wesentlichen nicht aus einer rela­
tiven Verschlechterung auf den Ex­
portmärkten der BRD, sondern aus 
steigenden Importpreisen herrührt.

Das ändert nichts daran, daß sie mit 
„dem Defizit“ begründen, worum es 
ihnen gegenwärtig vor allem geht: 
Lohnsenkung und Steigerung der In­
tensität der Arbeit.
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Aus Politik und Wirtschaft - kurz berichtet

Belebungsversuche für 
Konzertierte Aktion

Am 17.11. hatte Kanzler 
Schmidt Bundesbank-, Kapita­
listen- und Gewerkschaftsver­
treter zu sich geladen. Er woll­
te sich ,,abstimmen über die 
Grundzüge seiner Regierungs­
erklärung, das Leistungsbi­
lanzdefizit und die Entwick­
lung des DM-Kurses“. Über 
den Erfolg seiner Bemühungen 
ist nichts bekanntgeworden. 
Für den 8.12. hat Wirtschafts­
minister Lambsdorff ein weite­
res Gespräch angesetzt. Des 
Grafen erklärte Absicht ist, die 
Gewerkschaften wieder in die 
Konzertierte Aktion zu drän­
gen, die sie wegen einer Verfas­
sungsklage der Kapitalisten­
verbände gegen das Mitbestim­
mungsgesetz verlassen hatten. 
DGB-Chef Vetter und IGM- 
Vorsitzender Loderer haben 
schon gesagt, daß sie nicht 
kommen werden und jede Teil­
nahme an der Konzertierten 
Aktion ablehnen, ,»solange die 
FDP die Montanmitbestim­
mung abbauen will“. Nach ei­
nem SPD-Vorschlag soll die 
Montanmitbestimmung erst 
dann nicht mehr gelten, wenn 
der Montananteil eines Kon­
zerns fünf Jahre weniger als 
30% beträgt. FDP-Zustim- 
mung soll mit Vorrechten für 
die leitenden Angestellten, 
FDP-Klientel, erkauft werden.

NDR-Berichterstat- 
tung ,,einseitig“

Der niedersächsische Innenmi­
nister Möcklinghoff fordert 
vom NDR personelle Konse­
quenzen wegen der ,,einseiti­
gen“ Berichterstattung zu dem 
öffentlichen Rekrutengelöbnis 
in Hannover. In Hörfunk- und 
Fernsehbeiträgen wurde die 
Vorgehensweise der Polizei als 
unrechtmäßig bezeichnet. Der 
Bundesvorstand der Deut­
schen Journalisten Union for­
dert in einem offenen Brief 
keinerlei Maßregelung der zwei 
betroffenen Redakteure.

Loderers Japanreise: 
Schwieriger Anfang

Man hätte sich gewünscht, daß 
Eugen Loderer bei seinem Ja­
pan-Besuch einem Abkommen 
mit den japanischen Gewerk­
schaften nähergekommen wär, 
etwa derart, daß im Falle von 
Streiks gegenseitig Lieferungen 
auf die entsprechenden Märkte 
aufgehalten würden. Derarti­
ges hört man nicht, sondern 
die Presse weidet sich an Lode­

rers Gespräch mit Außenmini- ’ 
ster Ito und dem Minister für 
Handel und Industrie, Tana­
ka. Loderer soll dort um frei­
willige Exportselbstbeschrän­
kung der japanischen Mono­
pole nachgesucht haben. We­
nig glücklich auch die Ausfüh- I 
rungen Loderers über die Not-, 
wendigkeit einer Hebung der 
japanischen Lohnquote. Klare 
Beistandsangebote für den 
Streikfall hätten mehr gefruch­
tet und nicht einen so unange­
nehmen Hauch von Bevor­
mundung verbreitet.

Bundesregierung mit 
hochfliegenden Plänen 
Mit der Ankündigung, ggfs. j 
die staatlichen Fördermittel zu ; 
kürzen, versucht die Bundesre-! 
gierung, die beabsichtigte Fu-' 
sion der beiden westdeutschen , 
Luftfahrtkonzerne MBB und | 
VFW zu beschleunigen. Nach­
dem insbesondere MBB mit , 
dem Airbus- und dem Torna­
do-Programm seine Marktpo­
sitionen ausbauen konnte, j 
wollen die BRD-Imperialisten 
ein schlagkräftiges Luftfahrt­
monopol Zusammenzimmern, . 
das den Vorsprung besonders 
der US- und französischen 
Konkurrenten aufholen kann.

Regierung streicht 
Sparprämien

Um vorgezogenen Vertragsab­
schlüssen nach den bisher gül­
tigen Sparprämiengesetzen zu­
vorzukommen, hat sich die 
Regierung beeilt, den erstge­
nannten Programmpunkt der 
Koalitionsvereinbarungen be­
reits in die Tat umzusetzen: die 
Streichungen bei den Sparprä­
mien. Die meistbenutzte Rege­
lung wurde aufgehoben: die 
Verbindung von 624-DM-Ver- 
mögensbildung mit entweder 
Prämiensparen oder Bauspa­
ren. Das Prämiensparen wurde 
ersatzlos gestrichen, die Prä­
mie beim Bausparen wurde 
von 18% auf 14% gesenkt. 
Wer einen Bausparvertrag 
nach den vorgesehenen Bedin­
gungen abschließt, muß statt- 
bisher sieben Jahre nun zehn 
Jahre auf das Geld warten. Die 
Bausparkassten sind nicht un­
zufrieden, da sie nun mehr 
Geld für längere Zeiten zur 
Anlage erwarten infolge der 
Streichung des Prämienspa­
rens. Die Sparkassen und Kre­
ditbanken würden sicherlich 
Ersatz bereitstellen, lautet das 
Bankenecho. Und die insge­
heim von den Banken ange-

Die öffentlichen Rekrutengelöbnisse der Bundeswehr zum 25- 
jährigen Bestehen der Bundeswehr sind von heftigen Protesten 
begleitet. In Bonn demonstrierten an zwei Tagen jeweils 6000, in 
Gießen 2000, Hannover 4000, Lüneburg 1500, München 
2500, Saarbrücken 2500 und Schleswig 1000 Demonstranten. 
Örtliche Aktionseinheiten zwischen Initiativen, Vertretungsorga­
nen und politischen Organisationen wurden gebildet. Gewerk­
schaftliche Beschlüsse gegen die öffentlichen Gelöbnisse wurden 
gefaßt. 33 Bosch-Arbeiter sprechen sich in einem Leserbrief in 
der Stuttgarter Zeitung gegen die Gelöbnisse aus. In Stuttgart rief 
die Gewerkschaftsjugend zur Demonstration auf.

stellte Rechnung ist sowieso 
durchschaubar: durch die
gleichzeitige Förderung mittels 
624-DM-Gesetz (30% Prämie 
auf Einlagen bis zu 624 DM) 
und z.B. Bausparprämie (wei­
tere 18% bis zur Gesamteinla­
ge von 1600 DM jährlich) das 
nötige Geld für z.B. die Neu­
beschaffung eines VW Golf in 
sechs bis sieben Jahren zusam­
menzuhaben. Das 624-DM- 
Gesetz allein reicht dafür bei 
weitem nicht aus. Also müssen 
die Lohnabhängigen jetzt ent­
weder eine Stange mehr auf die ' 
Bank bringen, oder eben in i 
größerer Zahl Kreditnehmer ' 
werden. Beide Vorgänge wer­
den eintreten und über die 
Banken vermittelt werden. Al­
so klare Sache, wie das ,,Han­
delsblatt“ kommentiert:
„Kaum Grund zum Klagen.“

|

Stoltzenberg wird 
nicht angeklagt

Am 4.11. wurde bekannt, daß 
die Staatsanwaltschaft Ham­
burg die Klage gegen den Be­
sitzer der Stoltzenbergfirma 
zurückgezogen hat. Wegen an­
dauernder Verhandlungsunfä­
higkeit. Gegen K.H. Ludwig, 
dessen Sohn beim Spielen mit 
Chemikalien aus der-Stoltzen- 
bergfabrik getötet wurde, ist 
am 11.11. Anklage erhoben 
worden. Die Anklage lautet 
u.a. auf fahrlässige Tötung. 
Im November wurde das Ge­
lände der Stoltzenbergfabrik 
endgültig geräumt. 5 Tonnen 
wurden weggeschafft: u.a. gif­
tige Chemikalien wie Blausäu­
re, 100 kg Munitionsschrotl, 
eine Kampfstoffbombe und 
16000 Stück Nebenmunition.

BRD, Frankreich, NL 
bauen Kampfpanzer

Von Anfang an hatte die BRD 
die Niederlande an der Ent­
wicklung des neuen west­
deutsch-französischen Kampf­
panzers beteiligen wollen, der 
den „Leopard I“ ersetzen soll. 
Um Kostenbeteiligung und 
Absatz zu sichern. Jetzt hat die 
niederländische Regierung zu­
gestimmt. 450 Panzer, ca. 
10%, wird sie kaufen.

Großauftrag der DDR 
an Österreich

Erich Honecker, der Staats­
ratsvorsitzende der DDR, stat­
tete Österreich vom 10. bis 
13.11. einen Besuch ab, den er­
sten in einem westlichen kapi­
talistischen Land. Österreich 
hatte 1976 ein Konsularab­
kommen mit der DDR abge­
schlossen. Jetzt ging es um ei­
nen Auftrag für den Stahlkon­
zern VOEST, der den Löwen­
anteil am Bau eines Stahlwerks 
in Eisenhüttenstadt im Wert 
von 1,5 bis 2 Mio. DM erhal­
ten hat. Sicher trifft diese Ent­
scheidung die Bundesregierung 
stärker als die Gespräche über 
Zwangsumtausch und deutsch­
deutsche Beziehungen, die Ho­
necker mit dem Kanzler Kreis­
ky und dem Bundespräsiden­
ten Kirchschläger führte. Ge­
sprochen wurde auch über den 
Vorschlag der UdSSR zu einer 
europäischen Abrüstungskon­
ferenz. Österreich setzte sich 
gleichzeitig für die Beilegung 
des Streits um die Tagesord­
nung der in Madrid tagenden 
KSZE-Konferenz ein.
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Nordirland
Republikanische Gefangene weiten 
Hungerstreik für ihre Rechte aus
In der letzten Woche erklärten die 
Frauen, die als politische Gefangene 
im nordirischen Armagh-Gefängnis 
eingesperrt sind, daß sie sich in zwei 
Wochen ebenfalls an dem Hunger­
streik beteiligen. Seit dem 27.10. sind 
sieben Gefangene aus den H-Blocks 
des nordirischen Maze-Gefängnisses 
im Hungerstreik. Sie fordern die Wie­
derherstellung des 1976 aberkannten 
Status als politische Gefangene, näm­
lich: 1. das Recht, ihre eigene Kleidung 
zu tragen, 2. das Recht, sich ungehin­
dert mit anderen Gefangenen zusam­
men aufhalten zu können, 3. das 
Recht, die Gefängnisarbeit zu verwei­
gern, 4. das Recht, Bildungs- und Frei­
zeitveranstaltungen selbst zu organisie­
ren, einen Brief pro Woche zu erhalten 
und abzuschicken, ein Paket und einen 
Besuch in der Woche zu erhalten, und 
5. die Wiederherstellung der vollen 
,,Remission“, des Anrechts auf frühe­
re Entlassung, das die britische Ge­
fängnisverwaltung den protestierenden 
Gefangenen als Strafe aberkannt hat.

Großbritannien ist Kolonialmacht in 
Nordirland, und die Gefangenen sind 
deshalb im Gefängnis, weil sie diese 
Kolonialherrschaft bekämpfen. Als 

Durchsuchung eines der Gefangenen, die sich weigern, Gefängniskleidung zu tra­
gen. Sie erhalten außer einer Decke keine Kleidung. - Demonstration in Belfast.

sich die irische Nation nach dem 1. 
Weltkrieg erfolgreich gegen die engli­
sche Unterdrückung erhob, setzten die 
Imperialisten die Abtrennung von 
sechs Bezirken im Norden des Landes 
- ,,Nordirland“ - durch. Das Argu­
ment der Imperialisten war angeblich 
die Demokratie. In den sechs Bezirken­
hätten die Protestanten, also die Nach­
fahren der Siedler aus England und 
Schottland, die Mehrheit, und die 
wollten bei Großbritannien bleiben. 
Tatsächlich ist die Siedlerbevölkerung 
in drei Bezirken (Belfast, Antrim und 
North Down) konzentriert, und dort 
ist sie in der Mehrheit, weil die Kolo­

nialisten die Iren (also die Katholiken) 
systematisch um ihr Land gebracht 
und vertrieben haben.

Das industrialisierte Nordirland be­
sitzen, heißt für die britischen Imperia­
listen, ganz Irland wirtschaftlich und 
politisch in Schach zu halten.

Mit politischer Entrechtung, Land­
wegnahme, Diskriminierung gegen 
Katholiken bei Arbeitssuche und Woh­
nungszuteilung versuchte die Reaktion 
gerade in den sechziger Jahren, die 
Siedlerhochburgen (vor allem Belfast) 
von Katholiken zu säubern. Die Iren 
wehrten sich, zunehmend militanter, 
bis sie schließlich in der ,,Schlacht um 
Bogside“ in Derry 1969 die Polizei­
truppe Royal Ulster Constabulary ver­
nichtend schlugen. Die britische Regie­
rung setzte von da an die Armee gegen 
die Katholiken ein.

In der Selbstverteidigung der Wohn­
viertel gegen die Überfälle der Armee 
und Polizei, also aus Schutzmaßnah­
men gegen die Vertreibung, wuchs die 
provisorische IRA Anfang der siebzi­
ger Jahre. Mit noch brutalerem Terror 
versuchte Großbritannien, den Volks­
widerstand zu brechen. Tausende wur­
den auf bloßen Verdacht hin in beson­

deren Lagern interniert. Am 30.1.1972 
eröffnete ein Fallschirmjägerregiment 
auf 20000 unbewaffnete Demonstran­
ten das Feuer und brachte 14 Iren um.

Eine große Welle der Empörung war 
die Antwort. Die IRA wuchs schnell. 
In Dublin brannte eine Massendemon­
stration die britische Botschaft nieder. 
Schließlich enthob die Regierung 
Heath die protestantische Siedlerregie­
rung in Nordirland im März 1972 und 
führte die Direkt Verwaltung aus Lon­
don ein.

Mit einem Hungerstreik setzten re­
publikanische Gefangene im Gefängnis 
Crumlin Road in Belfast 1972 den Son­

derstatus durch. Damit hatte die briti­
sche Regierung die ,,Terroristen“ als 
politische Gefangene anerkennen müs­
sen und die Ziele der IRA als politische 
Ziele. Das war ein wichtiger Erfolg für 
die Iren und eine unangenehme Sache 
für die britische Regierung, die ihre 
Kampagne in Nordirland als unpoliti­
sche, ,,anti-terroristische“ Friedensak­
tion hinstellen wollte.

1976, nach mehreren Niederlagen 
der IRA, entzog die britische Regie­
rung den politischen Status wieder. Al­
le vor dem 1.3.1976 verurteilten Gefan­
genen hatten und haben bis heute diese 
Rechte, etwa 200 sind es jetzt. Aber al­
le nach dem 1.3.1976 verurteilten soll­
ten als Kriminelle behandelt werden. 
Mit der seit vier Jahren dauernden 
Protestaktion haben die republikani­
schen Gefangenen die Kriminalisie­
rungsabsicht zunichte gemacht.

Labour-Partei
Foot’s Wahl - Ergebnis 
einer schweren Krise

Mit 139 Stimmen wählten die Parla­
mentsabgeordneten der Labour-Partei 
am 10. November Michael Foot zum 
Oppositionsführer. Sein Gegenkandi­
dat, der vorher favourisierte Dennis 
Healey, erhielt 129 Stimmen. Die Wahl 
war nach dem Rücktritt des früheren 
Premierministers Callaghan als Oppo­
sitionsführer nötig geworden.

Mit Foot habe die Labour-Partei 
zum ersten Mal seit 80 Jahren einen 
linken Führer gewählt, schrieb die Ta­
geszeitung ,,Guardian“. Foot, 67 Jah­
re alt, ist der Sohn eines vermögenden 
Rechtsanwalts und liberalen Parla­
mentsabgeordneten. Als Student in 
Oxford war Foot selbst Mitglied der 
Jungen Liberalen. Später arbeitete er 
als Journalist und Buchautor. Von 
1945 bis 1955 und seit 1960 ist er für 
Labour im Unterhaus. 1974 bis 1976 
war er Arbeitsminister, danach stell­
vertretender Premier in der Regierung 
Callaghan.

Während der EG-Beitrittsverhand­
lungen und des Referendums trat Foot 
gegen die britische EG-Mitgliedschaft 
auf. Er gilt als Vertreter der einseitigen 
nuklearen Abrüstung und hat erklärt, 
er werde amerikanische Cruise Missiles 
als Premierminister aus dem Land be­
fördern lassen. Seine Wahl entspricht 
nicht den bisherigen Plänen der La- 
bour-Führung. Sie ist Ausdruck einer 
Krise.

Die Labour-Partei hat eine ganz an­
dere Struktur als z.B. die SPD. Von 
den 7 Millionen Mitgliedern sind nur 
etwa 10% in Ortsverbänden. Die ande­
ren 90% sind per Mitgliedschaft in ih­
rer Gewerkschaft in der Partei. Für 
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diese Mitglieder haben die Gewerk­
schaftsführungen Blockstimmen aul 
dem Parteitag.

Die enge Verbindung von Gewerk­
schaftsbewegung und sozialdemokrati­
scher Partei führt zu scharfen Diskre­
panzen zwischen Parteitagsbeschlüssen 
und der Politik einer Labour-Regie- 
rung. Mehrere Labour-Parteitage 
stimmten gegen die EG-Mitgliedschaft, 
gegen die britische Atomrüstung, für 
die Verstaatlichung der Banken, gegen 
die Stationierung von US-Nuklearwaf- 
fen. Die Gewerkschaften erklärten öf­
fentlich ihre Gegnerschaft zu Lohnleit­
linien.

Die Politik der Regierung Calla- 
ghan, als Regierung des Finanzkapi­
tals, war an all diesen Punkten aber ge­
nau entgegengesetzt. Der sozialdemo­
kratischen Basis in den Gewerkschaf­
ten wurde das damit erklärt, daß nur 
so die Wiederwahl gesichert werden 
könne, weil nur so die Wirtschaft flo­
riere, nur so könne eine genügend gro­
ße Mehrheit für ,,wirkliche Refor­
men“ gefunden werden.

Aber dieses Versprechen erwies sich 
als hohl. Die Partei verlor die Wahl 
1979 mit dem niedrigsten Stimmenan­
teil seit 1931 und dem größten Verlust 
einer Regierungspartei seit 1945. 
Nicht, weil viele Arbeiter Tory wähl­
ten, sondern weil sie gar nicht wählten.

Deshalb kam es auf dem Parteitag 
vor zwei Monaten zum Krach. Haupt­
streitpunkt war die Wahl des Führers. 
Bislang war der Leiter der Parlaments­
fraktion automatisch Parteichef. Die 
Linke in der Partei, angeführt vom 
blaublütigen Anthony Wedgewood 
Benn, forderte die Wahl durch den 
Parteitag oder ein Wahlmännergremi­
um. Und zum erstenmal stimmten 
mehrere große Gewerkschaften mit 
dieser Linken. Damit war das bisherige 
Privileg der Parlamentsfraktion abge­
schafft. Über ein neues System wird 
ein Sonderparteitag am 24. Januar ent­
scheiden. Wahrscheinlich wird es ein 
Wahlkollegium aus Delegierten der 
Fraktion, der Gewerkschaften und der 
Ortsverbände geben.

Hätte die Fraktion in dieser Lage 
Healey zum Oppositionsführer ge­
wählt (der sich ja noch dem neuen 
Wahlkollegium stellen muß), hätte sie 
damit die Gewerkschaftssozialdemo­
kratie in noch größere Widersprüche 
gebracht und einen tiefen Riß geschaf­
fen. Healey, der frühere Schatzkanz­
ler, ist offener Befürworter von Lohn­
leitlinien und Steuererhöhungen, den 
verhaßtesten Maßnahmen der Calla- 
ghan-Regierung.

Nur Foot könne eine Labour-Partei 
darbieten, die eine wirkliche Alternati­
ve zu Thatcher sei, schrieb der,,Obser­
ver“ nach der Wahl. So links sei er 
auch nicht. Foot schwächt seine Stel­
lungnahmen zu EG, Cruise Missiles 
und Atomrüstung auch schon kräftig 

ab. Und Healey wurde Stellvertreter.
Die Blätter der Finanzbourgeoisie 

sind sich einig: Die Wahl eines ,,Lin­
ken“ vom Schlage Foot’s repräsentiert 
die einzige Möglichkeit, die Gewerk­
schaften wieder fest an die parlamenta­
rische Kette zu legen und der politi­
schen Abwendung der Arbeiterbewe­
gung von Labour zu begegnen. Erfreut 
darüber sind sie aber nicht.

Und bei der Vorstellung, daß die Ar­
beiterbewegung sich bei einem künfti­
gen Premierminister Foot an dessen 
Versprechungen erinnern könnte, ist 
ihnen unheimlich. Genauso unheim­
lich ist das den imperialistischen Ver­
bündeten, gerade in Europa. Margret 
Thatcher und Lord Carrington sahen 
sich jedenfalls veranlaßt, in der letzten 
Woche in Bonn und Hamburg die Ent­
schlossenheit des britischen Imperialis­
mus zu betonen, in der EG zu verblei­
ben und dort seine Position auszubau­
en.

USA/Reagan
Projekte und Mannschaft 
werden ausbaldowert

Mit der Wahl Reagans zum US-Präsi- 
denten hätten die Republikaner auch 
gleich eine komfortable Mehrheit im 
Senat gewonnen, die kontinuierliche 
Regierungspolitik gewährleisten wür­
de. Das ist ein Grund mehr für die er­
wachte Zustimmung zum neuen US- 
Präsidenten in Kreisen der westeuropä­
ischen Finanzbourgeoisie. Komforta­
bel in der Tat für die geplante Politik 
des US-Finanzkapitals. Im Senat ge­
wannen die Republikaner elf Sitze und 
halten jetzt 51 gegenüber 47 der Demo­
kraten. Im Repräsentantenhaus ge­
wannen die Republikaner 33 und hal­
ten jetzt 192 gegenüber einer nur noch 
knappen Mehrheit bei 242 Sitzen der 
Demokraten. Die mit finanzkräftigen 
Wahlkomitees finanzierten Siege repu­
blikanischer Senatoren über die Demo­
kraten ermöglichen den Republikanern 
erstmals seit 26 Jahren die Kontrolle 
über den Senat und damit die parla­
mentarische Absicherung des Reagan- 
Kurses. Die Republikaner werden die 
Vorsitzenden der wichtigsten Senats­
kommissionen stellen. So wird der er­
klärte Reaktonär Strom Thurrhond 
den Vorsitz über den Rechtsausschuß 
übernehmen, wozu er sich durch die 
Forderung nach Wiederanwendung 
und Ausweitung der Todesstrafe quali­
fiziert hat. Orrin Hatch wird den Vor­
sitz des Arbeits- und Sozialausschusses 
übernehmen. Er ist in seiner bisherigen 
Laufbahn durch Hetze gegen die Ge­
werkschaften und Bekämpfung der 
Gewerkschaftsorgane hervorgetreten 
und wird die Politik der geplanten Ver­
schärfung der Arbeits- und Sozialge­

setze im Senat vertreten. Mit der Mehr­
heit im Senat und dem Sitzzuwachs im 
Repräsentantenhaus kann Reagan mit 
hinreichender parlamentarischer
Deckung auch an die vollständige Neu­
besetzung der Administration gehen, 
für die die gleichen Grundsätze gelten 
werden, nach denen er gegenwärtig sei­
ne Regierungs- und Beraterposten zu­
sammenstellt.

Metallarbeitergewerkschafts-Aktion für 
gesetzliche Gleichstellung der Frauen.

Er wolle ,,Mitarbeiter, die schon so 
erfolgreich sind, daß für sie ein Regie­
rungsamt ein Schritt nach unten, nicht 
nach oben ist“, hatte Reagan gleich 
nach seiner Wahl zum US-Präsidenten 
in einem Interview erklärt. Er be­
kommt sie. Zwar wird die Regierungs­
mannschaft erst Ende November defi­
nitiv bekanntgegeben, doch angesichts 
der Namen, die gehandelt werden, kri­
stallisiert sich klar heraus, daß die US- 
Finanzbourgeoisie die Regierungsge­
schäfte direkt in die Hand zu nehmen 
gedenkt.

Reagan selbst hatten kalifornische 
Finanzmagnaten - Kalifornien ist der I 
volkreichste Bundesstaat und zugleich 
der mit dem höchsten Anteil an Indu­
striearbeitern - aus der Gewerk­
schaftsbewegung, in der er während 
seiner Zeit als Filmschauspieler tätig 
war, herausgekauft, ihn als Werbema­
nager für General Electric durch ihre 
Schule gejagt, als Gouverneur von Ka­
lifornien gewogen und für gut befun­
den, bevor sie ihn ins Weiße Haus hiev­
ten, wo er in Anbetracht unbestrittener 
Fähigkeiten einen annehmbaren Mo­
derator für die eigentlichen Fachleute 
abzugeben verspricht. Einige seiner fi­
nanzstarken Förderer werden ihm wie 
bisher auch zukünftig als enge ^Bera­
ter“ beistehen. Vizepräsident wird der 
Millionär, ehemalige Vorsitzender der 
Republikaner, ehemalige CIA-Chef, 
ehemalige Botschafter bei der UNO 
und Gesandter in der VR China Geor­
ge Bush.

Ansonsten sind in engster Wahl: Ge­
orge P. Shultz, unter Eisenhower und 
Kennedy Berater, ab 1970 Budget-Di­
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rektor, in der Nixon-Ära zuerst Ar- 
beits-, dann Finanzminister, zog sich 
1974 zurück, als es mit dem Dollar als 
Weltgeld und den USA als unangeta­
steter Hegemonialmacht bergab ging; 
freilich nicht ins Privatleben, sondern 
auf den Präsidentensitz des Baumono­
pols Bechtel (Bau von Pipelines, Kraft­
werken und anderen Großanlagen), 
von wo er jetzt in die Regierung zu­
rückdelegiert wird. Wie es heißt, als 
neuer Außenminister. Um diesen Po­
sten bewirbt sich allerdings auch Ale­
xander M. Haig, der jedoch auch das 
Verteidigungsministerium nicht ableh­
nen würde. Haig verdiente sich seine 
ersten Sporen im Aggressionskrieg ge­
gen Vietnam, wurde später, nach einer 
vorübergehenden Beratertätigkeit in 
der Nixon-Regierung, von der er sich 
ebenfalls rechtzeitig absetzte, Oberster 
Alliierter Befehlshaber in Europa. Seit 
seinem Rücktritt 1979 ist er Präsident 
der United Technologies Inc.

Das Finanzministerium wünscht die 
First National City Bank mit ihrem 
Vorstandsvorsitzenden Walter Wriston 
zu besetzen. Für das Arbeitsministeri­
um bietet sich der ehemalige Unter­
staatssekretär und jetzige Vizevorsit­
zende des zweitgrößten Stahlmonopols 
Bethlehem Steel Richard F. Schubert 
an. Die texanischen Finanzbourgeois 
bieten einen der Ihren für das Handels­
ministerium an. Der Vorstandsvorsit­
zende William Agee der Bendix Corp., 
immerhin unter den 100 größten US- 
Monopolen zu finden, stellt sich zur 
freien Verfügung. Für das Wirtschafts­
ministerium steht eine Horde renom­
mierter Professoren bereit.

Damit kann Reagan an die Umset­
zung seiner bereits jetzt lancierten Pro­
jekte gehen. Geplant ist die Erhöhung 
des Rüstungsetats um 5% in den näch­
sten Jahren und die Durchsetzung ei­
nes 15-20 Mrd. $ Nachtragshaushal­
tes für die Rüstungsausgaben 1981. In 
Planung ist weiter die Entwicklung ei­
nes neuen Bombers, die Errichtung zu­
sätzlicher Silos für die unterirdischen 
Minuteman-Raketen, der Ausbau der 
Marine und die Entwicklung von wei­
teren nuklearen Flugzeugträgern. Zur 
Ergänzung wurde der NATO bereits 
vorgeschlagen, daß die europäischen 
NATO-Imperialisten auch Flugzeug­
träger bauen und unterhalten sollten.

Die von Reagan bereits vor seiner 
Wahl gepriesenen und als Gouverneur 
von Kalifornien vorexerzierten Steuer­
erleichterungen beabsichtigen Steuer­
erleichterungen für die Konzerne und 
eine drastische Senkung des Einkom­
menssteuerhöchstsatzes. Zur weiteren 
Investitionsförderung der Kapitalisten 
sollen die Abschreibungssätze so ange- i 
hoben werden, daß die Investitionsrate 
steigen kann und die Konzerne mit 
technisch funktionsfähigen, aber fi­
nanziell abgeschriebenen Maschinen • 

Extraprofite erzielen können. Wo die 
Sanierung des Staatshaushaltes her­
kommen soll, ist auch schon klar: 27 
Mrd. $ sollen durch Lohn- und Ge­
haltssenkungen in den öffentlichen 
Diensten eingespart werden.

Die tatsächlichen Senkungen von 
Staatsausgaben werden in der Senkung 
von Sozialversicherungszahlungen u.ä. 
bestehen, begleitet von der Delegie­
rung des Sozialwesens an die Einzel­
staaten und der Senkung der Mindest­
löhne.

NATO
Schmidt deutet wei­
tere Nachrüstung an

Mitten in die laufende Vorbereitung 
der Regierungserklärung und zeitig vor 
Schmidts und Genschers USA-Reise 
überbrachte der Botschafter der USA 
in der BRD, Walter Stössl, dem Bun­
desverteidigungsminister Apel eine 
Wunschliste. In dieser war neben rein 
menschlichen Selbstverständlichkeiten 
wie bessere Wohnungen für die Besat­
zungstruppen und Bundesbahnfrei­
fahrtscheine für Besatzer nebst Familie 
auch direkt Militärisches enthalten. 
Man wünsche und brauche erheblich 
vergrößerte Depotanlagen für schweres

Kriegsgerät, die BRD solle das Gelände 
zur Verfügung stellen und mindestens 
den Bau bezahlen. Den materiellen 
Umfang seiner Anforderungen hat 
Stössl vielleicht der Bundesregierung 
gegenüber beziffert, diese läßt jedoch 
nichts an die Öffentlichkeit dringen.

Stössls Vorstoß zielt auf einen 
schwierigen Punkt im NATO-Bündnis. 
Die USA würden sehr schätzen, wenn 
ihre Verbündeten die Aufrüstung so 
betreiben würden, daß eine Verbesse­
rung der militärischen Position der 
USA nicht etwa nur gegenüber der 
UdSSR, sondern auch gegenüber dem 
jeweiligen Bündnispartner erzielt wür­
de, denn man kann ja nie wissen. Die 

I Genehmigung und Finanzierung von 
| neuen Depotanlagen der US-Streit- 

kräfte in der BRD durch die Bundesre­
gierung würde den USA die Möglich­
keit verstärken, die Truppenstärke ge­
gebenenfalls sogar zu vermindern und 
doch eine Steigerung an Kampfkraft zu 
haben. Denn diese tritt ein, wenn die 
logistischen Voraussetzungen für 
schnelle Truppenverlagerung verbes­
sert werden.

Zum Zeitpunkt von Stössls Vortrag 
ging durch die BRD-Presse noch das 
Koalitionsklimbimbim, man würde 
den Verteidigungshaushalt durchaus 
nicht um 3°7o, wie durch NATO-Ver- 
einbarung festgelegt, heben, sondern 
bloß um 1,8%. Inzwischen ist dies 
Schnee von gestern. Schmidt hat ge­
meinsam mit Margret Thatcher eine 
Frohbotschaft herausgegeben, daß 
man für die Einlösung der Aufrü- 
stungsabkomen einstehen würde. Das 
SPD-Vorstandsmitglied Wischnewski 
äußert gleichzeitig, die NATO-Übcr- 
einkunft, die Rüstungshaushalte um 
real 3% zu heben, sei ,,Blödsinn“. 
Wenns nötig wär, würde man auch um 
5% real heben, wenn nicht, dann eben 
nur um 1%. An Wischnewskis Äuße­
rung fällt vor allem auf, daß 1% reale 
Steigerung auch dann stattfinden wür­
de, wenn es ,»nicht nötig“ wär. Aus 
dem Finanzministerium verlautet, man 

habe schon alles für einen Verteidi­
gungsnachtragshaushalt vorbereitet.

Ohne Übertreibung läßt sich heute 
feststellen, daß die Bundesregierung 
den Rüstungswettlauf mit dem RGW 
positiv will. Wie anders wäre Gen­
schers jüngste Äußerung zu verstehen, 
es sei unverzichtbar, „daß die Verei­
nigten Staaten als westliche Führungs­
macht in ihrer militärischen Stärke und 
Handlungsfähigkeit niemandem in der 
Welt nachstehen“. Schmidt bemüht 
sich, vereint mit Margaret Thatcher, 
Reagans Prognose wahr zu machen, 
daß die USA, wenn sie nur ihre Füh­
rungsrolle wahrzunehmen wüßten, 
auch Unterstützung finden würden.
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Genscher stimmt sich auf Reagans Ge- j 
dankengut, Bewahrung von Stabilität, ■ 
Frieden und Zukunftsaussichten durch ! 
die US-Militärmacht Nr. 1, ein. Da 
aber die Hebung der NATO-Rüstung 
auf das geplante neue Ausmaß ganz 
unvermeidlich auch die politischen und 
militärischen Gewichte innerhalb des 
Bündnisses verschieben muß, werden 
in der allgemeinen Marschmusik häßli- . 
ehe Geräusche nicht ausbleiben. Insbe­

Mieten

Konzertierte Aktion zur Beseitigung 
des Sozialen Wohnungsbaus
Wohnungsbauminister Haack mochte 
seinen auf neue Gemeinheiten sinnen­
den Kabinettskollegen nicht nachste­
hen. Wenige Tage nach der Regie­
rungsbildung präsentierte er sein um­
fassendes Programm zur Mietensteige­
rung. Vor allem den 4,5 Millionen Mie­
tern im Sozialen Wohnungsbau steht 
eine regelrechte Mietenexplosion ins 
Haus.

Wer z.B. aufgrund der nominalen 
Lohnerhöhungen der letzten Jahre 
über die ,,Berechtigungsgrenzen“ zu 
liegen kommt, wird zukünftig durch ei­
ne zynisch ,,Fehlbelegungsabgabe“ ge­
nannte Mieterhöhung von bis zu 2 DM 

sondere für die BRD lassen sich schöne 
Positionen erzielen, wenn sie sich ein 
wenig anstellt. Nicht diese Begleittöne 
machen jedoch das Motiv der Militär­
politik der BRD aus, besser hört man 
auf die Marschtritte der Rekrutenko­
lonnen, die befehlsmäßig auf öffentlk 
chen Plätzen zusammengetrieben wer­
den, um ihre Verfügbarkeit für die In­
teressen der westdeutschen Monopol­
bourgeoisie zu geloben.

binnen kurzem an die ,,Marktmiete“ 
angepaßt werden. Der CDU ist das im­
mer noch nicht genug. Auch die Alt­
mieten, so der rheinland-pfälzische Fi­
nanzminister Gaddum, müßten in den 
,,Marktbereich“ überführt werden; je­
denfalls werde dann niemand in ,,zu 
großen“ und vor allem „zu billigen“ 
Altbauwohnungen hockenbleiben, nur 
weil kleinere Neubauwohnungen teu­
rer seien. Einig sind sich die Bourgeois­
politiker, daß die auf den Sozialen 
Wohnungsbau verwandten Steuergel­
der noch drastischer gekürzt werden. 
Innerhalb weniger Jahre ist die Zahl 
der nach § 25 des Zweiten Wohnungs-

Senkung des Lohnstandards zu ver- 
i schaffen. 1950 noch wurde die Miete 
■ im Sozialen Wohnungsbau als „Richt- 
: satzmiete“ nach dem Durchschnitts­

lohn festgelegt; damals betrug sie 1 
DM pro m2. Bis Ende der 60er Jahre 

I-wurde die ,,Richtsatzmiete“ in die
,, Bewilligungsmiete“ umgewandelt, 

i die ,,Kapitalsubvention“ in die ,,Zins­
subvention“, was den Bourgeois die 
Kürzung der staatlichen Mittel ermög­
lichte. Entsprechend schnellte der 
Mietpreis von 1,55 DM pro m2 1960 
auf 3,12 DM 1970. Heute liegt die Mie­
te nur in den ersten zwei bis drei Jahren 
fest - inzwischen bei 5,10 DM - und 
steigt dann, aufgrund des Wegfalls der 
Zinssubventionen, innerhalb von 15 
Jahren auf ,,Kostenmieten“niveau.

Mit dem Wohnungsbauänderungs­
gesetz 1980 hatte Haack einen weiteren 
kräftigen Mietpreissprung eingeleitet: 
Die ,,Sozialbindung“ einer Wohnung 
kann vorzeitig aufgehoben werden.

1 Nun rundet er ab. Die absehbaren^ 
Mietsteigerungen durch Wohngeld 
ausgleichen zu können, besteht für den 
Lohnabhängigen keine Aussicht. Die 
Höchstbeträge des monatlichen Fami­
lieneinkommens sind so niedrig ange­
setzt, daß die Masse der Arbeiter dar­
über liegt. Für einen 3-Personen-Haus- 
halt z.B. wird der Höchstsatz für 1981
1 800 betragen, das Wohngeld bei einer 
Miete von 500 DM - ganze 24 DM.

pro m2 geschröpft. Auf diese auf mitt­
lere Angestellte und Beamte zielende 
,,Fehlbelegungsabgabe“ war es dem 
gerechtigkeitsliebenden Haack vor al­
lem angekommen: Sie bringt jährlich 
800 Mio. Die FDP legte ihrerseits 
Nachdruck auf eine allgemeine Erhö­
hung der Neumieten im Sozialen Woh­
nungsbau. Durch beschleunigte Zins­
erhöhungen für die Darlehen soll die 
anfangs noch subventionierte Miete 

bauförderungsgesetzes geförderten 
Wohnungen ohnehin schon halbiert 
worden.

Kurzum, jetzt geht es darum, den 
Sozialen Wohnungsbau schrittweise, 
aber vollständig zu beseitigen. Haupt­
zweck dieser Reform, die insbesondere 
nach dem 2. Weltkrieg zur vollen Blüte 
kam, war es gewesen, den Kapitalisten 
durch Verbilligung der Mieten der Ar­
beiterbevölkerung Spielraum für die

Kapitalexport
BRD-Chemiemonopole 
drängen auf US-Markt

Nicht trotz, eher wegen der Krise der 
US-Chemieindustrie hat das westdeut­
sche Chemiemonopol Hoechst im Ok-. 
tober mit seiner bislang größten Aus­
landsinvestition seine 19 Werke in den 
USA um eines erweitert: Mit dem 
Werk in Bayport/Texas, in dem Styrol 
und Polyethylen (Hostalen) produziert 
werden, versucht es, festen Fuß auf 
dem größten Kunststoffmarkt der Welt 
zu fassen. 1965 noch erzielte Hoechst 
die Hälfte seines Umsatzes in den USA 
durch Warenexporte, heute sind es ge­
rade 10%. Bayport ist dabei nur der 
Auftakt zu einer neuen, großen Kapi­
talexportoffensive. In den nächsten 
fünf Jahren will der Konzern 750 Mio. 
$ in den USA direkt investieren (zum 
Vergleich: in den letzten zehn Jahren 
waren es 950 Mio. $) und noch einmal 
soviel in den Aufkauf von US-Firmen.

Die Pläne der beiden anderen gro­
ßen westdeutschen Chemiekonzerne 
Bayer und BASF sind nicht weniger 
ehrgeizig. Auch ihr Expansionsschwer­
punkt liegt in den USA. Inzwischen be­
herrschen sie zusammen mit Hoechst 
3% des US-Chemiemarktes. Nur auf 
den ersten Blick mag dies bescheiden
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Über 9000 Lohnabhängige beutet Hoechst in den USA aus. Bild: Werk in Greer.

wirken: Die drei größten US-Chemie- 
monopole Du Pont, Dow Chemical 
und Monsanto beherrschen zusammen 
einen Anteil von 9%. In einigen Teil­
bereichen liegen die IG Farben-Nach- 
folger inzwischen auf führenden Plät­
zen.

Ihr Drang auf den US-Markt hat 
(vielfältige Gründe. Der innere Markt 
ist ihnen zu eng, der US-Markt mit ei­
nem Umsatz von 149 Mrd. $ mehr als 
dreimal so groß. Ohne Forcierung ih­
res Kapitalexportes jedoch werden sie 
im heraufziehenden Handelskrieg ihre 
Marktanteile schneller verlieren, als sie

Polen
Die Gewerkschaft ,,Solidarität“ 
hat schwierige Aufgaben vor sich
„Die Regierung begrüßte mit Befriedi­
gung die Überwindung der Spannung 
rund um die Registrierung“, meldete 
„Trybuna Ludu“, die Zeitung der Pol­
nischen Vereinigten Arbeiterpartei, am 
12.11., einen Tag, nachdem das ober­
ste Gericht die Gewerkschaft „Solida­
rität“ anerkannt und die Entscheidung 
der vorigen Instanz, in das Statut müs­
se die Verpflichtung auf die führende 
Rolle der Partei hineingeschrieben wer­
den, kassiert hatte. Der entsprechende 
Satz steht jetzt nur noch im Anhang.

Bereits am 6.11. hatte der neue Mini­
sterpräsident Kania im polnischen 
Fernsehen gesagt, die Erneuerung der 
Gewerkschaft sei Teil des Parteipro­
gramms, die Partei stehe der neuen Ge­
werkschaft wohlwollend gegenüber. Er 
forderte die Parteimitglieder zur akti­
ven Teilnahme auf, denn die Partei 
müsse überall sein, wo die Arbeiter­
klasse ist. Gleichzeitig hatte er vor 
Kräften gewarnt, die die Unzufrieden­
heit erhalten wollten und die Unabhän­
gigkeit Polens im Rahmen seiner 
Bündnisverpflichtungen gefährdeten. 
Der politische Kampf bleibe auch wei­
ter das wichtigste Mittel.

Soweit hat die neue Gewerkschaft 
sich durchgesetzt. Dies ist nicht einfach 
ihrer Stärke zuzuschreiben, die be­
trächtlich gewachsen ist. Sie hat jetzt 

sie eroberten. Zugleich müssen sie, um 
mit den US-Monopolen konkurrieren 
zu können, sich ebenfalls den Vorteil 
des niedrigeren Erdölpreises in den 
USA verschaffen - Erdöl ist der 
Hauptrohstoff der Chemieindustrie. 
Schließlich ist es den US-Imperialisten 
in den letzten Jahren gelungen, den 
Lohnstandard in den USA unter den in 
der BRD zu drücken. - Verschärfte 
Angriffe auf die westdeutschen Che­
miearbeiter, aus denen die Millionen­
summen für den Kapitalexport heraus­
gepreßt werden, werden nicht auf sich 
warten lassen.

über 10 Millionen Mitglieder, mehr als 
dreimal so viele wie die Partei. Das Er­
gebnis kam auch zustande, weil die 
Polnische Vereinigte Arbeiterpartei ge­
spalten ist. Durchgesetzt worden sind 
insbesondere einige Punkte, die das 
Streikrecht regeln. Die Gewerkschaft 
kann „nach Erschöpfung aller anderen 
Möglichkeiten“ streiken. Einem Voll­
streik soll nach Möglichkeit ein Warn­
streik vorausgehen, bei Repressalien 
gegen Gewerkschaftsfunktionäre be­
steht jedoch das Recht zum sofortigen 
Streik.

Die Reform der Gewerkschaftsge­
setzgebung steht noch aus, in der ins­
besondere das Streikrecht neu geregelt 
werden soll. Ob die jetzigen Ergebnisse 
überhaupt gesichert werden können, 
hängt davon ab, wie weit der Gewerk­
schaft bis zum Zeitpunkt der Verab­
schiedung dieser Gesetze eine Festi­
gung ihrer Mitgliedschaft gelingt. Das 
aber wird weitgehend davon abhängen, 
ob sie an dem Kurs, den sie mit den 21 
in Gdansk verabschiedeten Punkten 
eingeschlagen hat, festhält.

Die Regierung ist in Bezug auf diese 
Punkte nicht untätig. Eine der Forde­
rungen ist die Aufhebung der Zensur. 
Sie hat eine Reform innerhalb der Lei­
tungsstruktur des Polnischen Journali­
stenverbandes initiiert. Am 1.11. hat 

dieser beschlossen, daß ein Rat zwi­
schen den Tagungen des Verbandes 
das höchste Gremium ist, um Legislati­
ve und Exekutive besser zu trennen. Er 
wählt aus seinen Reihen den Hauptvor- 
stand. Neu ist ebenfalls der Interven­
tionsausschuß, der „zwischen Journa­
listen und deren Partnern bei der Aus­
führung der Dienstpflichten“ vermit­
teln soll. Es sieht so aus, als wäre die 
Regierung der Gewerkschaft zuvorge­
kommen und habe ihre Kontrolle über 
die Presse gefestigt.

Um die Führung der polnischen Ar­
beiterbewegung bemühen sich die un­
terschiedlichsten Kräfte, die auf die 
neuen Gewerkschaften möglichst viel 
Einfluß zu gewinnen versuchen: Die 
PVAP, die, ähnlich wie die SED in der 
DDR, aus mehreren Gruppen, nämlich 
Kommunisten, Widerstandskämpfern 
und Teilen von bürgerlichen Parteien, 
gebildet wurde, hat bisher im wesentli­
chen einige deutlich entartete bürgerli­
che Elemente von der Front abgezo­
gen. Die katholische Kirche, die heftig 
versucht, die Gewerkschaft von ihren 
nächsten erklärten Zielen abzubringen 
und die Bewegung zu Streitern für ihre 
religiöse Lehre machen will. Schließ­
lich eine Richtung, die das polnische 
Nationalgefühl erneuern will und be­
hauptet, dies genüge schon, um mit so 
schwierigen Fragen wie der, was ange­
sichts einer immer noch möglichen so­
wjetrussischen militärischen Interven­
tion an Vorbereitungen zu treffen ist, 
fertigzu werden.

Alle diese Kräfte haben erkannt, daß 
die polnische Arbeiterbewegung stär­
ker geworden ist und ihren schwierigen

Ernte bei schlechtem Wetter in der 
Wojewodschaft Gorzöw Wielkopolski 

taktischen Aufgaben mit größerer Si­
cherheit nachkommt als noch 1970. wo 
sie sich auf große Auseinandersetzun­
gen mit der Regierung eingelassen hat­
te. Sie alle zerren an ihr und versuchen 
sie so von der Richtung abzubringen, 
mit der es ihr gelingen kann, die ver­
schiedenen Teile des Volkes im gewerk­
schaftlichen Kampf zu einigen. Die Ge­
werkschaft hält an der Unterstützung
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Das Transportschiff „Mazury“, gebaut in der Lenin-Werft in Gdansk, ist für ein 
polnisches Unternehmen bestimmt. Seit 1949 lieferte Polen außer Eisenbahnwag­
gons und Lokomotiven rund 650 Schiffe in die UdSSR.

der Kämpfe um Lohnerhöhungen fest. 
Sie hat die Streiks der Beschäftigten im 
Gesundheitswesen, im Verkehrs- und 
Kulturbereich mit demonstrativen Ak­
tionen unterstützt. Im Gesundheitswe­
sen sind Lohnerhöhungen durchgesetzt 
worden, nachdem die Beschäftigten 
das erste zu geringe Angebot der Regie­
rung abgelehnt und den Streik fortge­
führt hatten. Noch ist über die in den 
21 Punkten enthaltenen Forderungen 
zur Verbesserung der Versorgung we­
nig entschieden. Die Gewerkschaft 
muß auch daran festhalten.

Das Verhalten der übrigen RGW- 
Länder ist unterschiedlich. Die DDR 
hat die Grenze zu Polen weitgehend 
dichtgemacht und damit das Abkom­
men von 1970, das Freizügigkeit für 
Besucher beider Seiten bot, außer 
Kraft gesetzt, nachdem sie schon im 
Frühjahr, also vor den Maßnahmen 
gegenüber der BRD, einen Zwangsum­
tausch in gleicher Höhe für polnische 
Gäste festgelegt hatte. Jugoslawien hat 
Polen Hilfe angeboten, sowohl durch 
Kredite als auch durch Lieferung von 
Nahrungsmitteln.

Es gibt aufgrund der Versäumnisse 
der Parteiführung keine richtige Ver­
bindung zwischen Arbeiterklasse und 
Bauern, die immer noch wenig kollek­
tiviert sind und wenig Unterstützung 
durch landwirtschaftliche Maschinen, 
Kunstdünger und fortgeschrittene Pro­
duktionsmethoden sowie Schaffung 
der nötigen Infrastruktur zur Erleich­
terung der körperlichen Arbeit und 
Hebung der Produktivität genießen. 
Der Wunsch der Bauern, sich ebenfalls 
gewerkschaftlich zu organisieren, 
nimmt zu. Aber eine positive Ände­
rung der wirtschaftlichen Lage und ins­
besondere der Versorgung mit Nah­
rungsmitteln ist schwer herbeizufüh­
ren. Die polnische Regierung scheint 
die Taktik zu verfolgen, die neuen Ge­
werkschaften, unter denen ,,Solidari­
tät“ die stärkste ist, an den nötigen 
wirtschaftlichen Reformen mitwirken 
zu lassen und ihnen, wenn die ergriffe­
nen Maßnahmen keine gute Wirkung 

haben, was eigentlich zu erwarten ist, 
einen gehörigen Teil der Verantwor­
tung für den Fehlschlag aufzulasten, 
um sie so um einen Teil ihrer Anhänger 
zu bringen.

Kania hat vor dem Gerichtsentscheid 
in Eile fünf Stunden bei der sowjeti­
schen Regierung verbracht, um sein 
Vorgehen mit ihren Absichten abzu­
stimmen. Die Vorwürfe, die die So­
wjetunion neuerdings erhebt, die Vor­
gänge in Polen würden geschürt von 
,,antisozialistischen Elementen, die 
Millionen von Dollars in Polen hinein­
schütten, um Oppositionsgruppen zu 
unterstützen“, bedeuten eine Kritik an 
der vorigen polnischen Regierung, aber 
auch eine Warnung an die jetzige, wei­
tere Kreditaufnahmen bei westlichen 
Imperialisten, z.B. den USA, zu unter­
lassen. Der große Kredit, den die So­
wjetunion jetzt von der BRD nehmen 
will, soll sicher auch dazu dienen, die 
Kreditbedürfnisse anderer RGW-Län­
der abzudecken, aber durch Vermitt­
lung der SU, also zu ihren Bedingun­
gen und ohne die Möglichkeit, sich 
durch Manövrieren zwischen verschie­
denen Kreditgebern Luft zu verschaf­
fen. Nach Berechnungen der polni­
schen Regierung sind allein durch die 
Streiks in den letzten Monaten Verlu­
ste im Wert von 5 Milliarden DM ent­
standen. Sie hat versprochen, 1981 die 
Fünf-Tage-Woche einzuführen. Beides 
zusammen könnte sie nutzen, um 
Druck in Richtung Intensivierung der 
Arbeit auszuüben.

Jugoslawien
Westdeutsche Banken 
wollen ,,Übersicht“

Die jugoslawische Regierung hat in den 
letzten Monaten ein Stabilisierungs­
programm zur Lösung der schwierigen 
Wirtschaftsprobleme des Landes ein­
geleitet. Die Inflation hat 30% er­
reicht, die Arbeitslosigkeit liegt mit 

800000 unverändert bei 14%. 1979 war 
die Hälfte der Einfuhr nicht durch Ex­
porte gedeckt, und die Auslandsver­
schuldung hat sich in drei Jahren auf 
15 Mrd. $ verdoppelt.

Mit hohen Investitionen hat Jugosla­
wien auch in den letzten Jahren den 
Aufbau der eigenen Industrie fortge­
setzt und trotz Rückwanderung von 
150000 der zeitweise 860000 Emigran­
ten ein weiteres Ansteigen der Arbeits­
losigkeit verhindern können. Die Ent­
wicklung der Produktivkraft der Ar­
beit hat aber mit der quantitativen 
Ausdehnung von Produktion und Ver­
brauch nicht Schritt gehalten. Ein 
wachsender Teil des gesellschaftlichen 
Konsums mußte durch Schulden finan­
ziert werden. Zur Eindämmung des 
Zahlungsbilanzdefizits hat die Regie­
rung im Juni den Dinar um 30% abge­
wertet. Die Verteuerung von Import­
waren bedeutet freilich auch einen wei­
teren Anstoß für die Inflation, zumal 
jetzt die staatliche Preiskontrolle für

Die jugoslawischen Gewerkschaften 
fordern Lohnerhöhungen und bessere 
Arbeitsbedingungen für Bergleute.

weitere Waren, u.a. Autos, Fernsehge­
räte, Obst und Gemüse, aufgehoben 
worden ist. Gleichzeitig wurden die 
Mindestanzahlungen bei Ratenkäufen 
erhöht, für Möbel z.B. von 30 auf 40% 
des Endpreises. Die Handelsbeziehun­
gen mit den anderen Ländern der Drit­
ten Welt werden ausgebaut. Nach dem 
im Juli unterzeichneten Handelsab­
kommen mit Albanien soll der Waren­
austausch bis 1985 verfünffacht wer­
den. Jugoslawien würde damit größter 
Handelspartner des Nachbarlandes.

Bei den Verhandlungen über einen 
1,4 Mrd.-DM-Kredit will ein westdeut­
schen Bankenkonsortium „für die Zu­
kunft Übersicht schaffen“ („FAZ“). 
So schmerzlich einige der Stabilisie­
rungsmaßnahmen kurzfristig sind, sie 
haben gerade zum Ziel, durch Stär­
kung der wirtschaftlichen Unabhängig­
keit derlei frechen Ansprüchen die 
Grundlage zu entziehen.
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Afrika

Nur durch wirtschaftliche Zusammenarbeit können die 
Staaten ihre vollständige Unabhängigkeit erkämpfen
Westdeutsche Manager leiten nach ei­
ner Meldung der Londoner Zeitschrift 
„Africa“ seit kurzem die nationale 
Schiffahrtsgesellschaft von Ghana, ei­
ne der größten Reedereien der unab­
hängigen afrikanischen Staaten. Sie 
war in den letzten Jahren in Finanz­
schwierigkeiten geraten. Anzunehmen, 
daß BRD-Kapital seine Hände dabei 
im Spiel hat. Der Vorgang ist bezeich­
nend für die Schwierigkeiten und 
Rückschläge, mit denen die afrikani­
schen Völker bei der wirtschaftlichen 
Befreiung des Kontinents zu kämpfen 
haben.

Afrikas Landwirtschaft, in der 70% der Erwerbstätigen arbeiten, haben die Im­
perialisten durch Konzentration auf Wirtschaftskulturen und Vernachlässigung 
der Nahrungsmittelproduktion ruiniert. Wegen fehlender Bewässerungsanlagen 
haben Dürreperioden katastrophale Folgen.

„Mit dem Sieg in Zimbabwe und der 
bevorstehenden Befreiung von Nami­
bia und Azania in naher Zukunft ist 
das Ende des Kampfes für politische 
Befreiung in Afrika in Sicht. Die zwei­
te Phase des Kampfes für Unabhängig­
keit - für wirtschaftliche Unabhän­
gigkeit - muß jetzt beginnen,“ erklär­
te der nigerianische Staatspräsident 
Shagari bei der Eröffnung des OAU- 
Wirtschaftsgipfels im April in Lagos. 
20 Jahre nach der Erringung ihrer Un­
abhängigkeit sind die afrikanischen 
Staaten wirtschaftlich immer noch den 
Imperialisten ausgeliefert, machen 
Rohstoffe immer noch zwischen 80 
und 95% ihrer Exporte aus, wickeln sie 

nur 20% ihres Außenhandels mit Län­
dern der Dritten Welt und nicht einmal 
4% mit anderen afrikanischen Län­
dern ab, während allein die EG-Impe­
rialisten 50% des afrikanischen Au­
ßenhandels beherrschen. Die Aus­
landsverschuldung Afrikas bewegt sich 
auf 50 Mrd. $ zu. Alle Forderungen 
der Staaten Afrikas und der gesamten 
Dritten Welt nach durchgreifenden 
Maßnahmen für eine neue Weltwirt­
schaftsordnung sind bislang von den 
Imperialisten blockiert worden.

Daraus hat die OAU die Konse­
quenz gezogen, daß die wirtschaftliche

Unabhängigkeit Afrikas vor allem aus 
eigener Kraft und durch kollektive An­
strengungen errungen werden muß. 
Das von dem OAU-Wirtschaftsgipfel 
beschlossene Programm setzt den 
Schwerpunkt auf die Entwicklung der 
Landwirtschaft mit dem Ziel der 
Selbstversorgung bis 1990. In der Indu­
strie soll die Errichtung von kleinen 
und mittleren Industriebetrieben geför­
dert werden. Die Planung regionaler 
industrieller Großprojekte ist in Auf­
trag gegeben. Das Ziel ist ein afrikani­
scher Anteil von 1,4% 1990 und von 
2% im Jahr 2000 an der Weltindustrie­
produktion. Durch den Abbau der in­
nerafrikanischen Zollschranken mit 

dem Ziel einer afrikanischen Wirt­
schaftsgemeinschaft bis 1990 soll der 
innerafrikanische Handel verstärkt 
werden. Als erster Schritt werden bis 
1984 regionale Zollunionen entstehen. 
Ferner hat die OAU Maßnahmen zur 
Neuregelung des innerafrikanischen 
Zahlungsausgleichs beschlossen, der 
gegenwärtig in kostbaren Devisen ab­
gewickelt werden muß. Die OAU-Mit- 
gliedsländer sind aufgefordert, ge­
meinsame Schiffahrtsgesellschaften zu 
gründen, damit nicht mehr der Löwen­
anteil des afrikanischen Außenhandels 
über die imperialistischen Schiffahrts­
konzerne verschifft werden muß.

Die Schwierigkeiten bei der Verwir­
klichung dieses Programms scheinen 
schier unüberwindlich: Die von den 
Kolonialmächten hinterlassene Wirt­
schaftsstruktur - Hauptausfuhrgüter 
Rohstoffe - kettet die afrikanischen 
Länder zwangsläufig an die imperiali­
stischen Aufkäufer der Rohstoffe und 
ist keine Basis für die Entwicklung des 
regionalen und innerafrikanischen 
Handels, da die benötigten Fertigwa­
ren in Afrika kaum produziert werden. 
Z.B. sind die drei weltgrößten Expor­
teure von Kakao die eng benachbarten 
westafrikanischen Länder Ghana, El­
fenbeinküste und Nigeria. Für andere 
westafrikanische Länder gilt Ähnli­
ches.

Dem Aufbau nationaler Industrien 
wiederum, die die Grundlage für Fer­
tigwarenexporte in andere afrikanische 
Länder bilden, steht - insbesondere in 
dem politisch zersplitterten Westafrika 
- das Nichtvorhandensein größerer 
innerer Märkte entgegen. Fortschritte 
sind hier nur durch gemeinsame Pla­
nung von Industrieprojekten zu erzie­
len, wobei ökonomische Gesichts­
punkte Standorte in den entwickelte­
ren und verkehrsmäßig besser erschlos­
senen Ländern nahelegen, während im 
Interesse des wirtschaftlichen Zusam­
menschlusses des Kontinents gerade 
die unterentwickeltsten Länder beson­
ders gefördert werden müßten. Wo es 
Ansätze nationaler Industrien gibt, 
sind deren Produkte aufgrund niedri­
ger Produktivität teuer und oft aus 
Qualitätsgründen kaum konkurrenzfä­
hig. Die UN-Wirtschaftskommission 
für Afrika berichtet, daß ein Großteil 
der Industriebetriebe chronisch unter­
ausgelastet ist. Eine afrikanische oder 
regionale Zollunion mit hohen Zöllen 
zum Schutz der afrikanischen Industrie 
würde zunächst die Waren auf dem 
afrikanischen Markt verteuern.
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Aufbau einer zerstörten Straßenbrücke in Angola. Auch Zaire und Sambia sind 
im Außenhandel auf Angolas Verkehrswege angewiesen.

Schließlich begünstigt jeder Wirt­
schaftszusammenschluß aufgrund des 
äußerst ungleichen Entwicklungsstan­
des der verschiedenen Volkswirtschaf­
ten spontan die entwickelteren Länder, 
wenn nicht dagegen Ausgleichsmaß­
nahmen ergriffen werden. 1977 ist die 
Wirtschaftsgemeinschaft von Kenia, 
Uganda und Tansania geplatzt, weil 
das relativ entwickelte Kenia und ins­
besondere die dort ansässigen imperia­

listischen Monopole alle Vorteile der 
Wirtschaftsgemeinschaft monopoli­
sierten.

Für den innerafrikanischen Handel 
fehlen weithin die nötigen Verkehrswe­
ge. Zwischen benachbarten afrikani­
schen Staaten sind insgesamt 84 zwi­
schenstaatliche Verbindungsstraßen er­
forderlich, aber 6 fehlen ganz, und 53 
sind nur in der Trockenzeit befahrbar. 
Ein interafrikanisches Eisenbahnnetz

existiert noch nicht. Die von den Kolo­
nialmächten hinterlassenen Bahnen 
und Straßen führen hauptsächlich von 
den jeweiligen Rohstoffvorkommen 
zum nächstgelegenen Hafen. Schienen­
unterbau, Schienen und rollendes Ma­
terial sind überaltert und von schlech­
ter Qualität, da es den Imperialisten 
beim Bahnbau um schnellsten Kapita­
lumschlag ging. Allein die Instandset­
zung und -haltung übersteigt oft die 
Kräfte der einzelnen Länder. Zehn 
afrikanische Länder verfügen über kei­
nerlei Eisenbahnen. Das Eisenbahn­
netz im südlichen Afrika konzentrierte 
sich auf Südafrika, bis der Bau der Ta- 
zara-Bahn mit Unterstützung der VR 
China Abhilfe schuf. Aber immer noch 
müssen Sambia 41% und Botswana 
den größten Teil seines Außenhandels 
über Südafrika abwickeln, Anlaß für 
höhnische Demütigungen seitens der 
Imperialisten und des südafrikanischen 
Rassistenregimes. Für den Flugverkehr 
gilt, daß der schnellste und billigste 
Flug von einem Land Afrikas ins ande­
re oft über London oder Paris führt. 
Von den Ländern südlich der Sahara 
verfügen nur Ghana, Elfenbeinküste, 
Zaire, Nigeria, Tansania (zusammen 
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Wirtschaftliche Lage in Afrika
Die afrikanischen Staaten stehen ge­
genwärtig vor bedrohlichen Wirt­
schaftsproblemen, die ihre Anstren­
gungen im Kampf gegen Armut und 
neokoloniale Ausbeutung gefährden. 
Die Entwicklung der Landwirtschaft, 
in der 70% der erwerbstätigen Bevöl­
kerung arbeiten und die für viele 
Länder Hauptquelle ihrer Exporter­
löse ist, hat mit dem Bedarf der Be­
völkerung nicht Schritt gehalten. Die 
Getreideproduktion ist seit Anfang 
der 60er Jahre um 35% gewachsen, 
die Bevölkerung dagegen um 45% 
auf etwa 420 Mio. 1960 produzierte 
Afrika noch ca. 90% der notwendi­
gen Nahrungsmittel selbst, 1979 da­
gegen nur noch 65%.

Die Getreideimporte sind von 4,2 Mio. 
t 1970 auf ca. 12 Mio. t 1980gestiegen. 
Allein die Weizenimporte kosteten im 
letzten Jahr 2 Mrd. $. Steigende Ge­
treidepreise und die Frachtraten, die 
sich seit 1978 verdoppelt haben, ver­
stärken noch die Bürde für die afrika­
nischen Länder. Etwa auf der Hälfte 
der landwirtschaftlich genutzten Flä­
che werden Wirtschaftspflanzen ange­
baut. In manchen Ländern hat eine 
Wirtschaftspflanze einen Anteil von 
über 50% am Gesamtexport - Baum­
wolle in Tschad (79%), Erdnüsse in Se­
negal (57%). Auf diese Monokulturen 
ist zwangsläufig ein großer Teil der 
landwirtschaftlichen Investitionen 
konzentriert. Die Imperiali-

sten, die oft noch die Plantagen kon­
trollieren, konzentrieren ihre Investi­
tionen und Entwicklungshilfe“ vor­
rangig auf den Anbau von Wirtschafts­
pflanzen. Außerdem ist der Wasser­
mangel für die afrikanische Landwirt­
schaft ein drückendes Problem - nur 
8% der für den Anbau von Nahrungs­
mitteln benutzten Fläche werden be­
wässert .

Afrikas Industrieproduktion (ein­
schließlich des industrialisierten Süd­
afrika) hat einen Anteil von nur 0,54% 
an der Weltproduktion. Die meisten 
agrarischen und mineralischen Roh­
stoffe Afrikas werden außerhalb des 
Kontinents weiterverarbeitet. Die be­
stehenden Industriebetriebe haben mit 
Energiemangel zu kämpfen und sind 
oft wegen niedriger Produktivität auf 
dem afrikanischen Markt nicht kon­
kurrenzfähig. Kapitalmangel und 
wachsende Auslandsverschuldung er­
schweren den Aufbau von Industrien, 
mit denen Fertigwarenimporte substi­
tuiert werden können.

Ein Wirtschaftswachstum zwischen 
0 und 1% mußten die afrikanischen 
Länder südlich der Sahara im Durch­
schnitt in den Jahren von 1960 bis heu­
te verzeichnen. Hauptursache sind die 
gesunkenen Preise für ihre Exportpro­
dukte, die bei Zaire um 40%, bei Libe­
ria um 15%, bei Ghana um 20% und 
bei Somalia um 28% seit 1970 gefallen 
sind. Die Weltbank rechnet für die 
meisten Länder bis 1985 mit einem 
Nullwachstum oder einem Rückgang 
des Sozialprodukts. Die Wirtschafts-
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mit der VR China) und Kenia über eine 
nennenswerte Handelsflotte.

Mit System suchen die Imperialisten 
alle Anstrengungen der afrikanischen 
Staaten zur Überwindung dieser 
Schwierigkeiten zunichtezumachen. 
Eine besonders üble Rolle spielen dabei 
die EG-Imperialisten, von denen der 
Generalsekretär der tansanischen Ein­
heitspartei CCM auf einer Konferenz 
der Friedrich-Ebert-Stiftung sagte, der 
schlimmste Feind seien diejenigen, die 
sich als Partner aufführten, während 
sie Sabotage trieben.

Die Imperialisten sind nicht gegen 
afrikanische Wirtschaftszusammen­
schlüsse, solange die nicht durch hohe 
Zölle auf Fertigwarenimporte den Auf­
bau der nationalen Industrien zu 
schützen versuchen, sondern den Im­
perialisten noch besser die Absatz­
märkte sichern und womöglich lästige 
Konkurrenz abhalten. So haben Groß­
britannien und Frankreich ihre ehema­
ligen Kolonien in Ost- bzw. Westafrika 
gleich nach deren Unabhängigkeit in 
Wirtschaftsgemeinschaften gedrängt, 
um ihre Monopolstellung gegen US-, 
BRD- und japanische Konkurrenz auf- 
rechtzuerhalten. Die BRD nistete sich

Viele Bahnlinien sind überaltert. Die Kolonialisten haben die Bahnen zumeist für 
den Abtransport der Rohstoffe zum nächsten Hafen angelegt.

währenddessen vor allem in solchen 
Ländern ein, die schon länger unab­
hängig waren oder Bindungen an die 
alten Kolonialmächte ablehnten. 1976 
gingen 26,8% aller Exporte Liberias 
(Eisenerz), 11% der von Mali, 12,6% 
der von Guinea und 10% der von Gha­
na in die BRD. Mit der Bildung der 
ECOWAS, die die Spaltung der Län­
der Westafrikas entlang der alten Ko­
lonialreiche überwand, verbesserten 

sich die Chancen der BRD: Ihr Anteil 
am ECOWAS-Außenhandel nähert 
sich dem britischen. Durch Direktinve­
stitionen in dieser Zone hoffen die EG- 
Imperialisten, den Hauptprofit aus der 
Ausweitung des regionalen Handels zu 
ziehen.

Mit den Lome-Abkommen, die die 
meisten afrikanischen Staaten unter­
zeichnet haben, besitzen die EG-Impe­
rialisten ein Instrument, mit dem sie 

krise in den imperialistischen Ländern 
verschlechtert weiter die Exportmög­
lichkeiten der afrikanischen Länder 
und schlägt infolge ihrer großen wirt­
schaftlichen Abhängigkeit von den Im­
perialisten auf ihre nationalen Wirt­
schaften durch. Die Auslandsverschul­
dung der afrikanischen Staaten, von 9 
Mrd. $ 1970 auf 42 Mrd. $ 1979 hoch­
geschnellt, wird weiter steigen.

Die Lage der afrikanischen Massen 
hat sich in den letzten Jahren in den 

meisten Ländern verschlechtert. Zwi­
schen 40 und 50% der Bevölkerung le­
ben unter dem offiziellen Elendsstan­
dard. Das Pro-Kopf-Jahreseinkom- 
men liegt bei 365 $, das niedrigste von 
allen Erdteilen. Die durchschnittliche 
Lebenserwartung der afrikanischen

Massen ist 20 Jahre niedriger als in 
den imperialistischen Ländern. Der 
zynische Rat der Weltbank in ihrem 
World Development Report 1980 an 
die afrikanischen Staaten: Mehr inve­
stieren statt konsumieren, ,»obwohl 
es reale Grenzen gibt, wieweit der 
Verbrauch in Ländern mit niedrigen 
Einkommen gesenkt werden kann.“

Auslandsverschuldung 
afrikanischer Staaten

Außenhandel der Staaten Afrikas (ohne Südafrika)

Exp. total 
in Mio. $

in %, davon nach:
EG USA UdSSR Japan Afrika Mittl. 

Osten
a. Ent- 
w.län.

Export total 1970 12210 61,5 6,5 4,0 4,5 5,3 0,9 4,9
1977 47780 42,3 31,5 1,4 2,1 4,2 1,3 6,6

davon:
Nahrungs- u. 1970 3070 50,8 16,3 6,5 1,7 7,3 1,9 2,9
Genußmittel 1977 8110 54,0 14,9 3,6 3,5 6,2 2,4 1,7
Brennstoffe 1970 4070 77,9 4,2 0,3 0,4 2,3 0,2 5,1

1977 30690 36,9 43,9 0,0 0,7 1,8 0,9 8,1
andere 1970 2440 52,1 4,1 7,8 6,6 3,3 0,7 8,2
Rohstoffe 1977 5250 52,0 4,7 3,3 5,7 4,4 1,0 6,9

Imp. tot. in %, davon aus:
in Mio. $ EG USA UdSSR Japan Afrika Mittl. a. Ent-

Osten w.län.

Import total 1970 11890 46,4 8,3 4,9 9,0 5,5 2,8 6,6
1977 52560 49,5 8,3 1,7 10,9 3,8 2,8 8,0

davon:
Nahrungs- u. 1970 1580 37,3 10,4 3,3 0,9 14,2 1,6 11,1
Genußmittel 1977 6630 36,1 14,3 0,6 1,2 7,5 0,9 19,5
Maschinen u. 1970 4580 50,9 9,9 5,5 16,4 0,7 0,2 1,6
Transportm. 1977 23440 56,0 8,6 1,6 18,9 0,3 0,2 2,6
andere ver- 1970 3 370 49,6 4,5 1,8 8,6 5,3 0,8 11,5
arb. Güter 1977 12610 52,0 3,7 0,6 9,0 4,7 0,6 10,9
Quelle: UN-Statistical Yearbook 1978

Quelle: World Bank, World Development Report, 
1980

Mio. $
1978

1970 Schuldend.-
= 100 in% v.Exp.

Ägypten........ 9879 603 22,2
Äthiopien .... 551 326 7,5
Algerien........ 13168 1407 20,9
Elfenbeink. .. 2818 1 101 14,1
Ghana............ 843 172 4,4
Guinea.......... 916 292 17,4
Kamerun .... 1 167 891 7,7
Kenia........... 953 304 8,3
Kongo........... 726 563 7,2
Liberia.......... 334 211 5,4
Malawi.......... 390 322 8,7
Mali............. 539 226 7,1
Marokko .. . . 5139 723 18,7
Mauretanien . 574 2126 17,0
Nigeria.......... 2180 456 1,2
Sambia.......... 1396 234 20,8
Senegal.......... 587 570 14,9
Somalia........ 496 644 3,7
Sudan ........... 2,076 672 9,4
Tansania .... 1095 442 7,4
Togo............ 494 1235 15,2
Tunesien.... . 2359 433 12,3
Zaire............ . 2566 825 31,3
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die OAU-Wirtschaftsplanung durch­
kreuzen können. Die Entstehung afri­
kanischer Konkurrenz für die Absatz­
märkte europäischer Industrien wird 
unterdrückt. So sind Textilexporte in 
die EG kontingentiert. Die Finanzie­
rung des Baus von Textilfabriken in 
Guinea und Tansania aus Mitteln des 
Europäischen Entwicklungsfonds EEF 
lehnte die EG-Kommission ab. Jetzt 
entstehen die Fabriken mit Hilfe der 
VR China. Über die Vergabe von Ent­
wicklungshilfe aus dem EEF und von 
Krediten der Europäischen Investi­
tionsbank EIB entscheidet ausschließ­
lich die EG. Entgegen den OAU-Ziel- 
setzungen konzentriert die EG ihre 
„Hilfe“ und Kredite gerade auf die 
entwickelsten Länder und auf die Fi­
nanzierung von Großprojekten statt 
von Klein- und Mittelbetrieben. 80% 
der Bau- und Lieferaufträge für solche 
Projekte gehen an die EG-Monopole. 
Die wirtschaftliche Abhängigkeit wird 
zementiert und die eigene Nutzung der 
Rohstoff kommen verhindert, wenn 
mit EG-Mitteln Eisenerzlager in Mau­
retanien erschlossen oder in Ghana Öl­
palmenplantagen angelegt werden.

Dasselbe gilt für die imperialistische 

„Förderung“ der Verkehrswege in 
Afrika. Hier entsteht mit EG-Mitteln 
eine Bahnlinie zu den Manganvorkom­
men in Obervolta. Frankreich hat in 
Niger eine Straße zur Ausplünderung

1. Timbuktu
2. Gao
3. Walata
4. Ghana

5. Jenne
6. AI Fashir
7. Bilma
8. Agadez
9. Tekadda

10. Tadmekkel
11. Awdaghost
12. Ghat
13. Marzua

Transsahara-Karawanenrouten für den 
Jahrtausende alten Tauschhandel zwi­
schen Nord- und Westafrika.
der dortigen Uranreserven gebaut, 
aber bislang nicht das dringend nötige 
Anschlußstück (170 km) an die Trans­
sahara-Straße von Algerien nach La­
gos in Nigeria. Es weigert sich, seine 
Anteile und damit seine Kontrolle über 

die Air Afrique aufzugeben, die ge­
meinsame Fluggesellschaft von inzwi­
schen elf westafrikanischen Ländern. 
Die Finanzierung von langfristig un­
entbehrlichen, aber wegen des niedri­
gen Transportaufkommens oft zu­
nächst unwirtschaftlichen grenzüber­
schreitenden Verbindungen scheitert 
regelmäßig an den Rentabilitätsrech­
nungen und politischen Absichten der 
Imperialisten. Deswegen wurde auch in 
den 60er Jahren von der Weltbank die 
Finanzierung der Tazara-Bahn von 
Tansania nach Sambia abgelehnt, 
durch die inzwischen - trotz Schwie­
rigkeiten bei der Instandhaltung der 
Bahn - die Abhängigkeit des Binnen­
landes Sambia vom südafrikanischen 
Rassistenregime verringert und der 
Wirtschaftsaufbau in Tansania be­
schleunigt wurde. Für die Imperialisten 
(so die BRD-Zeitschrift „Afrika-Fo­
rum“) steht jetzt schon fest, daß die 
Frontstaaten im südlichen Afrika (An­
gola, Sambia, Botswana, Tansania, 
Mozambique) die nötigen 1,5 Mrd. $ 
für ihr Programm von Verkehrswegen, 
die sie endlich von Südafrika unabhän­
gig machen sollen, nicht bekommen 
werden.

Wirtschaftliche Zusammenschlüsse in Afrika
Ostafrikanische Gemeinschaft
(EAC).

Kenia, Uganda und Tansania 
hatten während der britischen Kolo­
nialbesetzung einen gemeinsamen 
Markt mit dem Zentrum in Kenia 
dargestellt. 1967 gründeten die drei 
Länder die EAC. Der gemeinsame 
Zolltarif gegenüber Drittländern 
wurde beibehalten, die nach der Un­
abhängigkeit eingeführten Handels­
beschränkungen zwischen den EAC- 
Ländern wieder abgeschafft. Mit ei­
ner Abgabe auf den innergemein­
schaftlichen Handel sollte der Auf­
bau der am wenigsten entwickelten 
Mitglieder Uganda und Tansania un­
terstützt werden. Gemeinschaftsge­
sellschaften betrieben Eisenbahnen, 
Häfen, Luftverkehr, Rundfunk und 
Fernsehen. Die Gemeinschaft zer­
brach schließlich daran, daß die - 
großteils von britischem Kapital kon­
trollierte - kenianische Konsumgü­
terindustrie den Hauptnutzen von 
der Zollunion hatte. 30% der kenia­
nischen Exporte gingen in die EAC, 
aber nur 10% der Einfuhr kamen von 
dort (Uganda dagegen 10% der Ex­
porte, 45% der Importe). Eine Ab­
stimmung der wirtschaftlichen Ent­
wicklungspläne, um die bestehenden 
Ungleichgewichte zu beseitigen, gab 
es nicht.

Anfang der 70er Jahre sahen sich 
Uganda und Tansania zu Einfuhrbe­
schränkungen gezwungen. 1977 schloß 
Tansania die Grenze zu Kenia, das dar­
aufhin aus der EAC austrat.

Wirtschaftsgemeinschaft Westafri­
kanischer Staaten (ECOWAS). West­
afrika ist der durch die Kolonialgren­
zen am willkürlichsten zerrissene Teil 
des Kontinents. Zum Zeitpunkt der 
Unabhängigkeit gab es fast keine Ver­
kehrsverbindungen zwischen Nachbar­
ländern. Noch heute müssen Telefon­
gespräche zwischen den kaum 200 km 
voneinander entfernten Hauptstädten 
Ghanas (früher britisch) und Togos 
(früher französisch) über London und 
Paris zusammengeschaltet werden. Die 
erste Initiative zu einem gesamtwest­
afrikanischen Zusammenschluß, die 
1968 gegründete Westafrikanische Ge­
meinschaft, hatten die französischen 
Imperialisten noch torpedieren kön­
nen. Sie förderten 1970 die Bildung ei­
ner Westafrikanischen Wirtschaftsge­
meinschaft (CEAO) aus ausschließlich 
„frankophonen“ Staaten. Togo betei­
ligte sich von vornherein nicht an der 
CEAO, Benin trat 1973 aus.

1975 wurde auf Initiative Togos und 
Nigerias die ECOWAS gegründet, der 
alle westafrikanischen Staaten angehö­
ren. Mit insgesamt 130 Mio. Einwoh­
nern (Nigeria allein: 80 Mio.) ist die 
ECOWAS der bisher größte wirt­

schaftliche Zusammenschluß in Afri­
ka. Die CEAO, deren Mitglieder alle 
zugleich in der ECOWAS sind, besteht 
vorerst weiter.

Der ECOWAS-Vertrag sieht vor, in­
nerhalb von 15 Jahren alle Beschrän­
kungen des Personen-, Waren- und 
Kapitalverkehrs zu beseitigen. Nach 
der Gründung durften keine neuen 
Zölle mehr eingeführt werden. Die 
letzte Gipfelkonferenz im Mai 1980 hat 
beschlossen, im Mai 1981 mit dem 
schrittweisen Abbau der Zölle zu be­
ginnen. Rohstoffe werden sofort zoll­
frei, Industrieprodukte in einer acht­
jährigen Übergangszeit. Die Zollfrei­
heit gilt nur für Produkte von Betrie­
ben, die zunächst zu mindestens 20%, 
später zu mindestens 51% westafrika­
nischen Bürgern gehören. Seit Juli 
1980 ist die Visapflicht für Besuchsrei­
sen abgeschafft, später sollen die Bür­
ger der Mitgliedsstaaten in ganz West­
afrika Aufenthalts- und Niederlas­
sungsrecht erhalten.

Innerhalb Westafrikas bestehen gro­
ße Unterschiede im wirtschaftlichen 
Entwicklungsstand. Nigeria ist der 
sechstgrößte Ölproduzent der Welt. 
Das Pro-Kopf-Einkommen in Elfen­
beinküste ist siebenmal so hoch wie in 
Mali. Die ECOWAS hat daher einen 
Kompensations- und Entwicklungs­
fonds mit schließlich 500 Mio. $ einge­
richtet. Die Beitragsquoten der einzel-
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Fast ganz aus eigener Kraft haben 
die Länder Algerien, Niger und Nigeria 
die Transsahara-Straße, die ,,Straße 
der afrikanischen Einheit“, gebaut. Sie 
folgt der Route des alten Handelsweges 
von Nord- nach Westafrika und wird 
heute von normalen LKWs vornehm­
lich mit Transitgut von Europa nach 
Nigeria und mit Nachschub für die Er­
schließung der algerischen Sahara be­
fahren. Die algerische Regierung hatte 
für den Bau der Straße den algerischen 
Jugendverband und die Armee mobili­
siert. Der Transport liegt in der Hand 
der staatlichen algerischen Speditions­
gesellschaft. Bis zum Ende des Jahr­
zehnts wird es eine durchgehende Ei­
senbahnverbindung von Ägypten bis 
ins südliche Afrika geben. Im letzten 
Jahr stellten die afrikanischen Länder 
mit Hilfe der UNO ein alle Länder er­
fassendes Netz von Fernsprech- und 
Telexverbindungen fertig. Das sind 
wichtige Voraussetzungen für den wirt­
schaftlichen Zusammenschluß und die 
wirtschaftliche Unabhängigkeit Afri­
kas, ohne die die afrikanischen Völker 
ihren politischen Zusammenschluß ge­
gen die Imperialisten nicht festigen 
können.

nen Länder werden nach einem 
Schlüssel festgelegt, der neben dem 
Anteil am Gemeinschaftshandel auch 
das Pro-Kopf-Einkommen berück­
sichtigt. Auch bei dem Stufenplan 
für den Abbau der Zölle sind die Un­
terschiede berücksichtigt.

Entwicklungs-Koordinations-Rat 
des Südlichen Afrika (SADCC). Der 
SADCC wurde im April 1980 nach 
der Unabhängigkeit Zimbabwes ge­
gründet. Mitglieder sind Angola, 

’ Sambia, Botwswana, Zimbabwe, 
Mozambique, Tansania, Lesotho, 
Malawi und Swaziland. Der SADCC 
soll vor allem die wirtschaftliche Ab­
hängigkeit vom imperialistischen Ko­
lonialvorposten Südafrika beseitigen. 
Fast alle Verkehrswege sind auf Süd­
afrika ausgerichtet, Mozambique be­
zieht 40% seiner Importe von dort. 
Für 1,5 Mrd. $ will der SADCC in 
diesem Jahrzehnt selbständige Ver­
kehrs- und Nachrichtenverbindungen 
aufbauen. Ein gemeinsames land­
wirtschaftliches Forschungsinstitut 
wurde gegründet. Einige SADCC- 
Mitglieder waren bereits der Lusaka- 
Erklärung von 1977 über die Errich­
tung eines Vorzugshandelsgebiets im 
Südlichen und in Ostafrika beigetre­
ten. 13 Länder (u.a. Äthiopien, So­
malia, Kenia, Uganda, Sambia) ha­
ben die Erklärung, die den Abbau 
von Zollschranken und eine gemein­
same Handelspolitik empfiehlt, bis­
her unterschrieben.

Mao Zedong und Zhou Enlai über wirt­
schaftliche Zusammenarbeit und Aufbau

Die Kolonialisten hoffen, daß wir 
uns nicht solidarisieren, nicht Zusam­
menarbeiten und nicht miteinander 
auf freundschaftlichem Fuß stehen. 
Wir müssen ihnen mit verstärkter So­
lidarität und verstärkter freund­
schaftlicher Zusammenarbeit ant­
worten, wir müssen das Komplott der 
Kolonialisten gründlich zerschlagen. 
Mao Zedong, Rede auf dem Staatsbanken für 
den indonesischen Staatspräsidenten Sukarno, 
2.10.1956, in Mao Zedong Texte, hrsg. von H. 
Martin, München 1979.

Den Volksmassen wohnt eine un­
begrenzte Schöpferkraft inne. Sie 
können sich organisieren und können 
an jedem Ort und in jedem Arbeits­
bereich, wo es ihnen möglich ist, ihre 
Kräfte zu entfalten, vorwärtsschrei- 
ten; und sie können die Produktion 
in die Tiefe und in die Breite voran­
treiben und immer mehr Werke zu 
ihrem eigenen Wohl schaffen.
Mao Zedong, Vorbemerkungen aus dem Buch: 
Der sozialistische Aufschwung im chinesischen 
Dorf, in: Ausgewählte Werke Bd. V.

Beim Aufbau unserer Industrie 
liegt das Hauptgewicht auf der 
Schwerindustrie. Der Erzeugung der 
Produktionsmittel muß Vorrang ge­
geben werden, das haben wir bereits 
festgelegt. Aber daraus folgt auf gar 
keinen Fall, daß die Produktion der 
Konsumgüter, insbesondere von Ge­
treide, vernachlässigt werden darf. 
Ohne ausreichende Nahrungsmittel 
und andere lebensnotwendige Güter 
können vor allem die Arbeiter nicht 
versorgt werden ... Beim Austausch 
von industriellen und landwirtschaft­
lichen Produkten verfolgen wir eine 
Politik der Verkleinerung der Preis­
schere, eine Politik des gleichwerti­
gen oder fast gleichwertigen Austau­
sches. Der Staat kauft landwirt­
schaftliche Produkte zu angemesse­
nen Preisen. Die Bauern erleiden da­
bei keinen Schaden. Mehr noch, un­
sere Ankaufspreise werden schritt­
weise erhöht.
Mao Zedong, Über die zehn großen Beziehun­
gen, Werke Bd. V, Beijing 1977.

Wenn wir, geleitet von Großbetrie­
ben, in großem Stil Klein- und Mittel­
betriebe entwickeln und, mit auslän­
dischen Methoden als leitendem Fak­
tor, überall einheimische Verfahrens­
weisen an wenden, so geschieht das 
hauptsächlich um einer hohen Ge­
schwindigkeit der Industrialisierung 
willen ... Was muß man tun, um die 
ländliche Bevölkerung zu reduzieren? 
Man darf sie nicht in die Städte pres­
sen, sondern muß auf dem Land in 

großem Stil Industrien errichten und 
die Bauern an Ort und Stelle Arbeiter 
werden lassen ...
Mao Zedong, Notizen nach der Lektüre des 
Lehrbuchs ,,Politische Ökonomie”, in: Das 
machen wir anders als Moskau, Hamburg 1975.

Wir freuen uns darüber, daß die 
Regierungen und Völker der erwa­
chenden afrikanischen Staaten Er­
fahrungen in der Praxis des nationa­
len Aufbaus sammeln und der Ent­
wicklung einer nationalen Wirtschaft 
einen Weg entsprechend den beson­
deren Bedingungen ihres eigenen 
Landes eröffnen. Afrikas Völker 
sind fleißig und tapfer, und es besitzt 
reiche Ressourcen unter der Erde, an 
der Erdoberfläche und im Meer. Wir 
sind der Überzeugung, wenn sie sich 
nur fest auf die Volksmassen stützen, 
ihre eigenen Ressourcen umfassend 
nutzen und gleichzeitig mit befreun­
deten Ländern Beziehungen gegen­
seitiger Hilfe und Zusammenarbeit 
auf der Grundlage der Gleichberech­
tigung und des gegenseitigen Vorteils 
pflegen, dann werden die neu erwa­
chenden afrikanischen Staaten mit 
Sicherheit ihre Länder Schritt für 
Schritt aufbauen können ... Unsere 
gegenseitige Hilfe ist eine Hilfe zwi­
schen armen Freunden, die vor ähnli­
chen Problemen stehen - sie ist kei­
ne ,,Hilfe“, wie sie durch starke, gro­
ße Mächte gewährt wird, um die 
schwachen und kleinen Länder zu ty­
rannisieren. Unsere gegenseitige Hil­
fe ist gegenwärtig von geringem Um­
fang, aber sie ist zuverlässig, auf 
praktische Bedürfnisse ausgerichtet 
und fördert die unabhängige Ent­
wicklung der betreffenden Länder. 
Zhou Enlai, Bericht überden Besuch in 14 Län­
dern, 1964, in: Reden und Schriften 49- 76, 
Köln 1976.

Wir unterstützen entschlossen die 
Entwicklungsländer bei der Ausü­
bung der permanenten Souveränität 
über ihre Naturressourcen. Wir un­
terstützen entschieden die vernünfti­
ge Forderung der Entwicklungslän­
der nach Entwicklung ihrer nationa­
len Wirtschaft durch das ,,individuel­
le und kollektive Vertrauen auf die 
eigene Kraft“. Wir unterstützen ent­
schlossen die Entwicklungsländer in 
der Errichtung verschiedener Organi­
sationen der rohstoffexportierenden 
Länder für einen vereinten Kampf 
gegen Kolonialismus, Imperialismus 
und Hegemoniebestrebungen.
Zhou Enlai, Rede auf einem Bankett für den se­
negalesischen Präsidenten Senghor, 6.5.1974, 
Beijing-Rundschau 19/74.
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Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

Warnstreik bei 
Orenstein&Koppel

Am 4.11. wurde dem Betriebs­
rat beim Westberliner Wag- 
gonhersteller Orenstein&Kop­
pel von der Werksleitung der 
Plan zur ,,Sicherung der Ar­
beitsplätze im Waggonbau“ 
eröffnet: Schließung des Be­
triebsteils Waggonbau bei 
O&K (Hauptaktionär Hoesch 
AG) und Übernahme der ge­
samten Produktion sowie „bis 
zu 250 Beschäftigten“ durch 
die Waggonunion (Hauptge­
sellschafter Thyssen AG). Die 
restlichen 200 Beschäftigten 
sollen teilweise übernommen 
werden.
Mit zwei Warnstreiks und ei­
ner Unterschriftensammlung 
sind die Beschäftigten gegen 
diesen Plan aufgetreten. Eben­
falls abgelehnt wurde von der 
Belegschaft, dem IGM-Ver­
trauenskörper und dem Be­
triebsrat von O&K der Sozial­
plan, weil er Lohnsenkung und 
Entlassungen „auf Raten“ 
vorsieht.

IG Druck diskutiert 
MTV für Ausbildung 

Im neuen Manteltarifvertrag 
für die Druckindustrie vom 
März 1980 ist festgelegt, daß 
„durch neue Vereinbarungen 
der Tarifvertragsparteien“ 
u.a. der Anhang E (Ausbil­
dung) ersetzt werden kann. 
Dazu liegt der Mitgliedschaft 

Niederbayern. Nach gemeinsamer Betriebsversammlung und 
Vertrauensleutekonferenz ist der Kampfplan gegen die Schlie­
ßung der Grundig-Werke in Ascha und Landau abgesteckt: 
30000 Unterschriften gegen „den Ausverkauf der Arbeitsplätze“ 
bis Ende des Jahres, Mobilisierung in den Betrieben für einen 
Sternmarsch am 17. Januar. Die IGM fordert von Staat und Ka­
pitalisten neue Arbeitsplätze. Rund 1000 Arbeitslose mehr - zu­
meist Frauen hieße Lohnsenkung für viele Familien und noch 
mehr kern pendeln nach München.

der IG Druck und Papier ein 
Entwurf des Hauptjugendaus- 
schusses für einen MTV für 
Aus-, Fort- und Weiterbildung 
vor. Der Kapitalistenverband 
Druck mußte Verhandlungen 
zusagen, zögert sie aber hin­
aus. Der Entwurf, der u.a. 7- 
Stunden-Tag, 2 Berufsschuka- 
ge, 50% vom Ecklohn, 6 Wo­
chen Urlaub, Abschaffung der 
Noten, kein BGJ ohne Min­
destbedingungen fordert, fand 
Zustimmung in den Jugend­
gruppen und der Bundesju­
gendkonferenz. Da jetzt ein 
zweiter, unterschiedlicher Ent­
wurf vorliegt und die Durch­
setzung des MTV große 
Kampfkraft erfordert, will der 
Hauptjugendausschuß einen 
Kompromißvorschlag vorle­
gen, der dann in den Jugend­
gruppen verhandelt werden 
soll.

NGG fordert 9,8% für 
Brauer in Bayern

München. Ohne Ergebnis en­
dete die Tarifverhandlung am 
11.11. in Kelheim zwischen der 
NGG und der Tarifgemein­
schaft bayerischer Brauereien. 
Die NGG fordert für die ca. 
22000 Beschäftigten in Bayern 
eine Lohnerhöhung v on 9,8%. 
Die Tarifgemeinschaft, in der 
rund 2A der bayerischen Bier­
produktion vereinigt sind, bot 
5,45%. Am 21.11. wird weiter­
verhandelt. Die relativ hohe 
Forderung begründet sich aus

In der Schweiz sind am Mittwoch, dem 12.11., die Mitglieder der 
Gewerkschaft Druck und Papier (GDP) in den Streik getreten. 
Am Nachmittag beteiligten sich über 600 Drucker an einer Pro­
testkundgebung in Bern. Die Streikenden wollen Verbesserungen 
des Gesamtarbeitsvertrages durchsetzen. Sie fordern u.a. höhere 
Minimallöhne für Ungelernte und Ausdehnung des Geltungsbe­
reichs dieses Manteltarifvertrages auf die Bereiche Spedition, 
Buchhaltung und Redaktion sowie auf die Lehrlinge. Bereits im 
Mai hatte die GDP mit dem Schweizerischen Verband graphi­
scher Unternehmen geringfügige Verbesserungen ausgehandelt. 
Die Ergebnisse waren jedoch in einer Urabstimmung von mehr 
als 56% der Mitglieder abgelehnt worden. Die Schweizerische 
Journalisten-Union und die Delegierten des Gewerkschaftskar­
tells Baselland haben sich mit den Streikenden solidarisch erklärt.

dem Ziel der NGG, eine An­
gleichung des Lohnniveaus in 
Bayern an das in den anderen 
Tarifgebieten zu erreichen. - 
Die Verhandlungen in drei 
weiteren Tarifgebietcn sind be­
reits abgeschlossen: Nieder­
sachsen 6,6% nach Schlich­
tung; Nordrhein-Westfalen 
zwischen 6,76 und 6,8%; Hes­
sen zwischen 6,88 und 7,15%. 
Ihren 50 Mio. DM starken An­
ti-Streikfonds im Rücken, 
wollten die Kapitalisten in den 
beiden letztgenannten Tarifge­
bieten nicht mehr als 5% zäh­
en. Darautliin führten über 
1000 Arbeiter Warnstreiks 
Jurch.

Streik der westeuropäi­
schen Textilarbeiter

Für den 2.12. rufen die Textil- 
arbeitergcwerkschaften in der 
EG zu einem einstündigen ge­
meinsamen Streik auf. In ei­
nem Offenen Brief an die EG- 
Kommission prangern sie de­
ren Politik an: „Sie vergeuden 
unsere Beschäftigung zugun­
sten der multinationalen Kon­

zerne, die rücksichtslos die Ar­
beitnehmer der Entwicklungs­
länder ausbeuten ...“ Seit 
Jahren verlagern die europäi­
schen Textilkonzerne die Pro­
duktion mehr und mehr in 
Niedriglohnländer, wo sie Ar­
beiter zu Stundenlöhnen von 
oft nicht mehr als umgerechnet 
20 bis 40 Pf. ausbeuten und 
zugleich den unabhängigen 
Aufbau des Landes zurück- 
werfen. Für das internationale 
Proletariat bedeutet der Kapi­
talexport verschärfte Konkur­
renz. In der EG wurden seit 
1973 über 750000 Textil- und 
Bekleidungsarbeiter auf die 
Straße geworfen. Es ist gut, 
wenn die westeuropäischen 
Gewerkschaften gegen diese 
Politik der Textilkapitalisten 
gemeinsam Front machen. 
Doch solange sie hauptsäch­
lich die Textilimporte aus den 
Ländern der Dritten Welt an­
greifen und mehr am Rande 
den Kapitalexport der Imperia­
listen, lassen sie dem Chauvi­
nismus eine offene Flanke und 
ist für den Zusammenschluß 
des internationalen Proleta­
riats nicht viel gewonnen.
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Besatzungsstreitkräfte

Angebot bei Lohnstrukturver­
handlungen: bis zu 12% Lohnsenkung
Seit Anfang Oktober verhandeln die 
Gewerkschaften ÖTV und IG Metall 
mit dem Bundesfinanzministerium und 
den Oberkommandos der Besatzungs­
streitkräfte über eine neue Lohnstruk­
tur für die ca. 100000 Zivilbeschäftig­
ten. Am 13.11. teilte der Pressedienst 
Rheinland-Pfalz der ÖTV mit: „Das 
die Kollegen beleidigende Arbeitgeber­
angebot sieht in einigen Bereichen 
Lohnsenkungen bis zu 12% vor. Statt 
die von der Gewerkschaft ÖTV gefor­
derten 6 Lohngruppen einzuführen, 
wollen die Arbeitgeber die bisher beste­
henden 222 unterschiedlichen Löhne 
auf 561 verschiedene Löhne im Bun­
desgebiet aufstocken.“ Von den Lohn­
senkungen wären rund 10000 Arbeiter 
betroffen.

Das Lohngefüge ist aufgesplittert in 
11 Lohngebiete, 7 Lohngruppen und 4 
Gewerbegruppen; letztere sind defi­
niert nach „Berufsmerkmalen“, z.B. 
Reinigungspersonal, Kraftfahrer etc. 
Bund und Besatzer wollen die Gewer­
begruppen von 4 auf 11 aufsplittern, 
ÖTV und IGM fordern Abschaffung 
aller Lohngebiete, der Gewerbegrup­
pen und Reduzierung auf 6 Lohngrup­
pen. Der geschäftsführende ÖTV- 
Hauptvorstand hat Warnstreiks be­
schlossen, „um die Arbeitgeber zu ei­
nem akzeptablen Verhandlungsange­
bot zu zwingen“.

Neue Verhandlungen sind für den 
24.11. festgesetzt, die Friedenspflicht 
für die Mehrzahl endet am 30.11. Die 
Tarifauseinandersetzungen finden un­
ter für die Beschäftigten sehr schwieri­
gen Bedingungen statt. Vor allem die 
US-Armee praktiziert seit 20 Jahren, 
freiwerdende, für deutsche Zivilbe­
schäftigte vorgesehene Stellen mit US- 
Armee- bzw. Familienangehörigen zu 
besetzen. Sie hat den Beschäftigten­
stand von 1959 = 108 154 auf 1978 = 
59379 reduziert. Aus einer Studie, von 
der US-Armee in Auftrag gegeben, 
verlautete am 5.11., zum 1.10.82 soll- | 
ten 1 746 Zivilbeschäftigte bei Instand- ' 
Setzungskommandos freigesetzt und i 
die Arbeit an Privatfirmen übergeben | 
werden.

In der Absicht, die Möglichkeiten 
der Besatzungsarmeen in Bezug auf 
Rationalisierungen, Entlassungen usw. 
einzuschränken, fordert die ÖTV seit 
25 Jahren die arbeitsrechtliche und 
personalvertretungsrechtliche Gleich­
stellung der Beschäftigten bei den Be­
satzern mit den Beschäftigten im Öf­
fentlichen Dienst. Aus folgenden 
Gründen: Hinsichtlich Arbeitsschutz­
bestimmungen gelten nicht bundes- ' 

deutsche, sondern amerikanische Ge 
setze, die für die Beschäftigten schlech­
ter sind. Gesundheitsamt und Gewer­
beaufsichtsamt haben keinen Zutritl 
zu den Betrieben. Das Bundesperso­
nalvertretungsgesetz gilt zwar, aber in 
der alten Fassung von 1955.

Selbst um diese Lage zu erreichen 
die den Zivilbeschäftigten doch einige 
im bundesdeutschen Öffentlicher 
Dienst vorhandene Rechte vorenthält, 
bedurfte es langwieriger Kämpfe. 
Gleich nach dem 2. Weltkrieg wurden 
deutsche Arbeiter für die Besatzungs­
armeen dienstverpflichtet gemäß dem 
§52 der Haager Landkriegsordnung: 
„Das besetzte Land ist zu Dienstlei­
stungen seiner Bewohner für die Be­
dürfnisse des Besatzungsiieeres ver­
pflichtet.“ Tarife, Kündigungsschutz, 
Klagen beim Arbeitsgericht gab es 
nicht. Betriebsräte waren zugelassen 
durch das Kontrollratsgesetz Nr. 22. 
1955 schloß die ÖTV den ersten Tarif­
vertrag mit den Besatzungsmächten 
überhaupt ab. Die Rechtlosigkeit der 
Beschäftigten ergab sich aus dem Be­
satzungsstatut. Heute sind alle Ein­
schränkungen der Rechte der Beschäf­
tigten festgelegt im Art. 56 des Zusatz­
abkommens zum NATO-Truppensta­
tut, das der Bundestag 1973 verab­
schiedet hat. Die ÖTV fordert die Kün­
digung dieses Zusatzabkommens durch 
die Bundesregierung.

NRW
Hoesch-Konzern pokert 
um Landesmittel

Nach Abschluß der EG-Stahlvereinba­
rung und Festlegung der Quoten für 
die Bundesrepublik hat der Vorstand I 
des Hoesch-Hoogoven-Konzerns ange­
kündigt, der Bau des für Dortmund ge- ' 
planten Stahlwerks werde zurückge- I 
stellt. Nach Bau des neuen Oxygen- 
Stahlwerks sollten große Teile der alten 
Produktionsanlagen stillgelegt werden. 
An den Stillegungsplänen hält der 
Hoesch-Vorstand auch weiterhin fest, 1 
auf jeden Fall soll das Werk Phoenix , 
geschlossen werden. Die Stahlkapitall­
sten hatten angekündigl, daß auf 
Grundlage der EG-Stahlquoten bis zu 
11000 Arbeiter in der westdeutschen 
Stahlindustrie entlassen werden soll­
ten; wird das Hoesch-Werk nicht ge­
baut und das alte Werk geschlossen, 
kämen 8000 Dortmunder Stahlarbeiter 
hinzu.

Die Vollversammlung der IG-Me- 
tall-Vertrauensleute des Werks Dort­
mund hat auf die Ankündigung des 
Vorstands beschlossen, in Dortmund 
eine Unterschriftensammlung für den 
Neubau des Werks durchzuführen. 
Läßt sich der Hoesch-Vorstand nicht 
davon beeindrucken, müßte über wei­
tere Maßnahmen beraten werden. Der 
IG-Metall-Vorstand unterstützt diese 
Aktionen und erklärte, es gebe keinen 
Zusammenhang zwischen der Rück­
stellung des Baus und den Stahlquoten 
der EG, wenn der Hoesch-Vorstand 
das jetzt gegeneinander ausspielen wol­
le, müsse er auch mit Streiks rechnen, 
mit denen das Stahlwerk durchgesetzt 
werden soll. Der Aufsichtsrat, der pa­
ritätisch besetzt ist, hatte den Bau des 
Werks beschlossen, der Vorstand dann 
die Rückstellung bekanntgegeben. 
Nachdem 1 500 Stahlarbeiter während 
der Vorstandssitzung demonstrierten 
für den Bau des Werks, erklärte Vor­
standsvorsitzender Rohwedder frech, 
er sei glücklich, daß in diesem Fall Ge­
werkschaft und Vorstand an einem 
Strang zögen, nur über die nötigen 
Schritte gebe es keine Einigkeit.

Daraufhin beantragte die CDU- 
Fraktion eine Landtagsdebatte über 
den Fall, in der Biedenkopf der Regie­
rung Rau vorwarf, Augenwischerei mit 
den Dortmunder Arbeitsplätzen betrie­
ben zu haben und daß endlich den Ver­
sprechen der Landesregierung auch 
Taten für die Arbeitsplätze folgen 
müßten. Die Regierung Rau verwies 
auf die Landtagsdebatte zu den EG- 
Stahlquoten, in der sich SPD und 
CDU auf eine einstimmige Erklärung 
an die Bundesregierung und die Brüs­
seler Kommission geeinigt hatten. Dort 
heißt es, daß der Landtag die Absicht 
der Bundesregierung unterstützen will, 
„bei allen Beteiligten daraufhin zu wir­
ken, die Probleme der europäischen 
Stahlindustrie auch künftig auf der 
Grundlage freiwilliger Vereinbarungen 
zu lösen“. Insbesondere pochen Lan­
desregierung und CDU auf „Vorlei­
stungen“ der Westdeutschen, vor al­
lem in NRW, die seit 1964 ca. 35700 
Stahlarbeiter „abgebaut“ haben. Bei­
de Landtagsfraktionen bekräftigen ih­
re Entschlossenheit, „die Stahlstadl 
Dortmund und das Stahlzentrum 
Ruhrgebiet nicht sterben zu lassen“.

Ministerpräsident Rau gibt die Rich­
tung an: „Die Debatte zeigt, daß wir 
die Chance haben, in der Frage Stahl 
so zusammenzuarbeiten, wie wir das 
viele Jahre in der Frage der Kohle zum 
Nutzen unseres Landes getan haben. 
Vorbereitet ist solches Vorgehen schon 
länger: Das Programm für Technolo­
gie und Forschungsförderung ist er­
gänzt worden um den Teil Kohle und 
Stahl, für „die Förderung der techni­
schen Entwicklungen zu Leistungsstei­
gerung . . . sind 250 Mio. DM vorgese­
hen“. Hinzukommen 125 Mio. DM 
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vom Bund im Rahmen des Schwer­
punktprogramms Ruhr, die vor allem 
für die Verfahrensforschung eingesetzt 
werden.

Übernahme der mit Verlust arbeiten­
den Stahlwerke oder doch zumindest 
eines Teils der Verluste, Neubau und 
Rationalisierung, finanziert ebenfalls 
aus Steuermitteln, das scheinen die 
Vorstellungen der Stahlkapitalisten zu 
sein, und die Landesregierung ist dem 
nicht abgeneigt, schließlich hat sie mit 
der Gründung der Ruhrkohle AG und 
der Umwälzung des Kohlebergbaus Er­
fahrung in einem solchen Programm.

Für den Bau des Dortmunder Stahl­
werkes steht dem Hoesch-Vorstand bis 
jetzt ein zinsverbilligter Kredit aus 
Bundes- und Landesmitteln zu Verfü­
gung, die Landesregierung hat erklärt, 
ihre Kreditanteile ständen auch 1981 
und 1982 noch zur Verfügung. Roh- 
wedder will auf mehr hinaus: Sein Pro­
blem sei, woher die andere Hälfte neh­
men, denn der Bau des Dortmunder 
Werks werde mindestens das Doppelte 
kosten und die Hoogoven-Gruppe be­
nötigt das vorhandene Kapital, um ihre | 
veralteten Produktionsanlagen in den ' 
Niederlanden umzuwälzen. Wenn sich j 
kein anderer Geldgeber findet ... Auf | 
jeden Fall soll jetzt eine Konferenz zwi- r 
sehen Rohwedder, Vertretern der Stadt 1 
Dortmund und dem NRW-Wirt­
schaftsminister Jochimsen stattfinden, 
auf der die Vorschläge des Hoesch- 
Konzerns ,,nüchtern und in vernünfti­
gen Zeiträumen geprüft werden“ sol­
len.

Nieders. /Bremen
Streik im Karosserie­
handwerk

Hannover. Die Tarifkommission der 
Gewerkschaft Holz und Kunststoff 
(GHK) hatte die Forderung von 10,5% 
mehr Lohn und Gehalt für die Be­
schäftigten im Fahrzeug- und Karosse­
riebauhandwerk Niedersachsen/Bre- 
men bereits im Juli beschlossen. Am 
24.9. war die erste, am 23.10.1980 die 
zweite Verhandlung. Trotz reduzierter 
Forderung der GHK (8,5%) kam es zu 
keiner Einigung. Die Kapitalistenseite 
ging nicht über 6% hinaus, die GHK 
erklärte die Verhandlungen für ge­
scheitert. In der Urabstimmung spra­
chen sich 94% der Arbeiter für Streik 
aus. Am 28.10. traten 226 Arbeiter in 
21 Betrieben in den Streik. In Bremen 
wurden die größeren Karosseriebaufir- i 
men Pollmann, Thiele und Techau be­
streikt . ,,Betriebseinfahrt verbarrika­
diert“ meldete der Weserkurier. Der 
Landesinnungsverband erklärte in 
Hannover: ,,Streik mit unlauteren Mit­
teln“. Nachdem am 10.11. sechs Be­
triebe weiterhin bestreikt wurden, er­

klärte der Landesinnungsverband, er 
wolle den Arbeitsniederlegungen keine 
Kampfmaßnahmen entgegensetzen, 
um den Streik nicht noch zu entfachen. 
Währenddessen schlossen einige Kapi­
talisten bereits Haustarife zu 7,1% 
bzw. 7,4% ab. Erklärtes Ziel der GHK 
in diesem Arbeitskampf ist ein Ab­
schluß nicht unter 7%. Die GHK ist 
bemüht und auch erfolgreich, wie Ta­
rifabschlüsse der letzten zwei Monate 
zeigen, in allen 14 Organisationsberei­
chen nicht unter 7% abzuschließen.

Tarifabschlüsse der GHK: (Erhö­
hungen jeweils auf den Facharbeiter­
ecklohn).
Pinselindustrie Bayern, ab 1.7.80 um 
0,62 DM auf 9,57 DM. (6,9%) 
Pinselindustrie Bad Lauterberg, ab 
1.7.80 um 0,64 DM auf 9,82 DM. (7%) 
Holzverarbeitende Industrie Ham­
burg, ab 1.10.80 um 0,90 DM auf 
13,04 DM. (7,4%) 
Tischlerhandwerk NRW ab 1.10.80 um

Post- Urabstimmung

Die Überarbeit im Schichtdienst ver 
langt sofort tarifliche Schranken
Freiburg. Am 8.11. hatte der Gewerk­
schaftsrat der Deutschen Postgewerk­
schaft (DPG) die Verhandlungen mit 
dem Bundespostministerium über den 
Tarifvertrag zur Schichtarbeit bei den 
Beschäftigten der Post für gescheitert 
erklärt und eine Urabstimmung über 

Nachtschicht am Fernförderrollband beim Paketumschlag Freiburg

Streik beschlossen, nachdem Gscheidle 
kein neues Angebot vorgelegt hatte 
(vgl.Nr.2/80). Sofort nach Abschluß 
der Urabstimmung (92% für Streik) 
wurde der Streik zunächst in den 12 
wichtigsten der 35 Umschlagstellen 
aufgenommen. Bei Redaktionsschluß 
dieser Ausgabe war praktisch der ge­
samte Fernumschlag von Paketen und 
Briefen (allein 900000 Pakete und 
800000 Päckchen pro Tag) zum Erlie­
gen gekommen.

0,87 DM auf 12,97 DM. (7,2%) 
Raumausstatterhandwerk Bremen ab 
1.10.80 um 0,79 DM auf 11,09 DM. 
(7,7%)

Für die 35000 Beschäftigten der 
holzverarbeitenden Industrie Nieder­
sachsens fordert die GHK 9,5% mehr 
Lohn und Gehalt. Der Lohnhöhe nach 
liegen die der GHK angeschlossenen 
Branchen im vorderen Bereich der 
westdeutschen Löhne. Was nicht zu­
letzt mit dem Facharbeiteranteil von 
ca. 60% zusammenhängt. Für die un­
teren Lohngruppen fordert und setzt 
die GHK überproportionale Erhöhun­
gen durch. Mit über 155000 Mitglie­
dern und einem Organisationsgrad von 
48% zählt die GHK zu den kleinen Ge­
werkschaften und steht in der schwieri­
gen Aufgabe, schon vor den großen 
Lohnkämpfen ausreichende Lohner­
höhungen gegen die Kapitalisten 
durchzusetzen. Eine Aufgabe, die Un­
terstützung verlangt.

Von den 23000 Beschäftigten des 
OPD-Bezirks Freiburg arbeiten ca. 
7000 Schicht. Beim Paketumschlag 
ausschließlich in Wechsel- und Teilzeit­
schichten. Von insgesamt 208 Schicht- 
lern im Freiburger Postbahnhof sind 
80 Teilzeitler; 50% Frauen, 50% Stu­

denten, die z.T. 20 bzw. 4 Jahre in den 
Nachtschichten arbeiten. Von den 
Vollzeitbeschäftigten sind 75 % Neben­
erwerbslandwirte, v.a. Weinbauern 
vom Tuniberg und Kaiserstuhl. Sie ar­
beiten entweder in Wechselschichten 
im 3-Tage-rhytmus zwischen 15 und 5 
Uhr oder im 4-Wochen-Wechsel- 
schichtrhytmus. Der Organisations­
grad ist insbesondere beim Paketum­
schlag niedriger als im Landesdurch­
schnitt, wo er 76,8% beträgt.
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Mit Streikbeginn in Freiburg haben 
Vertreter der DPG die beim Paketum­
schlag anwesendenden teilzeitbeschäf­
tigten Studenten und alle anderen nicht 
organisierten Beschäftigten eingela­
den, mit ins Streiklokal zu kommen, 
wo ihnen erklärt wurde, daß trotz des 
bereits laufenden Streiks alle noch mit 
sofortiger Wirkung Mitglied der Ge­
werkschaft werden und auch das sat­
zungsgemäße Streikgeld erhalten kön­
nen. Den Studenten wurde versichert, 
daß sie auch nach Beendigung ihrer 
Beschäftigung Mitglied mit Studenten­
status bleiben können. Falls sie in den 
nächsten Semesterferien erneut bei der 
Post arbeiten wollten und wegen Betei­
ligung am Streik eventuell nicht einge­
stellt werden sollten, könnten sie auch 
Rechtsschutz der Gewerkschaft in An­
spruch nehmen. Die Spaltungsversu­
che der Dienstleitung, die in den Tagen 
vor dem Streik noch telefonisch ver­
sucht hatte, Studenten, die sich zuvor 

I vergeblich um Arbeit bemüht hatten, 
als ,»Aushilfen“ zu gewinnen, sind da­
mit gescheitert.

Allein 30000 Pakete und 20000 
Päckchen werden an den 3 Rollbän­
dern der OPD Freiburg zu 80% in der 
Zeit von 19-2.30 Uhr von durchschnitt­
lich 12 gleichzeitig arbeitenden Be­
schäftigten umgeschlagen, von denen 
zwei an der Metallrinne stehend über 
ein Kurzförderband die Pakete auf die 
3 Rollbänder sortierend schieben und 
einer am Ortsband nach Straßenberei­
chen auszeichnet. Die übrigen verrich­
ten hauptsächlich: Suchen und ange­
strengtes Ablesen der oft kleingedruck­
ten Postleitzahlen auf den Paketen; 
Abheben der bis zu 20 kg schweren Pa­
kete vom Rollband; Wegtragen und 
Stapeln in die Leitbereichsbehälter; 
Ziehen der vollen LB-Behälter zu den 

i LKW-Verladetoren; Aussortieren be­
schädigter Pakete; Ausladen von bis zu 
50kg schweren Päckchensäcken; Aus­
schütten selbiger aufs P-Rollband; Ab­
hängen voller Päckchensäcke und 
Schleppen bis zu 30m entfernten Be­
hältern; Ziehen voller Gitterwagen zur 
100m entfernten Selbstabholerhalle 
(Industrie, Kaufhäuser).

Gearbeitet wird in Hallen, meist auf 
nacktem Beton oder Plattenboden; nur 
direkt an den Bändern sind z.T. dünne 
Gummimatten aufgeklebt; die Luft ist 
staubgeschwängert, es gibt nur eine 
Frischluftzufuhr; Neonbeleuchtung.

Die Folgen dieser Arbeitsbedingun­
gen sind frühzeitiger Verschleiß. 
Schlafstörungen, Magenkrankheiten, 
Knochenhautentzündungen am Unter­
armstrecker durch dessen übermäßige 
Beanspruchung beim Abheben der Pa­
kete, Bandscheiben- und Gelenkschä­
den durch das täglich mehrtausendfa­
che Bücken und Strecken mit Gewich- i 

ten, Erkältungen durch das besonders 
im Winter schädliche Hin- und Her­
pendeln zwischen Halle und zugiger 
Rampe bzw. Innenhof sind verbreitet.

Gegen die weitere Verdichtung der 
Arbeit an den Rollbändern gibt es 
Scharmützel. Der Versuch, die Nacht­
schichten Freiburg-Ort zusätzlich Ein­
gangslisten für Pakete ausfüllen zu las­
sen, was die Paket Verteilungszeit ver­
kürzt und verdichtet hätte, wurde ver­
hindert: es gab halt einige Male am 
Morgen Überstand (nicht verteilte Pa­
ketbehälter). Als die Aufsicht beim 
Fernkurs am 31.10. die Bandabstel­
lung durch die Kolleginnen verhinder­
te, hielten die Leitbereichsortiererin­
nen am Anfang des Bandes die Pakete 
solange an, bis eine entsprechende zeit­
liche Lücke entstand bzw. wegen Ver­
stopfung der davorliegenden Metall­
rinne ein weiteres Einkippen von Pake­
ten unmöglich war.

Baugewerbe
IG Bau Steine Erden 
zum Bundesrahmentarif

Die Kündigung des Bundesrahmenta­
rifvertrages im Baugewerbe steht zum 
31.12.1980 an. Wichtigste Änderun­
gen, die auch auf dem Gewerkschafts­
tag der IG Bau Steine Erden verab­
schiedet wurden, sind im folgenden:

§3 Arbeitszeit: Verabschiedet sind 
Forderungen nach Erhöhung der 
Nachtarbeitszuschläge auf mindestens 
50%. Insbesondere ist auf die unter­
schiedliche Abgeltung dieser Belastun­
gen hingewiesen worden. So wird zum 
Beispiel Nachtarbeit bei den Dach­
deckern mit 10%, bei Malern mit 15%, 
am Bau mit 20%, in der Baustoffindu­
strie Hessen mit 25% und bei den 
Steinmetzen mit 35% Zuschlag abge­
golten.

Ziffer 1.3.: Gestrichen werden soll 
für Barackenwärter, Küchenpersonal 
und Sicherungsposten die Verlänge­
rung der wöchentlichen Arbeitszeit, 
die bis zu fünf Stunden wöchentlich 
betragen kann; ebenso für Büro-, Ge­
lände- und Baustellenüberwachung­
spersonal sowie Pförtner und Pumpen­
wärter, bei denen die Verlängerung ih­
rer Arbeitszeit bis zu zehn Stunden wö­
chentlich betragen kann. Vielmehr soll 
eine Verkürzung der tariflichen Wo­
chenarbeitszeit durchgesetzt werden.

Ziffer 1.5.: Diese soll so geändert 
werden: ,»Verlangt ein Arbeitgeber, 
daß sich Arbeitnehmer zum Betriebs­
sitz oder Sammelstelle begeben, um 
von dort zur Arbeitsstelle zu fahren, so 
hat der Arbeitgeber die Zeit ab Be­
triebssitz bzw. Sammelstelle zu bezah­

len.“ Den Fahrern von firmeneigenen 
Fahrzeugen soll eine Fahrerzulage für 
die Fahrtzeit gewährt werden.

Ziffer 2.1.: Kraftfahrer und Beifah­
rer sollen Anspruch auf Überstunden­
zuschläge ab der 41. Stunde haben.

§4 Arbeitsversäumnis und Arbeits­
ausfall: Verabschiedet sind Forderun­
gen wie: Verlängerung des Schlecht­
wetterzeitraums bis Ende April, Wie­
dereinführung der mit dem Haushalts­
strukturgesetz 1976 gestrichenen Zula­
ge von 0,30 DM zum Schlechtwetter­
geld, keine Anrechnung der SWG- 
Ausfallstunden auf Überstunden, Zah­
lung des Schlechtwettergeldes auch 
dann, wenn umsonst zur Baustelle ge­
fahren wird, um drei Stunden auf bes­
seres Wetter zu warten. Dies sind 
Schritte auf dem Weg zur Zahlung ei­
nes Lohnausgleichs bei Schlechtwetter, 
der ebenfalls diskutiert wurde. Das 
Schlechtwettergeld beträgt heute 66% 
des Nettolohns und wird von Novem­
ber bis März aus den Versicherungsbei­
trägen der Arbeitslosenkasse gezahlt.

§7 Fahrtkostenabgeltung, Wegezeit­
vergütung und Auslösung: Grundsätz­
lich muß bei der Fahrtkostenabgeltung 
und Wegezeitvergütung bei der Be­
rechnung der Fahrt kosten die Strecke 
vom Wohnsitz zur Baustelle zugrunde­
gelegt werden. Ferner wurde der Bun­
desvorstand der Gewerkschaft beauf­
tragt, sich dafür einzusetzen, daß bei 
Entsendung von Arbeitern auf auswär­
tige Baustellen neben der Auslösung 
die vollen Kosten der Unterbringung

vom Arbeitgeber übernommen wer­
den, sowie die arbeitsfreien Tage bei 
Wochenendheimfahrten bezahlt wer­
den.

Bei einer Entfernung von mehr als 6 
km zwischen der Unterkunft und dem 
Mittelpunkt der Baustelle hat der Ar­
beitgeber das Fahrgeld zu zahlen.

§8 Urlaub: Für alle Arbeitnehmer 
sollen 30 Arbeitstage Urlaub durchge­
setzt werden.
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Tariflohn

Umfrage der IG Metall, Bezirk Hamburg, 
zur Vorbereitung der Lohnbewegung

Die Zahl der erfaßten Beschäftigten, auf die sich auch die Prozentzahlen bezie­
hen, beträgt: Hamburg 30043, Schleswig-Holstein 32312 und Unterweser 25399. 
Bei dem Tarifgebiet Unterweser sind dargestellt die 10 B-Tarifgruppen, die drei 
A-Tarifgruppen wurden den entsprechenden B-Gruppen zugeordnet. Bei Ham­
burg wurden die Lohngruppen 3a und 3b zusammengerechnet.

Hamburg. Im Bezirk Hamburg der IG 
Metall hat die Bezirksleitung über die 
Betriebsräte eine Erhebung gemacht, 
wie die Belegschaften sich auf die ver­
schiedenen Tarifgruppen verteilen. Ne­
ben den im Schaubild dargestellten drei 
großen Tarifbezirken Hamburg, 
Schleswig-Holstein und Unterweser 
umfaßt der Bezirk noch die Tarifgebie­
te Werften in Oldenburg, Elsfleth und 
Brake; Metallindustrie Oldenburg; 
Werften in Ostfriesland; Nordwestli­
ches Niedersachsen (Wilhelmshaven); 
Nordwestliches Niedersachsen Olym­
pia Werke; Metallindustrie Nordwest­
liches Niedersachsen (Cuxhaven).

Das Bild zeigt Kabelspulerinnen bei Thyssen-Draht in Aßlar. 25 von ihnen er­
zwangen durch geschlossenen Kampf die Höhergruppierung vor dem Arbeitsge­
richt. Auch bei Schmalbach-Lubeca in Lübeck erzwangen 90 Frauen die Höher­
gruppierung von Lohngruppe 2 nach 3.

Die Tariflohnverteilungen lassen ei­
ne ganz unterschiedliche Struktur der 
Metallindustrie und Lohnpolitik der 
Kapitalisten wie auch der Kampfbedin­
gungen der Gewerkschaft erkennen. 
Die deutlich gedrückteste Tariflohn­
verteilung weist Schleswig-Holstein 
auf. Dort haben es die Metallkapitali­
sten fertiggebracht, 15,6% der erfaß­
ten Beschäftigten in die Lohngruppen 
2 und 3 zu stopfen, und insgesamt 
24,2% in die Lohngruppen 2 bis 4, das 
entspricht den Lohngruppen bis 93% 
vom Ecklohn, dem untersten Fachar­
beiterlohn. Für Hamburg sind die ent­
sprechenden Zahlen: 8,9% und 

14,3%; in Unterweser: 12,2% und 
19,6%.

Im Tarifbezirk Schleswig-Holstein 
steht die unterste Lohngruppe 2 im 
Vergleich der drei großen Tarifgebiete 
am niedrigsten mit 80,5% vom Eck­
lohn, das sind 7,53 DM. In Hamburg 
sind es 82% (7,67 DM), in Unterweser 
81,5% (7,62 DM).

Wenn auch die Tariflohnlage in den 
kleinen Tarifgebieten teils noch 
schlechter ist - in der Metallindustrie 
Oldenburg befinden sich allein 17,5% 
der 8452 erfaßten Beschäftigten in der 
Lohngruppe 2 und 33,7% bis LG 4 - , 
so erscheint es doch angebracht, in 
dem großen und kampfstärkeren Ta­
rifgebiet Schleswig-Holstein den 
Kampf um die Streichung der Lohn­
gruppe 2 auszutragen.

Am 15.10.1980 hat die IG Metall 
dem Kapitalistenverband Schleswig- 
Holstein die Forderung nach Strei­
chung der untersten Lohngruppen 
übersandt. Die Forderung soll im Zu­
sammenhang mit der kommenden 
Lohntarifauseinandersetzung verhan­
delt werden.

Der Vorstand der IG Metall hat sich 
auf einer Klausurtagung darauf ver­
ständigt, sich in der Tarifpolitik 1981 
zu konzentrieren und zu beschränken 
auf Forderungen zur Anhebung der 
Löhne, Gehälter und Ausbildungsver­
gütungen. Dies als richtige Reaktion 
auf das Trommelfeuer der Kapitali­
stenklasse auf die Arbeiterbewegung. 
Sätze wie ,»Einkommen sichern“ und 
„auf der Forderung nach einem vollen 
Preissteigerungsausgleich bestehen“ 
aus der „metall“ Nr. 22 lassen aller­
dings eher erahnen, daß sich der IGM- 
Vorstand dem Druck der vereinigten 
Metallkapitalisten neigen könnte. In 
den Bezirken, so auch auf einer Konfe­
renz für Vertrauenskörperleiter in 
Hamburg, wurden vom Bezirksleiter 
8% ins Spiel gebracht. Die Redner aus 
den Betrieben sprachen sich sowohl 
auf dieser Konferenz als auch auf der 
großen Funktionärsversammlung der 
Verwaltungsstelle Hamburg vom 
15.11. vom Volumen her für 10- 12% 
aus, in der Forderungsart eindeutig für 
die besondere Anhebung der unteren 
Lohngruppen entweder durch Sockel­
betrag oder Mindestforderung. Be­
schlossen ist allerdings noch kaum in 
den Vertrauenskörpern. Das ist an­
ders, schwieriger als etwa im letzten 
Jahr.
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Niedersachsen
Landeskabinett will bei 
Kommunen streichen

Mit dem am 4.11.1980 dem Nieder­
sächsischen Landtag vorgelegten und 
in die Ausschüsse verwiesenen Entwurf 
eines Siebenten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über den Finanzausgleich 
(FAG) soll der Anteil der Gemeinden 
und Landkreise an der Einkommens-, 
Körperschafts-, Umsatz- und Kraft­
fahrzeugsteuer sowie aus den Aus­
gleichszuweisungen der anderen Bun­
desländer von 22,1 auf 20,7 um 1,497o 
(= ca. 197 Mio. DM) gesenkt werden 
(§ 1 FAG).

Das federführende Innenministeri­
um bezeichnet in der Begründung „die 
Finanzlage der Gemeinden und Land­
kreise heute als deutlich verbessert ... 
Bei der Verschuldung liegt der Schwer­
punkt, der früher (bis 1974) stets bei 
den Kommunen gelegen hat, nunmehr 
. . . eindeutig beim Land.“ Die Lan­
desregierung rühmt sich, daß Nieder­

sachsen im Vergleich zu anderen Bun­
desländern relativ hohe Finanzaus­
gleichsleistungen an die Gemeinden 
hat.

Der Niedersächsische Städte- und 
Gemeindebund lehnt die Senkung der 
Steuerverbundquote als „Lösung der 
Landeshaushaltsprobleme z.T. auf Ko­
sten der Kommunen“ ab. Auch der 
Niedersächsiche Landkreistag hält dies 
für „ein ungeeignetes Mittel, ... die 
Finanzen des Landes zu sanieren, da 
die Probleme nur auf eine andere Ebe­
ne verlagert würden.“ Die Verbände 
weisen daraufhin, daß sich die Struk­
tur der gemeindlichen Haushalte 1979 
im Vergleich zu 1978 nicht verbessert 
hat - wie das Land Niedersachsen 
feststellt - und daß die ohnehin schon 
eingeschränkten Investitionen der Ge­
meinden noch weiter zurückgehen 
müssen, wenn die Steuerquote gesenkt 
wird. Das wird den Ausbau von Frei­

zeiteinrichtungen wie Schwimmbäder, 
Freizeitheime sowie Kindergärten u.ä. 
treffen, die in der Regel ausschließlich 
von den Kommunen finanziert wer­
den.

Mit der Steuerhoheit über die we­
sentlichen Steuern sind Bund und Län­
der in die Lage versetzt, einen Teil ih­
rer Verschuldung auf die Gemeinden 
abzuwälzen. Die Kommunen werden 
dadurch in eine Situation getrieben, 
weitere Gebührenerhöhungen gegen 
die Volksmassen durchzusetzen. Der 
Direktor des Zweckverbandes Groß­
raum Hannover hat zum 1.2.1981 eine 
durchschnittliche Erhöhung der Fahr­
preise um 10% angekündigt.

Papierverarbeitung
Neue Lohnstruktur, Bes 
serung der Absicherung

Nach 8jährigen Verhandlungen wurde 
am 3./4.11. der neue Lohnrahmentarif 
für die rund 83000 Arbeiter in der Pa­
pier, Pappe und Kunststoff verarbei­
tenden Industrie abgeschlossen. Er ist 
gültig vom 1.2.81 bis 31.11.89.

Wesentliches Ziel der IG Druck und 
Papier war dabei, die Effektivlöhne 
weiter abzusichern. Die Forderungen 
lauteten:
- Mehr Durchlässigkeit in höhere 
Lohngruppen
- Wegfall der Eingruppierungsbarrie­
ren für Frauen
- Berücksichtigung der nervlichen 
und körperlichen Belastungen inner­
halb der Lohngruppen
- Berücksichtigung von Anforderun­
gen, die sich an das Können oder die 
Verantwortung aus arbeitsorganisato­
rischer oder technischer Rationalisie­
rung ergeben
- Wegfall der niedrigsten Lohngruppe
- Gleichbehandlung von Fachtätig­
keiten innerhalb der beiden oberen 
Lohngruppen.

Mit dem neuen Vertrag wurde eine 
stärkere Anhebung der Tarife in Rich­
tung Absicherung der Effektivlöhne 
erreicht. Nach einer Umfrage der IG 
Druck und Papier sind übertarifliche 
Zahlungen in der Papierverarbeitung 
von 2 bis 3 DM keine Seltenheit. Die 
Tariflöhne in LG VI sind 6,75 und in 
LG la 11,49 DM. 
Lohngruppenschlüssel:

19'80 1981

LG VI 69,0% LG 1 73,0%
LG V 71,7% LG II 75,0%
LG IV 73,3% LG 111 77,5%
LG III 77,1% LG IV 80,5%
LG 11 84,2% LG V 87,5%
LG l 100,0% LG VI 100,0%
LG la 117,1% LG VII 117,5%

Die Lohngruppen sind jetzt umge­
stellt, und bei der niedrigsten Lohn­
gruppe ist gegenüber dem Vorjahr die 
höchste Absicherung erreicht. Seit 
Jahren ist es fester Bestandteil der Ta­
rifpolitik der IG Drupa, die unteren 
Lohngruppen bei den Forderungen 
stärker zu berücksichtigen. Das hat 
z.B. bewirkt, daß innerhalb der letzten 
4 Jahre die Lohngruppe VI um 3,1% 
stärker angehoben wurde als die Lohn­
gruppe la.
Lohnerhöhungen in %:

1977 1978 1979 1980

LG la 6,6 5,0 4,3 6,8
LG I 6,6 5,0 4,3 6,8
LG 11 6,6 5,0 4,3 6,8
LG III 6,6 5,4 4,3 7,2
LG IV 7,1 5,6 4,3 7,5
LG V 7,1 5,6 4,3 7,8
LG VI 8,1 5,6 4,3 7,8

Insgesamt sind 38% aller Beschäftig­
ten in der Papierverarbeitung Frauen. 
Sie befinden sich zu 90% in den Lohn­
gruppen IV bis VI.

In den beiden Facharbeiterlohn­
gruppen ist es den Kapitalisten gelun­
gen, eine schärfere Spaltung und zu­
gleich eine Räumung dieser Lohngrup­
pen durchzusetzen. Durch Änderung 
der Tätigkeitsmerkmale reicht es jetzt 
nicht mehr aus, daß man Facharbeiter 
ist; „besondere“ Facharbeitertätigkei­
ten müssen verrichtet werden und es 
werden „besondere Anforderungen“ 
gestellt. 0,3% der Arbeiter sollen sich 
nach Vorstellung der Kapitalisten nach 
der Umgruppierung dort noch befin­
den.

Auf dem letzten Gewerkschaftstag 
lagen verschiedene Anträge für Anglei­
chung der Löhne der Papierverarbei­
tung an die der Druckindustrie vor.

Ärztehonorar
Bayernvertrag bald 
bundesweit?

München. Mitte 1959 hatte sich die 
Kassenärztliche Vereinigung Bayerns 
zu einem Vertrag verpflichten lassen, 
nach dem das Honorar der Kassenärzte 
davon abhängig ist, ob es gelingt, „die 
Kostenentwicklung im Gesundheitswe­
sen in gesamtwirtschaftlich vertretba­
ren Grenzen zu halten“ (Bayernver­
trag). Bis jetzt hat sich gezeigt: Bei den 
Kosten für Arznei, Massagen, Bäder, 
bei den Krankenhauseinweisungen, bei 
Arbeitsunfähigkeit und deren Dauer 
liegt Bayern unter dem Bundesdurch­
schnitt der Zuwachsrate.

Im Kostendämpfungsgesetz hatte 
Ehrenberg festgelegt, daß die Kassen­
ärzte als Vergütung ein Gesamthono­
rar erhalten. Der einzelne Arzt be-
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kommt zunächst für seine Leistung nur 
Punkte berechnet. Der Wert eines 
Punktes wird mittels Teilung des Ge­
samthonorars durch die Gesamtzahl 
der Punkte nachträglich ermittelt. Von 
1977 bis zum ersten Quartal 1979 
konnte Ehrenberg so die Ärztehonora­
re um 14,7% senken, für 1980 rechnen 
die Kassenärzte mit 3% Realeinkom­
menssenkung.

Je mehr Leistung der Arzt erbringt, 
um sein Einkommen zu verbessern, 
d.h. je mehr Punkte er erbringt, desto 
niedriger wird der Wert des einzelnen 
Punktes. Ehrenberg versucht so die 
Ärzte zu Vollstreckern der Kosten­
dämpfung zu machen.

Im Bayernvertrag bietet der bayeri­
sche Arbeitsminister Pirkl den Ärzten 
einen festen Punktewert, 1980 z.B. 
9,0993 Pfennig, allerdings ausdrück­
lich nur dann, wenn die Gesamtkosten­
steigerung 6% im Jahr nicht über­
schreitet. Für 1981 ist in Fortschrei­
bung des Bayernvertrags eine Steige­
rung des Punktwerts um 4,2% und des 
Pauschalhonorars für Laborleistungen 
um 2% vereinbart worden.

Das schafft jetzt eine komplizierte 
Lage. Während in Bayern schon abge­
schlossen ist, fordert die Kassenärztli­
che Vereinigung auf Bundesebene erst 
ein Angebot von Ehrenberg für die für 
Ende November geplante Konzertierte 
Aktion im Gesundheitswesen, und Eh­
renberg legt keines vor. Er will erklär­
termaßen erst einmal über weitere Ko­
stendämpfung im Bereich Heil- und 
Hilfsmittel, Zahnprothesen und Kran­
kenhauskosten verhandeln. Pirkl spe­
kuliert jetzt auch schon darauf, daß 
,,diese Akzente (des Bayernvertrags, 
d.V.) auch über unsere Grenzpfähle 
hinaus ihre Wirkung nicht verfehlen 
werden“, daß also weitere Landesver­
bände der Kassenärzte separat ab­
schließen werden.

Kartoffelanbau
Handelskapitalisten 
drücken Erzeugerpreis

Auf einen Tiefstand sind dieses Jahr 
viele landwirtschaftliche Erzeugerprei­
se gesunken. Die von den Bauernver­
bänden erkämpfte Anhebung der EG- 
Interventionspreise für Brotweizen um 
3,1%, Gerste und Mais um 3,3% und 
Roggen um 1,3% wird von den Han­
delsmonopolen nicht bezahlt. Der Bay­
erische Bauernverband berichtete, daß 
der Schweine-Erzeugerpreis in Mün­
chen Ende August nur etwa 4% höher 
als 1950 lag. Die Erzeugerpreise für 
Braugerste decken dieses Jahr nicht 
einmal die Gestehungskosten. Noch 
dazu waren die Braugerstenanbauer 

durch das schlechte Wetter besonders 
betroffen — bis zu 40% Sortierverluste 
wurden gemeldet. Diese für die Bauern 
ruinöse Entwicklung geht auf das Kon­
to des Bayerischen Brauerbundes. Er 
hatte sich bei den Vertragsgesprächen 
im Frühjahr geweigert, die Preise ge­
genüber dem Vorjahr anzuheben.

Auch die Kartoffel-Erzeugerpreise 
fielen gegenüber 1979. Mit Ausnahme 
der Jahre 1975 und 1976 sind sie seit 
1958 - mit Schwankungen - gleich 
geblieben (siehe Schaubild). Demge­
genüber stiegen die Preise für alle Be­
triebsmittel laufend, der Erzeugerpreis 
sinkt real. Der Agrarbericht der Bun­
desregierung gibt für Saatgut 1978/79 
einen Index von 139,3 an (1970 = 100) 
und für Handelsdünger einen Index 
von 153,3, während der Index für den 
Speisekartoffel-Erzeugerpreis bei 
101,3 liegt.

Viele Kartoffelanbauer mußten auf­
geben oder auf andere Erzeugnisse um­
stellen - dies drückt sich in der seit 
Jahren sinkenden Kartoffelanbauflä­
che aus. In Bayern waren es 1980 noch 
99500 Hektar gegenüber 217000 Hek­
tar 1970. In diesem Jahr sind die Hek­
tarerträge außerdem durch das 
schlechte Wetter noch um rund ein 
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Anteil des Erzeugerpreises am Verbraucherpreis für Kartoffeln
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Gegenüber 1950, wo die Bauern durchschnittlich noch über 90% des Einzelhan- 
I del-Verkaufspreises für ihre Kartoffeln bekamen, eignen sich die Handelsmono­

pole heute über 80% des Verkaufspreises an. Der Erzeugerpreis schwankt seit 
1958 im wesentlichen um den gleichen Punkt, obwohl die Preise aller anderen 
Produkte, vor allem der Betriebsmittel, seither auf ein Mehrfaches gestiegen 

| sind. Angaben nach: Bayer. Stat. Landesamt.

| Vierte] niedriger als 1979. Konnten die
Bauern die Verluste im Dürrejahr 1976 ' 
noch halbwegs ausgleichen durch die i 
Steigerung der Erzeugerpreise, so ha­
ben die Handelskapitalisten das heuer 
verhindert.

Die Handelsmonopole und verarbei­
tenden Kapitalisten können den Bau- | 
ern die Erzeugerpreise diktieren, weil 
sie den Handel vollständig unter ihre 
Kontrolle gebracht haben. 60% der 

Umsätze des Lebensmittel-Großhan­
dels werden mittlerweile von den drei 
Monopolen EDEKA, REWE und GE- 
DELFI getätigt. Nur noch wenige Bau­
ern können direkt an die Verbraucher 
verkaufen. Wie das Schaubild ,,Anteil 
des Erzeugerpreises am Verbraucher­
preis für Kartoffeln“ zeigt, haben sich 
die Handelskapitalisten einen wachsen­
den Anteil am Wert des Produkts der 
Bauern angeeignet. Der Bayerische 
Bauernverband berichtet, daß ein Bau­
er aus dem Münsterland eine Handels­
spanne von 900% für seine Kartoffeln 
errechnete. Er hatte in einige einen 
Brief gesteckt, in dem er den Verbrau­
cher aufforderte, ihm zu schreiben, 
was er für die Kartoffeln gezahlt hatte.

Mit dem Zusammenschluß in Erzeu­
gerringen haben die Bauern versucht, 
ihre Position auf dem Markt gegen­
über den Handels- und verarbeitenden 
Kapitalisten wie Pfanni, Knorr, Maggi 
zu stärken. Es gelang ihnen damit 
nicht, den Verfall der Erzeugerpreise 
aufzuhalten, obwohl z.B. in Bayern 
der größte Teil der Bauern Mitglied ei­
nes Erzeugerringes ist. Den Großhänd­
lern kam es eher noch zugute, daß sie 
jetzt nur noch große Partien aufzukau­
fen brauchen.

Der bayerische Landwirtschaftsmi­
nister Eisenmann hat das Sinken des 
Kartoffel-Erzeugerpreises zum Anlaß 
genommen, erneut die Errichtung ei­
ner EG-Marktordnung für Kartoffeln 
zu fordern. Für die Kartoffelanbauer 
kann es höchstens um einen garantier­
ten, ausreichenden Mindestpreis ge­
hen. Wie die Erfahrungen mit den EG- 
Marktordnungen zeigen, ist das der In­
terventionspreis nicht.
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Dänische Minderheit

Spannungen zwischen dänischer Minderheit und 
schleswig-holsteinischer Landesregierung nehmen zu
Flensburg, Geradezu beispielhaft für 
ganz Europa sei das Problem der na­
tionalen Minderheit der Dänen gelöst. 
Darin sind sich die schleswig-holsteini­
sche Landesregierung und die Bundes­
regierung einig. Ganz im Gegensatz da­
zu mehren sich in Südschleswig die Ge­
rüchte, daß die Landesregierung unter 
Stoltenberg beabsichtige, die Befreiung 
des Südschleswigschen Wählerverban­
des SSW von der 5%-Klausel, die die 
dänische Minderheit sich für die schles­
wig-holsteinische Landtagswahl seit 
1955 erkämpft hatte, wieder aufzuhe­
ben. Tatsache ist, daß der SSW seit ei- 

. nigen Jahren für die CDU-Landesre­
gierung immer mehr zu einem Hinder­
nis nicht nur für Maßnahmen gegen die 
dänische Minderheit, sondern für alle 
Unterdrückungs- und Ausplünde­
rungsmaßnahmen wird.

Gleich nach der Landtagswahl 1979 
wurde das Landeswahlrecht geändert 
und die Abgeordnetenzahl von 73 auf 
74 erhöht. Als Begründung gab der Ju­
stizminister: „Es ist eine unerträgliche 
Situation, daß der SSW aufgrund einer 
Reihe von Privilegien das Zünglein an 
der Waage spielen kann. Selbst im Fal­
le eines Patts leben wir lieber vier Jahre 
lang in einer schwierigen Situation, als 
daß wir dem SSW die Entscheidung 
darüber überlassen, was passiert.“

In der Landtagssitzung vom 31. Ok- 
k tober 1979 antwortete der SSW-Abge- 
' ordnete K.O.Meyer darauf: „Man will 

uns also nicht helfen, man greift unse­
ren Lebensnerv an. Wenn man wirk­
lich verhindern will, daß der SSW oder 
die Stimmen der Dänen und der Natio­
nalfriesen jemals entscheiden können, 
wer in diesem Land regieren soll, dann 
hat man nur einen Ausweg: man muß 
uns das Wahlrecht nehmen ... Aber 
so weit will hier wohl keiner gehen.“

Ursache für diese und noch zu er­
wartende schärfere Maßnahmen ist, 
daß die Stoltenberg-Landesregierung 
den Forderungen der Minderheit nicht 
mehr nachkommen kann und will. 
Hatte sie es noch bis 1975 verstanden, 
den SSW durch tatsächliches Nachge­
ben, im wesentlichen aber durch Ver­
sprechungen auf ihre Seite zu ziehen, 
zumindest aber verhindert, daß er ein 
Bündnis mit der SPD einging, so sind 
inzwischen alle diese Versprechen ge­
platzt. Ausgehend von den Interessen 
der dänischen Minderheit war das Ver­

hältnis des SSW zur CDU immer nur 
ein taktisches. Die CDU muß also zu 
Recht befürchten, daß der SSW mit­
helfen wird, Stoltenberg aus dem Amt 
des Ministerpräsidenten zu entfernen.

1945 hatte der Südschleswigsche 
Verein SSV die Lostrennung Süd­
schleswigs von Deutschland als Forde­
rung erhoben. Das Programm von 
1948 enthielt die Forderung nach Tren­
nung Südschleswigs von Holstein und 
die Errichtung eines besonderen Lan­
des Südschleswig innerhalb der briti­

Jahrestreffen der dänischen Minderheit in Flensburg 1980

Unterricht in dänischer Schule. Die Eltern nehmen am Unterricht teil
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schen Besatzungszone. Unter Punkt 8 
wurde gefordert: „Die drei Sprachen 
Dänisch, Friesisch und Deutsch sollen 
als Grundlage der Kulturen des Landes 
in Freiheit und Gleichberechtigung ne­
beneinander stehen.“ Punkt 9 enthielt: 
„Kartelle, Trusts und jegliche Kriegs­
industrie müssen in Südschleswig ver­
boten werden.“

Für dieses Programm bekam der 
SSW bei den Landtags wählen 1947 
99500 Stimmen, das waren 33% aller 
abgegebenen Stimmen in Südschles­



wig. Das lag erheblich über der Zahl 
der Angehörigen der dänischen Min­
derheit. Viele Deutsche hatten die For­
derungen des SSW unterstützt. Das 
veranlaßte die Bourgeoisie zu einer 
ganzen Reihe von Untersuchungen. 
Ergebnis war, „daß der SSW ein Sam­
melbecken all jener Bevölkerungsteile 
war, die ihre berechtigte Kritik an den 
wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen 
und praktischen Zuständen des Natio­
nalsozialismus und der ersten Nach­
kriegsjahre aus ideellen oder materiel­
len Gründen für wichtiger erachteten 
als das Zugehörigkeitsgefühl für 
Deutschland.“ (K. F. Nonnenbroich, 
Die Dänische Minderheit in Schleswig- 
Holstein unter besonderer Berücksich­
tigung des Südschleswigschen Wähler­
verbands) Die einfachen Leute hatten 
sich lieber an ihre Interessen gehalten 
als an irgendein Nationalgefühl. Die 
Bourgeoisie nannte sie deshalb abfällig 
„Speckdänen“.

Im gleichen Maße, wie sich die Le­
bensverhältnisse beiderseits der Grenze 
einander anglichen, verlor der SSW ei­
nen Teil seiner Stimmen wieder. Die 
Arbeiter und Volksmassen waren auch

Die Stellung von SPD und KPD 
zur dänischen Minderheit
1902 faßte der Provincialparteitag 
der SPD in Flensburg folgende Ent­
schließung: „1. Grundsätzlich wird 
anerkannt: a) daß die dänische Be­
völkerung in Nordschleswig ... al­
lein zu entscheiden hat, ob und wie­
weit sie zu Preußen oder Dänemark 
gehören will; b) daß alle Bewohner 
Nordschleswigs, die dänischen Stam­
mes sind, ein Recht auf Schutz ihrer 
nationalen Eigenart, ihres Volks­
tums, ihrer Muttersprache und volle 
politische Gleichberechtigung haben;
c) daß es Pflicht der Sozialdemokra­
tie ist, jede diese Rechte verletzende 
Politik rücksichtslos zu bekämpfen;
d) daß es Aufgabe der Sozialdemo­
kratie ist, die Proletarier des däni­
schen Volkes unter voller Anerken­
nung ihrer nationalen Rechte über 
den Sozialismus aufzuklären und für 
den Klassenkampf zur Eroberung der 
politischen Macht zu gewinnen.“ 
Gleichzeitig mit der Bewilligung der 
Kredite für den 1. imperialistischen 
Weltkrieg verließ die SPD diesen 
richtigen Standpunkt. Die „Schles­
wig-Holsteinische Volkszeitung“, 
das offizielle Organ der SPD in 
Schleswig-Holstein, schrieb am 
2.12.1915: „Von einer Abtretung 
nordschleswigschen Gebiets an Däne­
mark kann keine Rede sein. Es ist 
vielmehr zu hoffen, daß die deutsch­
dänische Frage durch Gewährung der 
kulturellen Selbstbestimmung an die 

nicht für einen dänischen Nationalis­
mus zu begeistern.

Der SSW hat daraus Konsequenzen 
gezogen. Nationalistische Überspitzun­
gen wie die Forderung nach Entfer­
nung aller Flüchtlinge ließ er fallen und 
konzentrierte sich darauf, für die 
Rechte der Minderheit und für eine 
Verbesserung ihrer Lebenbedingungen 
sowie der Lebensbedingungen in ganz 
Südschleswig einzutreten. Da Deutsche 
und Dänen in Südschleswig nicht in 
klar voneinander abgrenzbaren Gebie­
ten leben, hat der SSW die Forderung 
nach Lostrennung durch Forderungen 
nach einer demokratischen Kommu­
nalverfassung ersetzt: „Zur Stärkung 
der kommunalen Selbstverwaltung ist 
der Leistungsspielraum und die Lei­
stungsfähigkeit der kommunalen Trä­
ger zu verbessern und ihre Leistungsbe­
reitschaft zu fördern. Staatliche Auf­
gaben sind soweit wie möglich zu de­
zentralisieren und die Mitwirkungsmö­
glichkeiten der gewählten Selbstver­
waltungsorgane auch in sog. Wei­
sungsangelegenheiten zu erweitern. Die 
Finanzkraft der Gemeinden ist entspre­
chend ihrer Aufgabenstellung erheb­

dänischen Nordschleswiger einer gu­
ten Lösung entgegengeführt wird.“ 
In der Propaganda vor der Volksab­
stimmung 1920 hob die USPD her­
vor, daß mit Anschluß an Dänemark 
auch gleichzeitig die Errungenschaf­
ten der Revolution in Deutschland 
wieder verloren seien. „Das König­
reich Dänemark hat militärische 
Dienstpflicht. Der Volksstaat 
Deutschland kennt so etwas nicht.“ 
Entsprechend stimmten auch in Süd­
schleswig viele Dänen für Deutsch­
land. Nach dem 2. Weltkrieg schlos­
sen sich in Flensburg zur ersten Ge­
meinderatswahl alle deutschen Par­
teien einschließlich der SPD und 
KPD zu einer „deutschen Wahlge­
meinschaft“ zusammen. Aus diesem 
Grund trat ein großer Teil der Mit­
glieder der KPD aus der Partei aus. 
Zuvor wurde der Kreisverein der 
SPD in Flensburg aus der SPD ausge­
schlossen, weil er am „Prinzip des 
Selbstbestimmungsrechtes“ festhielt. 
Die deutsche Wahlgemeinschaft er­
hielt bei dieser Wahl nur 6 von 39 
Ratssitzen, 33 waren „dänische Stim­
men“.

Immer hat es dem Kampf der däni­
schen Minderheit umd dem der Ar­
beiter geschadet, wenn Chauvinismus 
die Oberhand gewann. Im Kampf für 
ihre Rechte und sozialen Interessen 
konnten sie sich zusammenschließen. 

lieh zu verbessern ... Bei den Ämtern 
ist der unmittelbare Einfluß seitens der 
Bürger (Wahlen) durchzusetzen .. . 
Die Mitbestimmung ausländischer 
Bürger ist zu verbessern (Wahlen).“ 
(Landtagswahlprogramm 1979)

Alle Plünderungs- und Unter-
, drückungsmaßnahmen treffen die
I Minderheit besonders. Hat man zum 

Beispiel Auseinandersetzungen mit ei­
ner Behörde oder einem Gericht, ist es 
eine zusätzliche Erschwernis, wenn 
man nicht die eigene Sprache verwen­
den kann. Die Gängelung und Kon­
trolle durch das Minderheitenschul­
recht ist besonders groß. Öffentliche 
Minderheitenschulen sind verboten. 
„Es besteht das Recht, private Minder­
heitenschulen zu errichten. Die zu er­
richtende Minderheitsschule darf in ih­
ren Lehrzielen, und Einrichtungen 
nicht hinter öffentlichen Schulen zu­
rückstehen .. . Dänische Minderhei­
tenschulen dürfen nur insoweit von 
den Lehrplänen deutscher Volksschu­
len abweichen, als es notwendig ist, um 
die Kenntnisse der dänischen Sprache 
und Kultur angemessen zu vermit­
teln.“ (§4 des Schulerlasses für Min­
derheitenschulen) Die Schulen stehen 
unter Aufsicht des Kultusministeri­
ums. Ihre Struktur untersteht der Ge­
setzgebung des Landes.

Trotzdem erhalten die dänischen 
Schulen nur einen Betriebskostenzu­
schuß von 80% und beim Gymnasium 
von 85% der Kosten, die dem Land 
durch den Unterricht einer entspre­
chenden Anzahl von Schülern in den 
öffentlichen Schulen entstehen. Immer 
wieder forderten Vertreter der Minder­
heit 100% Zuschuß: „Ich glaube nicht, 
daß wir auf lange Sicht Ruhe im 
Grenzland wahren können, wenn Sie 
weiterhin meinen, daß unsere Eltern 
zwar 100% Steuern zahlen sollen, wie 
alle anderen Bürger, während Sie für 
den Unterricht der Kinder nur 80% 
bzw. 85% von dem geben, was Sie für 
die Schüler in den öffentlichen Schulen 
bezahlen.“ (K. O. Meyer in der Debat­
te über den Nachtragshaushalt der 
Landesregierung)
Gleichzeitig fordert der SSW: „Die 
starre und veraltete Dreiteilung des 
heutigen Schulsystems muß endlich 
verschwinden, damit Chancengleich­
heit sich durchsetzen kann. Die Beruf­
lichen Schulen sollen ausgebaut und 
die Fachausbildung verbessert werden 
. . . Auch an den Berufsschulen sind 
allgemeinbildende Fächer und vor al­
lem Schulsport anzubieten.“ (SSW, 
Wahlprogramm 1979)

Die Interessen der dänischen Min­
derheit stehen in keinerlei Widerspruch 
zu denen der übrigen arbeitenden Leu­
te in Südschleswig, sondern richten 
sich gegen die Landesregierung, und 
umgekehrt nimmt die Minderheit auch 
an allen demokratischen und wirt­
schaftlichen Kämpfen teil.



Stichwort Dänische Minderheit Soziale und kulturelle Einrichtungen 
der dänischen Minderheit

Das Land soll für die 
Einrichtungen zahlen 

Der Zuschuß der Landesregie­
rung betrug 1975 pro Schüler 
der Minderheit DM 1 800, pro 
Kindergartenkind DM 370. 
Zum Vergleich: Der Zuschuß 
der dänischen Regierung für 
die deutsche Minderheit in 
Nordschleswig betrug pro 
Schüler DM 3 500 und pro Kin­
dergartenkind DM 1500. Die 
Freizeitheime des dänischen 
Jugendverbandes erhalten fol­
gende Zuschüsse:
Flensburg: 2% der Kosten 
Harrislee: 15% der Kosten 
Schleswig: 3% der Kosten 
Eckernförde: DM 0,82 pro 
Tag
Rendsburg: DM 1,40 pro Tag 
Der SSW verlangt Gesetze, die 

»die Bezahlung regeln.

Forderungen gegen 
die Wehrpflicht

Angehörige der dänischen 
Minderheit, die eine Doppel­
staatsbürgerschaft besitzen, 
können nach dem Wehr­
pflichtgesetz ihre Wehrpflicht 
ruhen lassen. Der SSW-Lan- 
dessekretär P. Hertrampf kri­
tisierte Anfang des Jahres die 
Behörden, dieses Recht durch 
,»bürokratische Schwierigkei­
ten“ einzuschränken. Nach 
Gründung der Bundeswehr, 
die besonders von der Jugend 

Daten zur Geschichte
811 Vertrag zwischen König Hemming und Karl dem Gro­

ßen: Die Eider wird Grenze zwischen Dänemark und 
Franken

1848 Revolution in Schleswig-Holstein. Die Volksbewegung 
fordert Unabhängigkeit, Anschluß an die Republik 
Deutschland und demokratische Freiheiten.

1864 Unter Bismarck annektiert Preußen Holstein und 
Schleswig bis zur Königsau; der Krieg gegen Dänemark 
wird als Vorwand genutzt, die revolutionäre Volksbe­
wegung zu zerschlagen

1920 Abstimmung in Nord- und Mittelschleswig. Grenzver­
lauf zwischen Flensburg und Tondern

1933 Scharfe Unterdrückung der Minderheit durch den Fa­
schismus

1940 Deutsche Besetzung Dänemarks
1943 Aufschwung der dänischen Widerstandsbewegung
1945 Britische Besatzung
1947 Erste Wahl zum schleswig-holsteinischen Landtag. 

Sechs dänische Abgeordnete
1951 Der Landtag führt die 7,5%-Klausel ein. Verfassungs­

beschwerde des SSW, daraufhin
1952 5%-Klausel
1955 Aufhebung der 5%-Klausel für die dänische Minder­

heit
1979 Aufstockung der Landtagsabgeordneten von 73 auf 74, 

damit der SSW nicht mehr „das Zünglein an der Waa­
ge bleibt“.

in Südschleswig stark be­
kämpft wurde, stellte der SSW 
folgende Forderungen zum 
Dienst in der Bundeswehr auf: 
Kriegsdienstverweigerung auch 
aufgrund der Stellung als na­
tionale Minderheit; Vertretung 
der dänischen Minderheit in 
den KDV-Kommissionen; 
Recht auf Anrufung eines Ge­
richts bei Meinungsverschie­
denheiten mit dem Vorgesetz­
ten; Recht auf Benutzung der 
dänischen Sprache; kein Ein­
satz außerhalb Südschleswigs.

Kampf um städti­
sches Krankenhaus

Die dänische Minderheit hat 
an allen größeren Kämpfen in 
Flensburg und Südschleswig 
teilgenommen. Der SSW hat 
die Interessen der Bewegungen 
größtenteils auch in den Parla­
menten vertreten. Anfang des 
Jahres hatten 50000 Flensbur­
ger durch ihre Unterschrift den 
Erhalt und Ausbau der städti­
schen Klinik Ost gefordert. In 
einer großen Demonstration 
und Protestversammlung hat­
ten sie ihrer Forderung Nach­
druck verliehen. In der Rats­
versammlung setzten sich alle 
Parteien mit Ausnahme des 
SSW über diese Forderungen 
hinweg und stimmten für die 
Eingliederung in ein christli­
ches Krankenhaus.

Sprachgrenzen (1859) und Abstimmungsgrenzen 
in Südschleswig

Sprachgrenzen

dänisch und deutsch
plattdeutsch 
friesisch

______ Sprachgrenze dänisch
(1920)

______ Abstimmungsgrenze 
1920

Quelle: Graenslandets sprog (Graense 
foreningens arbog 1977) 

Um 1800 wurde noch Dänisch 
und Friesisch bis hin zur 
Schlei, Schleswig und Husum 
gesprochen. Heute wird die 
dänische Sprache von einem 
großen Teil der Bevölkerung in 
einer Reihe von Gemeinden als 
U mgangssprache benutzt. 
Heute beherrschen ca. 50000 
Südschleswiger die dänische 
Sprache. Die Anzahl der Frie­
sischsprechenden auf den In­
seln und an der Westküste 
wird mit ca. 10000 angegeben.
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Internationale Nachrichten

Kakaoproduzenten ge- 
gegen Preisdrückerei

Auch die sechste Sitzung der 
Konferenz zur Erneuerung des ' 
internationalen Kakaoabkom­
mens zeitigte kein Ergebnis. 
Die Imperialisten als Kakao- 
Importeure - die BRD ist mit I 
15,2% zweitgrößter Importeur 
- konnten ihre vorschnell an­
gekündigte „Einigung“ nicht 
durchsetzen. Von 1977 bis 
1979 ist der Preis für Rohka­
kao um 46% gefallen. Die Im­
perialisten versuchten, das nie­
drige Preisniveau durch Festle­
gung eines Preisbandes zu ze­
mentieren, das den Höchst­
preis auf 1,60 $/lb festlegt und 
nach dem das Ausgleichslager 
erstmals mit preisstützenden 
Aufkäufen interveniert, wenn 
der Preis auf 1,10 $ gefallen 
ist. Entgegen den Forderungen 
der kakaoproduzierenden 
Länder sollte das Ausgleichsla- ' 
ger zudem auf höchstens 
250000 t beschränkt werden, 
bei einer jährlichen Weltpro­
duktion von 1,5 Mio. t. Die 
Kosten des Lagers wollten die 
Imperialisten den Ländern der 
Dritten Welt aufbürden. Laut 
dem früheren Abkommen näm 
lieh steht diesen die Liquida­
tionsmasse des alten Fonds - • 
230 Mio. $ - zu, die Imperia­
listen wollten das Geld in den

KSZE-Nachfolgekonferenz eröffnet
Nach achtwöchigem Krach um 
die Tagesordnung wurde am 
11.11. in Madrid die KSZE- 
Nachfolgekonferenz eröffnet 
- ohne Tagesordnung. Die 
westlichen Imperialisten woll­
ten die Kritik an den Verhält­
nisse im sozialimperialistischen 
Machtbereich und an den so­
wjetischen Aggressionen in der 
Tagesordnung verankert ha­

Die sowjetischen Delegierten auf der KSZE-Nachfolgekonferenz

Weltbank: US- 
Bankier neuer Chef

In einer Blitzaktion haben die 
USA, die 21,5% und mit den 
anderen westlichen Imperiali­
sten weit über 50% der Welt­
bank-Stimmquoten halten, 
den Chef der größten Bank der 
Welt Bankamerica Corp., A. 
W. Clausen, zum neuen Welt­
bank-Chef gemacht. Der jetzi­
ge Weltbankpräsident McNa- 
mara, zuvor Ford-Manager 
und US-Verteidigungsmini- 
ster, scheidet im nächsten Juni 
aus. Eile war geboten, weil vie­
le Entwicklungsländer keinen 
Vertreter des US-Imperialis- 
mus mehr als Weltbank-Chef 
wollten. Clausen hat aus seiner 
zehnjährigen Tätigkeit als 

neuen stecken, um selbst mög­
lichst wenig zu zahlen. Sie 
scheiterten am klaren Nein der 
Elfenbeinküste (20% der Welt­
produktion), Togos und Gha­
nas.

Parteibeziehungen zwi­
schen KPCh und PCE
Auf Einladung des ZK der KP 
Chinas hat eine Delegation der 
revionistischen KP Spaniens 
(PCE) China besucht. Hua 
Guofeng erklärte beim Emp-

ben. Sie verlangten eine „Bi­
lanz der KSZE-Vereinbarun- 
gen von Helsinki“, um Druck 
auf die SU zu machen, die Op­
position in ihrem Machtbe­
reich zu schüren und selbst als 
Verfechter der „Menschen­
rechte“ dazustehen. Die SU 
lehnte ab. Da die wechselseiti­
gen Interessen an der Verhand­
lung der Verhältnisse beim je-

Bankamerika-Präsident Erfah­
rung in der Knebelung der Ent­
wicklungsländer. Die standen 
bei der Bank im letzten Jahr

mit 8,3 Mrd. $ in der Kreide. 
Die Bank, die in 101 Ländern

fang der PCE-Delegation zur 
Wiederaufnahme der in den 
60er Jahren abgebrochenen 
Partei bezieh ungen: ,, Unsere 
beiden Parteien haben vieles 
gemeinsam, und unsere Diffe­
renzen haben nur sekundäre 
Bedeutung.“ PCE-Generalse- 
kretär Carillo, der vor der Ab­
reise erneut die sowjetische In­
vasion Afghanistans verurteilt 
hatte, sagte: „Wir sind gegen 
eine »führende Partei4 und ... 
gegen Einmischung in die inne­
ren Angelegenheiten anderer 
Parteien.“

weiligen Gegner und an der 
Förderung von Abrüstungsil­
lusionen überwogen, konnte 
das Konferenzprojekt dennoch 
steigen. Besonders die BRD 
soll sich dafür eingesetzt ha­
ben. Der härtere Kurs des US- 
Imperialismus gegen die SU 
bietet der BRD die Chance, ih­
re Beziehungen zur SU weiter 
aufzuwerten. Genscher reiste 
extra an und betonte, gerade 
jetzt müsse der Ost-West-Dia­
log fortgesetzt werden. Er 
sprach sich für eine Europäi­
sche Abrüstungskonferenz 
aus, ein Vorschlag Frank­
reichs, der die Stellung der US- 
Imperialisten in Europa 
schwächen soll. - Pünktlich 
zum Konferenzbeginn wurde 
publik, daß westdeutsche 
Großbanken unter Federfüh­
rung der Deutschen Bank über 
einen 10 Mrd. DM-Kredit mit 
der SU verhandeln. Damit sol­
len Röhrenlieferungen von 
Mannesmann zur Erschlie­
ßung sibirischer Erdgasfelder 
finanziert werden. Lambsdorff 
hat eine staatliche Kreditbürg­
schaft für das Geschäft in Aus­
sicht gestellt.

vertreten ist, schloß ihr letztes 
Geschäftsjahr mit einem Rein­
gewinn von knapp 200 Mio. $ 
und einem Zinsüberschuß von 
über 700 Mio. $ ab. Als erste 
Geschäftsbank finanzierte die 
Bankamerika Corp., auf der 
Suche nach sicheren Anlage­
möglichkeiten, Projekte ge­
meinsam mit der Weltbank. 
Clausens wichtigstes Vorhaben 
für seine künftige Weltbank- 
Tätigkeit: das „Recycling der 
Öldollars“; die Überschüsse 
der OPEC-Länder sollen in die 
Kassen und unter die Kontrolle 
der Weltbank und der imperia­
listischen Großbanken. Auf 
der letzten Weltbank-Jahresta­
gung im Oktober haben die 
OPEC-Länder dieses Ansin­
nen zurückgewiesen.

Unterstützung für die 
irischen Gefangenen

Vertreter des irischen Komitees 
gegen die H-Blocks sprechen 
auf Veranstaltungen mehrerer 
Irland-Komitees zur Unter­
stützung der Gefangenen in 
Nordirland (siehe S.7). Zu ih­
nen gehören Kieran Nugent 
und Maureen Gibson, die lan­
ge in diesen Gefängnissen sa­
ßen. Nach Veranstaltungen in 
Bochum und Frankfurt finden 
weitere in Heidelberg (23.11.), 
Berlin (25.11.) und Hamburg 
(26.11.) statt.

Indische Bauern fordern 
höhere Erzeugerpreise

Seit über einer Woche blockie­
ren die Bauern im Bezirk Na- 
sik bei Bombay im indischen 
Bundestaat Maharashtra die 
Eisenbahn- und Straßenver­
bindungen. Sie protestieren ge­
gen die rapide steigenden Prei­
se für Kunstdünger, Saatgut 
und Bewässerung und fordern 
die Erhöhung der stagnieren­
den Erzeugerpreise für Reis, 
Zuckerrohr und andere Pro­
dukte. Selbst bislang als wohl­
habend gellende Bauern wer­
den in dieser Schere rasch rui­
niert und beteiligen sich an 
dem Protest. Obwohl die Poli­
zei am 18.11. nach langen 
Kämpfen mehrere hundert 
Bauern festnahm, gehen die 
Blockaden weiter. - Ebenfalls 
am 18.11. erschoß die Polizei 
in Amritsar im Punjab (Nord­
indien) einen Teilnehmer einer 
Demonstration gegen Busfahr­
preiserhöhungen. Die Demon­
stranten wollten aus Empö­
rung über vorausgegangene 
Polizeibrutalitäten eine Poli­
zeiwache in Brand setzen.
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Zimbabwe

,,Wir haben kein Geld, für 
geraubtes Land zu zahlen“
Großbritannien, die USA und andere 
imperialistische Mächte halten ihre Zu­
sagen über einen Landfonds für Zim­
babwe nicht ein. Während der Londo­
ner Verfassungskonferenz Ende 1979 
setzte Großbritannien einen Paragra­
phen in der Verfassung durch, nach 
dem die Regierung Zimbabwes ver­
pflichtet ist, für alle enteigneten 
Grundstücke Entschädigungen zu zah­
len, auch ins Ausland. Die Patriotische 
Front hatte damals diesem Absatz nur 
zugestimmt, weil Großbritannien und 
die USA im Gegenzug versprachen, ei­
nen Fonds zum Herauskaufen der wei­
ßen Siedler einzurichten.

- Die britische Entwicklungshilfe für 
^Zimbabwe soll jetzt 75 Mio. Pfund (et­
wa 300 Mio. DM) betragen - verteilt 
auf fünf Jahre! Davon sind 20 Mio. 
für Land bestimmt. Zimbabwe selbst 
kann nicht mehr als 20 Mio. aufbrin­
gen, aus den USA steht das Geld noch 
aus.

Das reicht nicht für einen nennens­
werten Fortschritt in der Landreform. 
Knapp 6000 weiße Kolonialisten besit­
zen nach den kolonialen Landgesetzen 
die Hälfte des Landes. Die Koloniali­
sten trieben die Zimbabwer dagegen in 
die „Stammesgebiete“ auf dem 
schlechtesten Boden zusammen, wo 
675000 Bauernfamilien gegenwärtig 
versuchen müssen, genug zum Leben 
anzubauen. Meist erfolglos, denn das 
Land ist zu knapp. Der Hunger nach 
Land der Bauernmassen Zimbabwes 
war eine Haupttriebkraft des Befrei­

ungskampfes.
Von dem ,,weißen“ Farmland sind 

mindestens 40% - 5,8 Mio. Hektar - 
nicht einmal bebaut. Aber wieviel 
Land kann die Regierung mit der 
„großzügigen“ Entwicklungshilfe 
kaufen? Entwicklungs- und Landmini­
ster Sekemarayi gab am 4. Oktober be­
kannt, die Regierung habe 130000 
Hektar Land für die Ansiedlung ge­
kauft und habe in diesem Finanzjahr 
(also bis April) noch genügend Geld 
für weitere 380000 Hektar. Zusammen 
510000 Hektar - weniger als 10% des 
unbebauten guten Bodens. Schon vor- ; 
her hatte Sekemarayis Stellvertreter 
Mahachi mitgeteilt, die Regierung ha­
be nicht genug Geld, auch nur die von 
den weißen Siedlern angebotenen Far­
men zu kaufen.

Unter den Bauern führt das zu Un­
zufriedenheit. Während in einer Parla­
mentsdebatte ein Minister über die 
Einzelheiten der Entschädigungszah­
lungen berichtete, unterbrach ihn der 
Abgeordnete Häuptling Tangwena. 

„Seit wann kann man ein Land kau­
fen? Man muß es sich holen.“ Tang­
wena war mit seinem Stamm von den 
Kolonialisten aus Zimbabwe vertrieben 
worden und hatte lange in Mosambik 
im Exil gelebt. So wie er denken und 
handeln viele Bauern. Die Landbeset­
zungen nehmen zu, vor allem an der 
Grenze nach Mosambik, wo viele der 
zurückgekehrten Flüchtlinge Land 
brauchen. Die zum Teil noch von den 
Kolonialisten kontrollierte Polizei ver­
sucht, meist erfolglos, die Landbeset­
zer zu vertreiben.

Aber auch die Regierung sieht die 
Landbesetzungen ungern. Sie würden 
das Problem nicht lösen, denn nicht 
nur Land, sondern auch die anderen 
Produktionsmittel - Ochsen, Pflüge, 
Saatgut - fehlen den Bauern. Und die 
Regierung versucht, in den Siedlungs­
projekten die Versorgung mit diesen 
Produktionsmitteln zu sichern, wenn 
nötig auf Kosten weißer Farmer, die 
z.B. zur Hergabe von Traktoren aufge­
fordert werden.

Aber der Regierung ist klar, daß es 
im bisherigen Tempo mit der Landre­
form nicht weitergehen kann. „Wir 
haben kein Geld, für Land zu bezah­
len, daß den eigentlichen Einwohnern 
dieses Landes von den Kolonialisten 
geraubt wurde“, erklärte Premiermini­
ster Mugabe deshalb am 1. November 
auf einer Versammlung in Mount Dar­
win. „Die Briten sagen, sie hätten kein 
Geld für die Farmer, und wir sagen 
auch, daß wir für sie kein Geld 
haben.“ Wenn nicht mehr Entwick­
lungshilfe gezahlt werde, sehe sich die 
Regierung gezwungen, nicht genutztes 
Land zu enteignen.

Die imperialistische Presse schrie Ze­
ter und Mordio. Aber für Zimbabwe 

I stellt sich heraus, daß der Mühlstein 
| der Entschädigungspflicht, den die Im­

perialisten ihm umgehängt haben, im­
mer schwerer zieht. Keines der wesent­
lichen Probleme kann gelöst werden, 
wenn es keine Fortschritte bei der 
Landreform gibt - die Rücksiedlung 
der 1,2 Mio. Flüchtlinge kann nicht ab­
geschlossen werden, die übergroße 
Stadtbevölkerung nicht reduziert wer­
den, das Volk kann sich nicht gegen 
die Imperialisten zusammenschließen 
und bei der Übernahme der Industrie 
und Bergwerke voran kommen.

Auch die wachsenden Probleme zwi­
schen den Guerillaarmeen haben mit 
der Landfrage zu tun. Seit einem Drei­
vierteljahr sind die Befreiungskämpfer 
jetzt in Sammellagern bzw. Kasernen. 
Die meisten von ihnen sind Bauernsöh­
ne bzw. -töchter. Viele wollen Berufs­
soldaten in der neuen nationalen Ar­
mee werden, aber die meisten werden 
zurück aufs Land gehen. Solange ihre 
Familien aber noch kein Land haben, 
weiterhin in den Stammesgebieten zu­
sammengepfercht sind, können sich 
die bisherigen Guerillas dort nicht er­
nähren. Also bleiben sie in den Lagern, 
wo sie als Soldaten gezahlt werden.

Das erschwert den Aufbau einer na­
tionalen Armee und ist eine gute Basis 
für das Entstehen von Privatarmeen. 
Es demoralisiert auch die Befreiungs­
kämpfer. Die Rivalität der Imperiali­
sten um Einfluß in Zimbabwe ist noch 
stärker geworden. Die Sozialimperiali­
sten versuchen weiterhin, die ZAPU 
für ihre Zwecke zu benutzen. Die ZA­
PU macht ihre eigene Außenpolitik. 
So lobte Innenminister Nkomo am 13. 
Oktober vor 1200 ZIPRA-Offizieren 
die Sowjetunion für ihre Hilfe wäh­
rend des Befreiungskrieges und gab die 
Rückkehr von MIG-Piloten bekannt, 
die in der SU ausgebildet wurden. Die 
ZAPU versucht, ihre Armee als Partei­
armee intakt zu halten. Auf der ande­
ren Seite wirbt das südafrikanische Ko­
lonialregime weiterhin ehemalige 
Smith-Söldner für eine konterrevolu­
tionäre Truppe gegen Zimbabwe an.

Krieg Iran-Irak
Unerbetene „Hilfsange­
bote“ der Supermächte

„Wir ergreifen nicht Partei“, erklärte 
der US-Vertreter bei der Sicherheits­
ratsdebatte über den Krieg zwischen 
Iran und Irak, um gleich hinzuzufü­
gen, daß man dies nicht als Verzicht 
auf Einmischung mißverstehen soll: 
„Aber diese Nichtparteinahme heißt 
nicht, daß wir abseits stehen oder unse­
re Verantwortung nicht sehen.“ Jetzt 
haben die USA einen weiteren Flug­
zeugträger samt Begleitschiffen in 
Richtung Golf in Marsch gesetzt. Die 
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ersten 1400 Mann der neuen ,,Schnel­
len Eingreiftruppe“ sind zu Manövem 
in Ägypten eingetroffen.

Für die Freilassung der seit über ei­
nem Jahr festgesetzten US-Botschafts- 
spione hat das iranische Parlament vier 
Bedingungen gestellt: Keine Einmi­
schung der USA in die inneren Angele­
genheiten Irans; Freigabe der in den 
USA und bei US-Banken in Drittlän­
dern eingefrorenen iranischen Gutha­
ben; Aufhebung der Embargo- und 
Pfändungsbeschlüsse gegen Iran; 
Rückgabe des vom gestürzten Schah in 
die USA beiseitegeschafften Milliar­
denvermögens. Die Supermacht hat 
auf diese gerechten und vernünftigen 
Forderungen mit langschweifigen Er­
klärungen reagiert, warum die US-Re- 
gierung angeblich „aus rechtlichen 
Gründen“ nur 3,5 Mrd. von insgesamt 
13 Mrd. $ iranischen Vermögens frei­
geben könne. Stattdessen bot sie etwas 
an, was Iran gar nicht gefordert hatte: 
Sofort nach Freilassung der Geiseln 
könnten bestellte und bezahlte Rü­
stungsgüter für 220 Mio. $ an Iran aus­
geliefert werden.

Die tatsächliche oder vermeintliche 
Abhängigkeit der Golfstaaten von im­
perialistischen Rüstungslieferungen ist 
überhaupt ein bevorzugter Ansatz­
punkt zur Schürung des Konfliktes 
zwischen ihnen. Frankreich will ab De­
zember von Irak bestellte Kampfflug­
zeuge zum Teil vorfristig übergeben. 
Die EG-Außenminister haben be­
schlossen, nach einer Aufhebung der 
Iran-Sanktionen sei jeder frei, soviel 
Waffen zu liefern, wie er wolle. Die öf­
fentliche Diskretion der Sozialimperia­
listen erklärt sich vermutlich einfach 
dadurch, daß sie beide kriegführende 
Länder mit Nachschub unterstützen.

Schon jetzt hat der Krieg am Golf zu 
einer tiefen Spaltung zwischen den ara­
bischen Staaten geführt. Irak hat die 
Beziehungen zu Syrien und Libyen ab­
gebrochen, Saudi-Arabien die zu Liby­
en. Syrien hat eine Verschiebung der 
arabischen Gipfelkonferenz, die am 
25.11. in Amman über die nächsten 
Schritte im Kampf für die Befreiung 
Palästinas beraten sollte, beantragt. 
Die Sozialimperialisten, die mit Syrien 
und Irak Freundschaftsverträge abge­
schlossen haben, haben die iranischen 
Revisionisten einer Front zum Sturz 
der irakischen Regierung mit Sitz in - 
Damaskus beitreten lassen.

Iran und Irak selbst haben sich die 
aufdringlichen „Hilfsangebote“, für 
die bekanntlich immer in hartem Geld 
teuer zu zahlen ist, bisher noch einiger­
maßen vom Hals gehalten. Aber der 
Krieg dauert an, und nichts deutet dar­
auf hin, daß eine Seite ihn in absehba­
rer Zeit militärisch gewinnen könnte. 
Beide Regierungen haben für Verhand­
lungen praktisch unerfüllbare Vorbe­
dingungen gestellt: Irak will vor Aner­
kennung seiner Gebietsansprüche seine 

Truppen nicht zurückziehen; Iran will 
vor einem irakischen Truppenabzug 
überhaupt nicht und auch danach nur 
mit „den wahren Vertretern des iraki­
schen Volkes“, womit nicht seine Re­
gierung gemeint ist, verhandeln. Nach 
acht Wochen Krieg wird der wirt­
schaftliche Schaden, der den beiden 
Ländern durch Zerstörung von Ölanla­
gen und Raffinerien und Exportausfäl­
le entstanden ist, auf 16 bis 18 Mrd. $

geschätzt, eine Zahl, die der gesamten 
Auslandsverschuldung eines Landes 
wie Indien entspricht. Das erschwert 
eine rasche Einigung zusätzlich und er­
leichtert Einmischung der Supermäch­
te.

Sowohl die Islamische Weltkonfe­
renz als auch die Blockfreienbewegung 
(mit einem Ausschuß aus Indien, Ku­
ba, Pakistan, Jugoslawien, Zimbabwe 
und der PLO) setzen ihre Vermitt­
lungsbemühungen fort. Irak hat beide 
Initiativen begrüßt, Iran sich eine Ant­
wort vorbehalten.

Griechenland
Die Gewerkschafts­
bewegung erstarkt

Weit über eine Million Arbeiter folgten 
am 10. November dem Aufruf des grie­
chischen Gewerkschaftsbundes GSEE 
zu einem 24stündigen Generalstreik, 
dem ersten seit 30 Jahren. In den Fa­
briken, den Krankenhäusern, der Post, 
den Banken, im Transportwesen, auf 
den Baustellen - überall legten die 
Lohnabhängigen die Arbeit nieder: 
Die Regierung hatte in den Verhand­
lungen über das neue Lohnabkommen 
Lohnerhöhungen“ von 20% gebo­
ten, und das bei einer Inflationsrate, 
die nach Angaben der OECD inzwi­
schen auf 32% hochgeschnellt ist. Au­
ßerdem fordert die GSEE die Fünf-Ta- 
ge-Woche; noch ist in Griechenland 

die Sechs-Tage-Woche gang und gäbe, 
obgleich die Gewerkschaften zum 1. 
Oktober 1979 die Verkürzung der Wo­
chenarbeitszeit von 48 auf 44 Stunden 
durchsetzen konnten. Nur eine dei 
stärksten Gewerkschaften, die der 
Bankangestellten, hat bislang die Fünf- 
Tage-Woche erkämpfen können.

Unter der Militärjunta hatten die 
US- und die EG-Imperialisten, die die 
griechische Wirtschaft zu weiten Teilen 
kontrollieren, und die griechische 
Bourgeoisie eine einschneidende Sen­
kung des Lohnstandards durchführen 
können. Ende 1974 betrug der durch­
schnittliche Bruttostundenlohn nicht 
einmal umgerechnet 2,40 DM. Streiks 
hatte die Junta verboten, rund 100 Ge­
werkschaften aufgelöst, zahllose Ge­
werkschafter verhaftet. Mehrere der 
Gesetze, die grundlegende Rechte und 
die Selbständigkeit der Gewerkschaf­
ten außer Kraft setzten, gelten, kaum 
geändert, bis heute. So übt die Regie­
rung die direkte Kontrolle über die Fi-A 
nanzen der Gewerkschaften aus. Den-- 
noch konnte die griechische Arbeiter­
bewegung nach dem Sturz der Junta in 
zähen Streikkämpfen, die oft genug 
trotz Verbot und gegen staatlichen or­
ganisierten Streikbruch geführt wur­
den, deutliche Lohnerhöhungen er­
kämpfen. Ihre Erfolge sind jetzt in Ge­
fahr.

Durch den zum 1. Januar 1981 be­
vorstehenden EG-Beitritt gerät die 
griechische Bourgeoisie unter zuneh­
menden Druck der Imperialisten. Im 
vergangenen Sommer erst erteilte die 
EG-Kommission wegen der ihr zu weit­
reichenden Handelsbeschränkungen, 
mit denen sich Griechenland gegen den 
alles niederkonkurrierenden, unge­
hemmten Warenexport aus der EG 
schützt, eine unverschämte Rüge. Mit 
dem Beitritt muß Griechenland diese 
Beschränkungen bis auf 14 Ausnah­
men fallenlassen. Die westdeutsche Fi­
nanzbourgeoisie rechnet sich aus, daß 
rund die Hälfte der kleinen Industrie 
binnen kurzem ruiniert sein wird - in 
den rund 120000 griechischen Klein- 
und Mittelbetrieben arbeitet ein Viertel 
der Lohnabhängigen.

Seit 1953 haben die Imperialisten 
Kapital in Höhe von 1,5 Mrd. $ nach 
Griechenland exportiert: 22% davon 
die USA, 15% Frankreich, 5% die 
BRD. Dem griechischen Kapitalisten­
verband zufolge beherrscht ausländi­
sches Kapital inzwischen 70% der 
„griechischen“ industriellen Warenex­
porte. Dennoch verlangen die führen­
den Mächte in der EG jetzt in unver­
hüllt drohendem Ton, daß die griechi­
sche Regierung die letzten Schranken 
für den Kapitalexport aus der EG nicht 
erst am Ende der fünf Übergangsjahre, 
als zum 1.1.86, sondern möglichst un­
verzüglich beseitigt, insbesondere die 
Devisenkontrollen, die die Profitma-
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cherei hemmen. Bisher allerdings hat 
sich die griechische Regierung diesem 
Ansinnen widersetzt.

Dem imperialistischen Druck, die 
Reallöhne zu senken, gibt sie dagegen 
umso bereitwilliger nach. Mithilfe ei­
nes anschwellenden Arbeitslosenheeres 
- die Arbeitslosenrate beträgt offiziell 
6,5%, tatsächlich ist sie bedeutend hö­
her, v.a. aufgrund der beschleunigten 
Ruinierung der Bauernmassen und der

Mittelamerika

Reagan droht mit Intervention ge­
gen Nicaragua und EI Salvador
Im republikanischen Wahlprogramm 
steht deutlich genug, worin die „neue 
starke US-Politik in den Amerikas“ 
bestehen soll: in unverhülltem Inter­
ventionismus. Die mit 70 Mio. $ höchst 
dürftige Wiederaufbauhilfe für Nica­
ragua, die die Carter-Regierung nach 
langem Hin und Her schließlich zuge­
standen hat, wird abgelehnt. 
„Jedoch“ will Reagan „die Anstren­

gungen des nicaraguanischen Volkes 
unterstützen, eine freie und unabhän­
gige Regierung zu errichten“. Solche 
Anstrengungen unternehmen zur Zeit 
die Reste von Somozas Nationalgarde 
mit Überfällen von Honduras aus.

In El Salvador, Guatemala und 
Honduras will Reagan „marxistische 
Entstabilisierung“ erst gar nicht zulas­
sen. 1932 hatte die in El Salvador herr­
schende Großgrundbesitzeroligarchie 
einen Bauernaufstand durch Nieder- 
metzelung von 30000 Bauern und 
Landarbeitern „beendet“. Die von 
Carter vor einem Jahr an die Regie­
rung geputschte Junta könnte den 
grausigen Rekord noch übertreffen. 
Auf 8000 bis 12000 seit Jahresbeginn 

Einwanderungsbeschränkungen in den 
EG-Ländern - sind ihr im letzten Jahr 
erste Erfolge gelungen. Zu Hilfe kam 
ihr die starke politische und organisa­
torische Zersplitterung der Gewerk­
schaftsbewegung; die über 3 500 Ge­
werkschaften kämpften getrennt und 
verloren getrennt. Der jetzige General­
streik läßt Fortschritte in der Einigung 
der Gewerkschaftsbewegung erken­
nen.

wird die Zahl der Toten geschätzt, 
überwiegend unbewaffnete Bauern. 
Durch den Sturz des früheren Präsi­
denten Romero, hatte die Carter-Re­
gierung behauptet, sei der Weg zu Re­
formen freigemacht, die Revolution 
überflüssig machten. Tatsächlich ging 
es nur darum, den Weg zur Nieder­
schlagung der Revolution freizuma­
chen und dazu die Basis des Regimes

um einige Elemente der bürgerlichen 
Opposition zu erweitern. Auf diese 
Weise zogen die US-Imperialisten die 
Lehre aus der Revolution in Nicara­
gua: Die eigens zusammengetrommel­
ten lateinamerikanischen Außenmini- 

I ster hatten eine „interamerikanisch“ j 
getarnte US-Intervention in Nicaragua 
wegen der völligen Isolierung des So- i 
moza-Regimes abgelehnt.

Mit der Planung der Agrarreform 
wurde derselbe Dr. Prostermann be­
traut, der das „Wehrdorf“-System ge- 

i gen die vietnamesische Revolution aus­
geheckt hatte. Die Einleitung der Re- , 
form wurde zweckentsprechend mit 
der Ausrufung des seither regelmäßig 
verlängerten Belagerungszustandes ge­

koppelt. Ergebnis: Die Großgrundbe­
sitzer erhalten eine Masse Geld als 
„Entschädigung“, ein Teil der Bau­
ernschaft wird unter dem Kommando 
der reaktionären Terrororganisation 
ORDEN in „Kooperativen“ zusam­
mengepfercht.

Die revolutionäre Massenbewegung 
hat sich gegen den weißen Terror bis­
lang zwar halten, aber auch nicht ihrer­
seits zur Offensive, zu allgemeinen 
Aufstandsbewegungen übergehen kön­
nen. Im Juni war ein dreitägiger Gene­
ralstreik fast vollständig befolgt wor­
den, aber die Beteiligung an einem wei­
teren Generalstreik im August lag we­
gen des Terrors der Armee erheblich 
niedriger. Anfang November hat die 
Armee einen Vernichtungsfeldzug ge­
gen die Hauptstützpunktgebiete der 
Guerillaorganisationen in der Provinz 
Morazan nach drei Wochen abbrechen 
müssen. Am 7. November haben Gue- 
rilleros die größte Kaserne des Landes 
in den Außenbezirken der Hauptstadt 
angegriffen.

Anders als 1979 in Nicaragua ist eine 
antiimperialistische Einheitsfront in El 
Salvador noch nicht zustandegekom- 
men. Einer der Gründe dafür ist, daß 
die nationale Bourgeoisie zwar nur 
zum Teil die regierende Junta unter­
stützt, aber innerhalb der Oppositions­
bewegung spaltend wirkt. El Salvador 
hat von allen mittelamerikanischen 
Ländern die entwickeltste Industrie, 
die teils von US-Monopolen, teils aber 
auch von einheimischen Bourgeois 
kontrolliert wird. Die Arbeiterklasse 
verfügt über keine einheitliche Partei­
organisation. Ihre wichtigsten Organi­
sationen, die Gewerkschaften, werden 
immer wieder durch Mord ihrer Führer 
beraubt. So haben sich zwar die mei­
sten Arbeiter- und Bauernorganisatio­
nen in einer Koordination zusammen­
geschlossen, die ihrerseits mit der bür­
gerlichen Opposition in einer Revolu­
tionären Demokratischen Front zu­
sammenarbeitet. Aber ein gemeinsa­
mes Oberkommando ist nicht gebildet 
worden, und eine der Guerillaorganisa­
tionen hat in den letzten Wochen auch 
die Koordination wieder verlassen.

Die US-lmperialisten versuchen, die­
se Schwächen zu einem blutigen Mas­
saker, gegebenenfalls mit Marineinfan­
teristennachhilfe, zu benutzen, um die 
weitere Ausbreitung der Revolution in 
Mittelamerika einzudämmen. Ob das 
angesichts der schreienden Klassenwi­
dersprüche und des doch hohen Orga­
nisationsgrades der Arbeiter- und Bau­
ernmassen gehen wird, ist höchst frag­
lich. Der Versuch, die Basis des Regi­
mes über die Grundbesitzer hinaus we­
sentlich zu erweitern, ist bereits ge­
scheitert. Nur noch die christdemokra­
tische Partei unterstützt die Junta, und 
etliche frühere Christdemokraten, 
selbst Minister, haben sich der Guerilla 
angeschlossen.
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Seerechtskonferenz

Dritte Welt verlangt Kontrolle des Meeresbodens 
und wehrt sich gegen Bruch der UN-Resolution

Manganknollen und 
Fördertechnik

Manganknollen sind kartoffelgro­
ße, metallhaltige, auf dem Meeres­
boden liegende Knollen. Sie beste­
hen aus einem festen Kern (meist 
Haifischzähne, Knochen, Lava­
brocken, Felsstücke) und einem 
mehrere cm dicken Mantel aus fei­
nen Ablagerungen, der sich im Lau­
fe von Jahrmillionen um den Kern 
herum gebildet hat. Der Metallan­
teil ist hoch: Mangan ca. 28%, Ei­
sen ca. 14%, Silicium ca. 9%, Alu­
minium ca. 3%, Nickel ca. 1,4%, 
Kupfer ca. 1,2%, Kobalt ca. 
0,35%. Von besonderer Bedeutung 
für die Imperialisten sind Kupfer 
(Elektrotechnik) und Mangan, 
Nickel und Kobalt (Stahlverede­
lung).

Die Hauptvorkommen an Man­
ganknollen liegen im Pazifik (vgl. 
Abbildung). Allein dort werden 1,5 
Billionen t Manganknollen vermu­
tet, mit einem Anteil von 12 Mrd. t 
Kupfer und 17 Mrd. t Nickel. Die 
gesamten Metallvorkommen in der 
Tiefsee, bezogen auf die terrestri­
schen Vorräte, schätzen Wissen­
schaftler wie folgt: bei Kobalt auf 
das 5000fache, bei Mangan auf das 
4000fache, bei Nickel auf das 
1 500fache und bei Kupfer auf das 
15fache.

In den letzten zehn Jahren sind 
die Fördertechniken erheblich ver­
bessert worden. Entwickelt sind 
heute Verfahren mit riesigen, 
staubsaugerähnlichen Pumpen. Die 
US-Konzerne Sedco Inc., Kenne- 
cott Copper, US-Steel und Ocean 
Mining Associates (OMA) sind in 
der Technik führend, gefolgt von 
den westdeutschen Kapitalisten, die 
sich in der Arbeitsgemeinschaft 
meerestechnisch gewinnbarer Roh­
stoffe (AMR) zusammengeschlos­
sen haben. An der AMR hallen die 
Preussag AG, die Metallgesell­
schaft, die Rheinischen Braunkoh­
lenwerke AG und die Salzgitter AG 
je 25%. Der US-Konzern OMA hat 
kürzlich im Pazifik 1200 sm süd­
westlich von San Diego ein Projekt 
erfolgreich abgeschlossen, wo in ei­
ner Wassertiefe von 5000 m Man­
ganknollen mit einer Kapazitätsrate 
von 50 t pro Stunde gefördert wor­
den sind.

Kiel. In Kiel hat Ende Oktober eine 
Tagung von 170 Wissenschaftlern, fast 
ausschließlich aus imperialistischen 
Ländern, zum Thema „Das Seerecht 
in den 80er Jahren“ stattgefunden. 
Ziel war es, „Denkanstöße“ für die 
Sitzungen der UN-Seerechtskonferenz 
im nächsten Jahr zu liefern (Kieler 
Nachrichten, 21.10.1980). Es ging 
hauptsächlich um Fragen des Tiefsee­
bergbaus.

Tatsächlich haben die Imperialisten 
„Denkanstöße“ nötig, denn die Zeit 
drängt. Die seit 1973 andauernde III. 
UN-Seerechtskonferenz tritt in die ent­
scheidende Phase. Etwa 95% des In­
halts der Konvention stehen fest. Be­
schlossene Sache ist einmal die Aus­
dehnung der Hoheitsgewässer von 3

v-

auf 12 Seemeilen, weiter die Errichtung 
exklusiver Wirtschaftszonen von 200 
Seemeilen Breite, in denen der Küsten­
staat das Monopol für die wirtschaftli­
che Nutzung der Bodenschätze und 
Fischbestände und für die Forschung 
hat. Die Konvention existiert bisher als 
,»informeller Verhandlungstext“. Die­
ser soll auf der zehnten Sitzung der 
Seerechtskonferenz 1981 in Caracas in 
einen förmlichen Konventionsentwurf 
umgewandelt werden. Textänderungen 
werden dann nur noch mit 2A Mehrheit 
möglich sein. Da von 152 teilnehmen­
den Staaten rund 120 solche der Drit­
ten Welt sind, können die Imperiali­
sten sich dann keine Hoffnungen mehr 
auf Änderungen machen.

Umstritten ist vor allem noch die 
Frage der Nutzung des Meeresbodens 
jenseits der 200 Seemeilen. Hier lagern 
gewaltige mineralische Bodenschätze 
in Form der Manganknollen. Auch in 

' diesem Bereich drohen den Imperiali­

sten die Felle davonzuschwimmen. Sie 
haben sich mit ihrer Forderung nach 
völlig freiem Zugang der Tiefsee für ih­
re Konzerne nicht durchsetzen können. 
Im vorläufigen Verhandlungstext ist 
zwar immerhin ein Parallelsystem ent­
halten, d.h. abbauberechtigt sollen ne­
ben einem Unternehmen der UN-Mee- 
resbehörde (dem sog. enterprise) auch 
nationalstaatliche Unternehmen sein. 
Die vorläufigen Detailregelungen die­
ses Parallelsystems lassen den Imperia­
listen jedoch wenig Raum:

Die Meeresbodenbehörde hat nach 
dem jetzigen Entwurf vor allem das 
Recht auf Produktionsbeschränkun­
gen. Konkret wird die Produktion von 
Manganknollen an 60% der jährlichen 
Zuwachsrate der Weltnickelproduk­

tion gekoppelt. Auf diese Wei^e würde 
das Preisgefüge im Sinne der rohstoff­
produzierenden Länder der Dritten 
Welt gestützt. Jedes nationalstaatliche 
Unternehmen, das eine Lizenz für den 
Abbau erhält, wird zum uneinge­
schränkten Technologietransfer an das 
enterprise verpflichtet. Das enterprise 
kann nach Vorlage aller bekannten Da­
ten eine Reservierung bestimmter Ab­
baufelder vornehmen und diese dann 
privilegiert an Unternehmen aus Län­
dern der Dritten Welt vergeben. Für al­
le Exekutivfunktionen (Vergabe von 
Feldern usw.) soll ein Rat von 36 Staa­
ten zuständig sein. Nach dem Abstim­
mungsschlüssel sind den Ostblockstaa­
ten drei Sitze garantiert, die westlichen 
Imperialisten können mit sechs rech­
nen. Da nach der Forderung der Drit­
ten Welt auch Grundsatzfragen im Rat 
mit 2/3 Mehrheit entschieden werden 
sollen, könnten die Imperialisten aus 
Ost und West zusammen jederzeit 
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überstimmt werden. Schmerzlich für 
die Imperialisten sind auch die vorgese­
henen Abgaben: Für ein Feld (claim) 
soll ein Unternehmen vorab 60 Mio. $ 
zahlen. Nicht genug damit: Nach 15 
Jahren soll in einer UN-Folgekonfe- 
renz überhaupt geprüft werden, ob 
sich das Parallelsystem bewährt hat 
oder ob nicht alle Abbaukompetenzen 
allein auf die Meeresbodenbehörde zu 
übertragen sind.

Durch alle diese Regelungen wird 
das Interesse der Imperialisten, durch 
Ausweichen in den Tiefseebergbau die 
Rohstoffpreise drücken zu können, 
wirksam beschnitten. Die Forderungen 
der Dritten Welt sind nur allzu berech­
tigt. Kürzlich hat eine UNO-Kommissi- 
on Schubladenpläne der US-Imperiali- 
sten enthüllt, wonach diese sich bei ei­
ner gezielten Manganknollenproduk­
tion über 10 Jahre ausgerechnet hat­
ten, dann 18% der Weltnickelproduk­
tion in die Hand zu bekommen. Was 

-tias für die Beeinflussung des Preisni­
veaus für Nickel bedeuten würde, kann 
man leicht ermessen, wenn man sich an 
die Kupferpreispolitik der US-Imperia- 
listen zur Zeit der Allende-Regierung 
in Chile erinnert: Damals gelang es den 
US-Monopolen bei einem Marktanteil 
von nur etwa 15% der Weltkupferpro­
duktion innerhalb eines einzigen Jah­
res, durch ein Überfluten des Welt­
marktes mit ihren Lagerbeständen den 
Kupferpreis um über 30% zu senken.

Nachdem alle Spaltungsversuche die 
Front der Staaten der Dritten Welt 
nicht aufgeweicht haben, drohen die 
Imperialisten jetzt offen mit dem 
Scheitern jeglicher Konvention, wenn 
die Kompetenzen der Meeresbodenbe­
hörde nicht noch eingeschränkt wür­
den. Im Blätterwald der imperialisti­
schen Presse wird offen gehetzt. Von 

Dirigismus“ und ,,Erdrosselung der 
freien Wirtschaft“ schreibt das „Han­
delsblatt“'. „Die Industrieländer müs­
sen zur Offensive übergehen.“ Im Eil­
verfahren haben die Parlamente der 
USA und in ihrem Windschatten der 
BRD in diesem Sommer nationalstaat­
liche Gesetze verabschiedet, die den je­
weiligen Kapitalisten für den Fall des 
Scheiterns der Seerechtskonvention 
grünes Licht für den Tiefseebergbau 
geben. Was kümmert es, daß dies ein 
offener Bruch der UN-Resolution von 
1970 wäre, die die Schätze der Tiefsee 
zum „gemeinsamen Erbe der Mensch­
heit“ erklärt hat! Die Staaten der Drit­
ten Welt haben für einen solchen Fall 
des ,,wilden“ Abbaus von Mangan­
knollen durch einzelne Imperialisten 
einen breitflächigen Rohstoffboykott 
angekündigt. „Was dann?“, fragt das 
SPD-Organ „Vorwärts“ vom 
31.7.1980: ,»Schiffe nicht nur in den 
Persischen Golf zur Sicherung unseres 
Öls, sondern auch Truppen nach Zam- 
bia des Kupfers wegen?“

Frankreich
Lothringische Berg 
arbeiter im Streik

Seit dem 5. November stehen im loth­
ringischen Kohlerevier die Förderanla­
gen sämtlicher Zechen still, kein 
Gramm Kohle verläßt die Gruben. 
80% der Untertagearbeiter und ein 
großer Teil der Beschäftigten über Ta­
ge streiken für eine Sofortanhebung 
der Prämienbestandteile des Lohns, 
deren künftige Erhöhung entsprechend 
der Entwicklung des Lebenshaltungs­
indexes sowie für Höherstufung vor al­
lem der Untertagearbeiter. Alle im Re­
vier vertretenen Gewerkschaften, ne­
ben der CGT und der CFDT sind die 
direkt sozialdemokratische FO und die 
christliche CFTC, unterstützen die er­
hobenen Forderungen und haben sich 
in einem gewerkschaftlichen Aktions­
komitee zusammengeschlossen. Nach 
Provokationen von Ingenieuren und 
höheren Angestellten sind noch in der 
ersten Woche vor sämtlichen Gruben 
Streikposten aufgezogen.

Es ist dies die dritte große Kampfak­
tion französischer Bergarbeiter in den 
letzten 10 Wochen. Anfang September 
demonstrierten 2000 Bergleute des 
südfranzösischen Cevennen-Bassiel ge­
gen die Stillegungsbeschlüsse der staat­
lichen Kohlegesellschaft und besetzten 
deren Hauptsitz in Paris, ohne die Stil­
legungspläne zurückschlagen zu kön­
nen. 1 130 marokkanische Kontraktar­
beiter des lothringischen Reviers be­
gannen am 4. Oktober einen vierwö­
chigen Streik für die volle Anwendung 
des Bergmannstatuts, d.h. vor allem 
Auszahlung der Deputatkohle, gleiche 
Sozialversicherung wie die französi­
schen Arbeiter und unbefristete Ar­
beit sverträge. (Siehe Politische Berich­
te Nr. 2) Ende Oktober mußten die Ka­
pitalisten nachgeben.

Der Ausbruch der jetzigen Kämpfe 
ist durch diesen Erfolg sicherlich be­
schleunigt worden. Sie zielen jedoch 
weiter als die bisherigen Aktionen und 
drohen die Kohle- und Energiepolitik 
der französischen Bourgeois an einem 
Zentralpunkt zu treffen. Deren Kalkül 
ist es, bei stagnierender Gesamtkohle­
produktion die wenig profitlichen Re­
viere im Süden und in Nord-Pas-de- 
Calais nahe der belgischen Grenze zu 
schließen und mit umfangreichen Ra­
tionalisierungsmaßnahmen wie massi­
ver Lohnsenkung die Produktionsko­
sten auf das Niveau der internationalen 
Konkurrenz zu drücken. Schon dieses 
Jahr fördern die lothringischen Arbei­
ter bis November 10 Mio. t, d.h. weit 
über die Hälfte aller Kohle in Frank­
reich. Der Lohn eines Hauers liegt hin­
gegen bei 4000 Franc brutto (1720 
DM) und damit niedriger als der Groß­

teil der Facharbeiterlöhne anderer 
Branchen. Konsequent verweigert die 
staatliche Kohlegesellschaft Charbon- 
nages de France jede Verhandlung. 
Stattdessen hat sie sich jetzt per Ge­
richt bestätigen lassen, daß Streikpo­
sten die „Freiheit der Arbeit“ behin­
dern und sogleich vier Streikposten 
entlassen.

Österreich
Volksbegehren für Kern­
kraft: geringe Beteiligung

Fast auf den Tag genau zwei Jahre 
nach der Volksabstimmung gegen die 
Inbetriebnahme des Kernkraftwerkes 
Zwentendorf ließ die österreichische 
Bourgeoisie Anfang November ein 
Volksbegehren für die umgehende In­
betriebnahme desselben durchführen. 
Ein zweites Volksbegehren galt der 
Umwandlung in ein gasbeheiztes 
Kraftwerk.

Im November 1978 stimmten nach 
monatelangen Kämpfen 50,5% aller 
Wahlberechtigten in einer Volksab­
stimmung gegen die Anwendung der 
Kernenergie. Die Regierung mußte ein 
Atomsperrgesetz verabschieden. Seit­
her haben vor allem die SPÖ-Regie- 
rungspolitiker, unterstützt von der 
Führung des Österreichischen Gewerk­
schaftsbundes, gebrütet, wie diese Ent­
scheidung des Volkes revidiert werden 
kann. Als Argument mußte vor allem 
die Energie-Importabhängigkeit her­
halten. Österreich importiert 70% sei­
nes Energiebedarfs, ’/3 davon kommt 
aus den RGW-Staaten, vor allem der 
Sowjetunion.

Im November 1980 nun wurde auf 
die ,,private Initiative“ des Sozialde­
mokraten Schöfnagel, unterstützt von 
den Kapitalisten verbänden, das Volks­
begehren für die Nutzung der Kerne­
nergie abgehalten. Die Beteiligung war 
extrem niedrig. Für die Nutzung der 
Kernenergie stimmten 422431 (8% al­
ler Wahlberechtigten); für den Alter­
nativantrag stimmten 147764 (3%). 
Immerhin aber reichen der SPÖ 
200000 Stimmen, um die Debatte um 
Zwentendorf wieder ins Parlament zu 
bringen, wo sie - nach Meinung des 
Generalsekretärs der Industriellenver­
einigung - auch hingehört. Die SPÖ 
plant jetzt, das Atomsperrgesetz mit 
der 2/3-Mehrheit des Parlaments aufzu­
heben, um die 1,2 Mrd. DM-Bauruine 
Zwentendorf schnellstens in Betrieb zu 
nehmen. Die Oppositionsparteien kün­
digen lau Protest an. Um den Volks­
massen eine ,,gewandelte Einstellung 
zur Kernenergie“ (Kreisky) nahezu­
bringen, wurden Anfang November 
die Preise für Benzin und Heizöl um 
1,20 Schillung (0,20 DM) erhöht.
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Massenszenen erzeugte Kriegsstim­
mung wird im Filmablauf immer wie­
der zerstört. „Kagemusha“ spielt im 
16. Jahrhundert und stellt den Unter­
gang der Samurai-Krieger dar. Die 
Macht des japanischen Kaisers und des 
Beamtenstaates ist zerfallen, Sippen 
des Kriegeradels kämpfen um die Zen­
tralgewalt. Shingen, Heerführer der 
mächtigen Takeda-Sippe, wird beim 
Feldzug gegen die Hauptstadt getötet. 
Ein Doppelgänger, ein Dieb, muß sei­
nen Platz einnehmen. Er wächst in die 
Rolle des Shingen hinein, verliert aber 
seine Würde als einfacher Mann und 
zerbricht am hohlen Samurai-Ritual. 
Durch Zufall enttarnt, wird er von den 
Höflingen verjagt und endet als komi­
sche Figur. Der Sohn Singens besiegelt 
den Untergang der Takedas in einem 
Angriff gegen den von Jesuiten be­
kehrten Nobunaga, den späteren Eini­
ger Japans. Die Takeda-Reiter und die 
lanzenbewehrten Fußtruppen, ausge- 
<hobene Bauern, werden im Feuer der 
gerade nach Japan gekommenen Mus­
keten niedergemäht. Sie sterben für 
fremde Interessen, für eine unterge­
hende Ordnung, das zeigt der Film in 
eindringlichen Szenen.

Filmstar
Die U.S.S. Nimitz 
macht’s möglich

Der 1979 produzierte Film „Der letzte 
Countdown“ könnte vom Verteidi­
gungsministerium in Auftrag gegeben 
worden sein, um das Ansehen des US- 
Imperialismus aufzupolieren und neu­
erlich militärische Aggressionen einzu­
läuten. Der Welt größter atombetrie­
bener Flugzeugträger, die U.S.S. Ni­
mitz, ist der große Filmstar. Benannt 
nach dem Admiral Nimitz, der von 
1941 - 1945 Oberbefehlshaber der Pa­
zifikflotte war, wird an die Rolle des 
US-Imperialismus in der Anti-Hitler- 
koalition erinnert. Wer dies nicht mit 
dem Namen verbindet, wird durch ein 
„mysteriöses Zeitloch“, das die U.S.S. 
Nimitz ins Jahr 1941, 24 Stunden vor 
dem japanischen Angriff auf Pearl- 
Habour, zurückversetzt, mit der Nase 
darauf gestoßen. Welche „faszinieren­
de Perspektive“ eröffnet sich für den 
Kommandeur mit Geschichtskenntnis 
und überlegener Militärtechnik. Der 
Zuschauer soll sich für den waffen­
strotzenden Star begeistern, als die in­
gesamt 120 Flugzeuge unterschiedli­
chen Typs mit Hilfe von vier Katapul­
ten gestartet werden und alle 20 Sekun­
den vom Deck abheben. US-amerika­
nische Schiffe beherrschen die Meere, 
ein Programmpunkt des neuen US- 
Präsidenten Reagan, wird zur Förde­
rung des Chauvinismus mit diesem 
Film unters Publikum gebracht.

Sowjetliteratur

Jans historische Kriegsbericht­
erstattung über Dschingis Khan
1241 erreichte Batu, ein Enkel Dschin- 
gis-Khans, die Adria. Obwohl im 
Zweifel, ob er das letzte Meer, zu dem 
sein Großvater vordringen wollte, er­
reicht habe, kehrte er hier um und 
überließ die Europäer ihrem anhalten­
den Streit darüber, wer am meisten da­
zu beigetragen habe, die wilden Tata­
renheere abzuwehren und das Abend-

Links: Temudschin (ca. 1155 - 1227) aus der Gegend zwischen den Flüssen Keru- 
len und Onon nannte sich nach der Vereinigung der Tatarenstämme Dschingis 
Khan. Rechts: Chinesisches Zauberbrett mit Darstellung der Erde als Quadrat 
und des Himmels als Halbkugel, von vier Meeren umgeben.

land zu retten. In China waren die 
Mongolen an den befestigten Städten 
gescheitert und hatten sich mit Silber, 
Seide und Prinzessinnen begnügen 
müssen. Aber teils bei diesen Belage­
rungen, teils durch die Kenntnisse der 
gefangenen Ingenieure hatten sie ge­
lernt, wie man mauerbrechende Ma­
schinen baut und bedient, und über­
rannten ein Reich nach dem anderen. 
Persien, Rußland, Polen, Ungarn wa­
ren besiegt und großenteils verbrannte 
Erde. Die Burgen des europäischen 
Adels stellten für sie keine Schwierig­
keit mehr dar.

Wahrscheinlich kehrte Batu um, 
weil er Nachricht vom Tode des 
Großkhans erhalten hatte und das 
Auseinanderbrechen des Reiches durch 
Kämpfe der Nachkommen Dschingis- 
Khans untereinander fürchtete. Mag 
sein, daß er es auch für ein Risiko an­
sah, ein Meer zu befahren, um bis zum 
Frankenkönig zu gelangen. Auf See 
versagten die Mittel, die sein Heer zu 
Lande unschlagbar machten. Mit Hilfe 
der äußerst schnellen und stabilen 
Steppenpferde, die keine Hufeisen und 
kein Korn brauchten, der von den Chi­

nesen übernommenen Hilfsmittel wie 
Kompaß und Landkarten sowie der 
Fähigkeit, Nachrichten über ein zu er­
oberndes Gebiet zu sammeln, Befehle 
über eine rationelle Heeresstruktur zu 
verbreiten und mit dem eine halbe Mil­
lion starken Heer sehr schnell vorzu­
rücken, hatte er die meisten Gegner 
überrascht. An Städte nicht gewöhnt

|------------- ------------------ 1

und unerfahren in ihrer Verwaltung, 
konnten die Mongolen nur mit bewe­
glicher Beute etwas anfangen. Daher 
ihre sogenannte Grausamkeit. Nützlich 
waren für sie Schätze und neue Her­
stellungsverfahren für Gegenstände 
des täglichen Gebrauchs, also Hand­
werker. Alles andere, ob Städte, Felder 
oder Menschen, vernichteten sie.

W. Jan, der unter diesem Namen ab 
1931 in der Sowjetunion publizierte, 
versucht etwas krampfhaft, in den mu­
tigen, aber erfolglosen Abwehrkämp­
fen der russischen Völker ein Wahrzei­
chen für die viel spätere Befreiung von 
der Zarenherrschaft zu errichten. Seine 
Beurteilung der Mongolen, die sich sel­
ber die Siegenden nannten, ist schwan­
kend, mal Begeisterung über ihre Lei­
stungen, mal Wehklagen über die 
Schrecknisse des Mongolensturms. In 
seine Darstellung hat er eine Reihe von 
Dokumenten der russischen Geschich­
te und von Ausländern, die mit dem 
Heer zogen, eingearbeitet.

W. Jan, Dschingis-Khan (Insel-Taschenbuch Bd. 
461, 10,00 DM), Batu-Khan (IT Bd. 462, 12,00 
DM), Zum letzten Meer (IT Bd. 463, 10,00 DM).
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BRD und NATO 
„Befehlshaber über 
Soldaten aus 7 Ländern“

In diesem Jahr erschienen zwei Sonder­
nummern der „Information für die 
Truppe“ - herausgegeben vom Füh­
rungsstab der Streitkräfte - zur 
25jährigen NATO-Mitgliedschaft der 
BRD und zum ebensolangen Bestehen 
der Bundeswehr (4 bzw. 11/80). Mehr 
oder minder ausführlich findet sich in 
fast allen Beiträgen der (teilweise) Ver­
zicht auf die „militärische Souveräni­
tät“ verhandelt. So stellt z.B. ein 
Oberst a.D. J. Fischer („Militärpoli- 
sche Lage und militärische Planung bei 
Aufstellung der Bundeswehr“, 11/80) 
im Zusammenhang mit den damaligen 
westdeutschen „Verteidigungsüberle- 

lichten Denkschriften dieser Zeit ist die 
Forderung nach der „militärischen 
Gleichberechtigung“ der BRD sowie 
nach der „gleichberechtigten Einord­
nung in den europäisch-atlantischen 
Oberbefehl“ gemeinsam. Erlangung 
der „Souveränität“ in diesem Sinne 
meint offenkundig Ausnutzung des 
Bündnisses zwecks Wettmachung der 
eigenen Lage - die sog. „Himmeroder 
Denkschrift“ vom Oktober 1950 be­
zeichnet sie als „ungünstig wie niemals 
zuvor in der (deutschen) Geschichte“.

Der Mitverfasser der „Himmeroder 
Denkschrift“ und spätere (1957) einge­
setzte Oberbefehlshaber der Verbünde­
ten Landstreitkräfte von Mitteleuropa, 
General Dr. H. Speidel, verweist dar­
auf, daß schon der bürgerliche Wider­
stand gegen Hitler (Goerdeler u.a.) ein 
derartiges Konzept verfolgt hätte. 
Speidel meint offenbar folgende Fest-

rischer Operationen“ (Domröse), was 
von dem im NATO-Hauptquartier tä­
tigen Oberstleutnant J. Bringmann in 
seinem Beitrag „Die deutschen Be­
fehlshaber in der NATO“ (derzeit 36 
Generale/Admirale) als deren beson­
dere Fähigkeit umschrieben wird: „To­
leranz ... Fingerspitzengefühl, reali­
stische Einschätzung von Möglichkei­
ten und Grenzen, kluges Eintreten für 
die eigene Überzeugung unter Rück­
sicht auf die Meinung anderer und auf 
nationale Eigenheiten, Flexibilität, 
Takt ... “ (a.a.O. 4/80). Und mit Blick 
auf den westdeutschen Alliierten Ober­
befehlshaber Europa Mitte fügt der 
Oberstleutnant folgende rhetorische 
Frage hinzu: „Wer hätte damals (Ende 
des 2. Weltkrieges) auch nur an die 
Möglichkeit gedacht, ein deutscher Ge­
neral könne einmal Befehlshaber über 
Soldaten aus sieben westlichen Län­
dern sein!“

E
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gungen“ u.a. fest, das „Konzept einer 
, Bündnisarmee* bedeutete zugleich den 
teilweisen Verzicht auf die volle militä­
rische Souveränität ... “ Und General­
leutnant Domröse - Stellvertretender 
Stabschef im Obersten Hauptquartier 
der Alliierten Streitkräfte Europa - 
fügt in seinem Beitrag („Die BRD 25 
Jahre NATO-Mitglied“, 4/80) für die 
aktuelle Lage noch folgendes hinzu: 
„Einzigartig für den souveränen Staat 
ist sicher dieser deutsche Beitrag zur 
NATO: Der Verzicht auf nationale 
Planung und Führung militärischer 
Operationen. Planung und Führung 
geschehen durch die integrierten NA- 
TO-Kommandobehörden. * *

Fischer verweist im Zusammenhang 
mit seiner o.a. Argumentation auf die 
Denkschriften diverser ehemaliger 
Wehrmachtsgenerale (u.a. Speidel und 
Heusinger) aus der Zeit zwischen 1947 
und 1950. Aber allen bislang veröffent-

stellungen Goerdelers aus dem Jahr 
1941: „In die Führung Europas wird 
diejenige Nation hineinwachsen, die 
gerade die kleinen Nationen achtet und 
ihre Geschicke mit weisem Rat und 
weiser Hand, nicht mit brutaler Gewalt 
zu leiten versucht. Tut man gar alles, 
um die Führung unsichtbar zu ma­
chen, läßt man anderen bei Äußerlich­
keiten betont den Vortritt, so kann 
man spielend die europäischen Staaten 
zum gemeinsamen Wohle führen. In 
diesem Falle ... wird es in verhältnis­
mäßig kurzer Zeit sogar gelingen, auch 
die militärischen Kräfte der europäi­
schen Nationalstaaten zusammenzu­
fassen.“ (zit. nach G. Ziebura, Grund­
fragen der deutschen Außenpolitik seit 
1871, S. 445) Es ist dieses geschmeidige 
und zugleich hartnäckige Festhalten 
am „Konzept von der Bündnisarmee“ 
bzw. vom „einzigartigen Verzicht auf 
nationale Planung und Führung militä­

In der Nähe eines Schwarzen Loches 
trifft das Raumschiff „Palomino“ - 
an Bord Kapitän, Navigator, ein Wis­
senschaftler (Dr. M), eine Frau, ein 
Journalist und Superroboter Vincent 
- auf eine längst verschollene Raum­
station. Chef der Raumstation ist Dr. 
Reinhard, umgeben von einer Garde 
von Robotern.

In Reinhards guter Stube versam­
melt, betrachtet die Gesellschaft ergrif­
fen das Naturschauspiel des Schwarzen 
Loches, wie es alle Materie in seiner 
Umgebung in sich verschlingt. „Was 
ist in dem Schwarzen Loch“, fragt Dr. 
M, „der Geist Gottes?“ Dr. Reinhard 
entwickelt seinen Plan, sich mit einem 
Raumschiff durch das Schwarze Loch 
hindurch „katapultieren“ zu lassen in 
eine neue Welt. Von ihrem Roboter 
Vincent erfährt die Palomino-Crew, 
daß.ein Teil von Reinhards Robotern 
ehemalige Bestzungsmitglieder sind. 
Entsetzt ergreifen sie die Flucht. Rein­
hard startet die Raumstation Richtung 
Schwarzes Loch und hetzt seine Robo­
terarmee auf die Flüchtigen. In diesem 
Augenblick treffen glutheiße Meteori- 
tenschwärme auf die Raumstation. 
Nun geht alles drunter und drüber. 
Reinhard wird in der Kommandozen­
trale von einem herabstürzenden riesi­
gen Videoschirm erschlagen. Unsere 
Helden kämpfen sich, geleitet von Vin­
cent, Richtung „Palomino“. Zur Pa­
lomino kommen sie zu spät, mit der 
hat sich der feige Journalist schon da­
von gemacht. Da fällt ihnen Dr. Rein­
hards Raumschiff ein. Schließlich er­
reichen sie es und starten. Jedoch, 
Reinhards Raumschiff ist auf das
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Schwarze Loch programmiert, und so 
stürzen sie drauf zu.

Was gibt es im Schwarzen Loch? 
Spitze skurrile Pappmachee-Berge. 
Flammen steigen aus den Talgründen. 
Dann eingeblendet der Flug durch ei­
nen endlosen Tunnel aus gotischen 
Spitzbögen aus poliertem Stahl. Am 
Ende öffnet er sich zu einem großen 
Raum mit einem strahlend hellen Ge­
bilde in der Mitte. Die Umrisse einer 
Frauengestalt schweben durch den 
Tunnel. Dann sieht man, wie das 
Raumschiff durch das andere All 
fliegt. Vor einer Kulisse von unzähli­
gen Sternen steuert es auf einen von ei­
ner Sonne angestrahlten Planeten zu.

Enttäuscht verläßt man das Kino: 
Man hat Gott wieder nicht zu sehen be­
kommen, auch der Engel ist nur vorü­
bergehuscht. Von den himmlischen 
Räumlichkeiten hat man nur den Kor­
ridor gesehen, und der sah aus wie ein 
chromglänzender Bankpalast hienie- 
,den. Ansonsten hinter dem Schwarzen 
Loch nichts Neues, und die Ausstat­
tung an Bord der Arche - zwei Män­
ner, eine Frau, ein vorlauter Roboter 
- ist auch nicht mehr wie früher.
Wer sich für Schwarze Löcher interessiert, hier Li­
teraturtips: Umschau 79 (1979), Heft 9, S. 276, 
und 76 (1976), Heft 12, S. 377; Spektrum d. Wis- 
sensch. 1980, Heft 1, S. 23, und Heft 6, S. 78.

Regierungsinstitut
,,Bevölkerungsdy­
namische Rente“

In ihrer Großen Anfrage zur Bevölke­
rungsentwicklung forderte die 
CDU/CSU am 6. März im Bundestag, 
daß „die Familie wieder ideell und 
auch gesellschaftlich aufgewertet wer­

den“ müsse. Bereits einige Zeit zuvor 
wurde in der „Zeitschrift für Bevölke­
rungswissenschaft“ (1/78) - Sprach­
rohr des von der Bundesregierung neu­
gegründeten Instituts für Bevölke­
rungswissenschaft - dargelegt, wie 
das durchaus profitträchtig geschehen 
kann. Nämlich: „Das staatlich garan­
tierte Altersversorgungssystem beruht 
auf der Solidarität der Generationen 
und erfordert daher auch Gerechtig­
keit zwischen den Generationen. Eine 
kinderarme Generation regeneriert 
nicht mehr das volle Humankapital 
und muß daher im Sinne generationen­
übergreifender Gerechtigkeit ein grö­
ßeres Erwerbskapital bereitstellen, d.h. 
sie muß während ihres Arbeitslebens 
einen erhöhten Rentenbeitrag leisten.“ 
„Denn die gegenwärtige Generation 
potentieller Eltern ist verantwortlich 
für die gegenwärtige Geburtlichkeit 
und damit für die nach rund 40 Jahren 
eintretende hohe Belastung der kom­
menden Generation.“ Für einen kin­
derlosen Arbeiter wird sodann ausge­

rechnet, daß sein Rentenbeitrag von 
18% auf 31% (!) „angehoben“ wer­
den müßte, um „Gerechtigkeit“ zu er­
zielen. Mit einem Teil der Mehreinnah­
men soll dann „aktive Bevölkerungs­
politik“ betrieben werden: Für jedes 
zusätzliche Kind soll es einen Nachlaß 
vom Höchstsatz für Kinderlose - ei­
nen „bevölkerungsdynamischen Ab­
schlag“ - geben. Für die ausländi­
schen Arbeiter soll das aber nicht gel­
ten, sondern sie sollen darüber hinaus 
noch zahlen: „Im gleichen Maße wie 
die ausländischen Arbeiter ihre Kinder 
unter Beanspruchung des deutschen 
öffentlichen Schulsystems etc. aufzie­
hen, zu dessen Aufbau sie ja nicht bei­
getragen haben, reduziert sich daher 
der bevölkerungsdynamische Renten­
abschlag bei diesen.“ - Es ist die alte 
Nazi-Familienpolitik, bloß rationeller 
für den Profit.

Getreide
Schlechtere Ernte — 
das Geschäft blüht

Entgegen zahllosen Voraussagen wird 
die Weltgetreideernte im Wirtschafts­
jahr 1980/81 (von Juli bis Juni gerech­
net) nicht so viel schlechter als letztes 
Jahr ausfallen. Nach den neuesten 
Vorausschätzungen wird sich der Han­
del mit Weizen und Reis auf derselben 
Höhe bewegen. Nur bei den sonstigen 
Getreidearten, vor allem Mais, wird es 
einen Rückgang um etwa 6% geben. 
Es handelt sich dabei um Getreide, das 
vor allem als Viehfutter verwendet 
wird. Die zu erwartenden Preissteige­
rungen dieser Sorten werden also vor 
allem die Importeure von Futtergetrei­
de, z.B. die EG, treffen.

Obwohl der Preis für nordamerika­
nischen Weizen in den Monaten nach 

Weltgetreidebestände zu Beginn des Wirtschaftsjahres, in Mio. t

1975/76 1976/77 1977/78 1978/79 1979/80 1980/81

Insgesamt.............. . 173,0 179,6 235,3 228,7 265,2 249,0
davon in
entwick. Ländern . . 109,2 99,3 144,5 143,8 175,6 159,0

USA.................. 27,5 36,6 61,6 74,3 72,2 79,2
Kanada.............. 13,7 12,7 18,3 19,4 22,1 17,5
EG.................... 18,8 13,8 14,1 13,7 17,4 16,3
UdSSR .............. 27,0 13,0 24,0 10,0 30,0 16,0

Entwickl.ländern . 63,8 80,3 90,8 84,9 89,6 90,0
China................ 36,0 39,0 43,0 39,0 46,0 50,0
Indien................ 2,3 10,0 15,7 14,6 14,8 H.3

Für das Wirtschaftsjahr 1980/81 Vorausschätzung. Quelle: FAO, Food Outlook, Heft 7/1980

der Verkündung des Embargos gegen 
die Sowjetunion gesunken war, haben 
diejenigen Länder, die Weizen auf dem 
Schiffsweg importieren müssen, von 
der Verbilligung nichts gehabt. Hier 
haben die USA ein zusätzliches Ge­
schäft gemacht. Von Mai 1979 bis Mai 

1980 stiegen die Ozeanfrachtraten nach 
Indien um mehr als 60%, nach Ostafri­
ka um 170%. Dieses Geschäft ver­
spricht lohnend zu bleiben. Die dies­
jährige Ernte wird in einer Reihe von 
afrikanischen Ländern wegen der 
Trockenheit schlechter ausfallen, wäh­
rend gleichzeitig der Bedarf sowohl we­
gen der steigenden Menschenzahl als 
auch wegen des höheren Verbrauchs 
für die Vieherzeugung steigt. Die USA 
haben statt an die Sowjetunion Weizen 
in die VR China geliefert. China hat 
für 1980/81 schon 3,75 Mio. t Getreide 
bestellt. Die USA nehmen an, daß sich 
die Abschlüsse bis auf 8 Mio. t belau­
fen können.

Die Sowjetunion wird erneut große 
Mengen von Getreide einführen müs­
sen. Zwar kann sie das Getreide auf 
dem Weltmarkt trotz des Embargos 
der USA erhalten, muß aber teuer da­
für bezahlen. Schon im Februar, einen 
Monat nach dem Embargo, lagen die 
Preise für Weizen aus Argentinien um 
74% über dem Vorjahr. Die Verteue­
rung der Weizenimporte wird die So­
wjetunion jetzt erst voll treffen. Bisher 
konnte sie noch aus eigenen Vorräten 
aus der vorletzten guten Ernte zuschie­
ßen. Jetzt aber müßte sie neue Vorräte 
anlegen. Bis jetzt hat sich die Getrei­
deknappheit weniger bei dem Teil, der 
direkt für die menschliche Ernährung 
verbraucht wird, ausgewirkt, als viel­
mehr bei der Produktion von Vieh und 
Geflügel. Zudem ist das Schlachtge­
wicht der Tiere geringer geworden, und 
die Milchproduktion geht zurück.

Wie immer, wenn für die armen 
Länder, die auf Importe angewiesen 
sind, Getreide schwer zu haben ist, 
senken die Länder, die Hauptprodu­
zenten von Weizen sind, vor allem die 
USA, Kanada, Australien, aber auch 
die EG, das Volumen der Nahrungs­
mittelhilfe. 1975 wurde eine Nahrungs­
mittelreserve von mindestens 500000 t

Getreide beschlossen. Aber in diesem 
Vorrat haben sich nie mehr als 300000 
t befunden. Zur Zeit nimmt die Menge 
sogar ab. 30% des Einfuhrbedarfs von 
25 der ärmsten Länder sind weder 
durch Käufe oder Verträge noch durch 
Nahrungsmittelhilfe gedeckt.
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Die ,,allgemeine Bemessungs­
grundlage“ in der gesetzlichen 
Fassung von 1957- 1977 war 
auf das Niveau der Bruttolöh­
ne fest bezogen. Sie folgte ih­
nen - unterschiedlich je nach 
den Lohnerhöhungen der ein­
zelnen Jahre - etwa in einem 
Abstand von drei Jahren. Jede 
Maßnahme der Kapitalisten­
klasse zur Senkung des Ren­
tenniveaus konzentriert sich 
seit der 1957 beschlossenen 
Gesetzeslage auf die Senkung 
der ,,allgemeinen Bemessungs­
grundlage“ (vergl. dazu die 
nebenstehende Erläuterung 
der Rentenberechnung).

Die ab 1982 für gültig er­
klärte „allgemeine Bemes­
sungsgrundlage“ ist in der Fas­
sung des §1255 Abs. 2 Ergeb­
nis des von Ehrenberg in den 
fünf Jahren durchgeführten 
Rentenschnitts. Die Ergebnisse 
bis zum Anfang dieses Jahres 
sind in den Bildern 01 und 04 
dargestellt. Die gerasterte Flä­
che im ersten Bild deutet die 
Lage an, die die Verteilung der 
Renten ohne die Eingriffe des 
Ehrenberg-Ministeriums er­
reicht hätte. Im Bild 04 ist die 
wesentliche Methode dieses 
Eingriffs dargestellt: die Auf­
hebung der bis 1977 gültigen 
festen Beziehung der allgemei­
nen Bemessungsgrundlage auf 
die Entwicklung des Brutto- 
\ohnniveaus. Ersetzt man in 
der nebenstehenden Formel 
für die „allgemeine Bemes­
sungsgrundlage“ in der bis 
1977 gültigen Fassung die 
Bruttolöhne jeweils durch die 
Nettolöhne der gleichen Jahre,

wie dies in der unteren Kurve 
des vierten Bildes geschehen 
ist, so kann man sofort erken­
nen, daß auf dieses Ergebnis 
einer Anbindung an das Netto­
lohnniveau der Ehrenberg- 
Schnitt in der Absenkung der 
allgemeinen Bemessungs­
grundlage ziemlich direkt hin­
steuert.

Den Ansatzpunkt für die 
Rechtfertigung der Senkung 
des Rentenniveaus hat die 
herrschende Klasse im Anstieg 
des Rentenniveaus im Ver­
gleich zu den Nettolöhnen ge­
wählt. Gelingt es der herr­
schenden Klasse z.B. wie in 
den auf die Krise 66/67 folgen­
den Jahren, den Bruttolohn zu 
drücken, so steigen aufgrund 
der verzögernden Berechnung 
der allgemeinen Bemessungs­
grundlage die Renten zunächst 
noch mit größeren Raten. 1967 
wurde prompt für 1968 und 
1969 die „Eigenbeteiligung“ 
der Rentner an den Kranken­
versicherungskosten beschlos­
sen. Mit der seit Ende der 60er 
Jahre in den Sozialversiche­
rungsabzügen und durch die 
Steuerprogression insbesonde­
re seit der Reform 1974 for­
ciert erhöhten Abzugslast auf 
den Bruttolohn zeichnete sich 
eine weitere beträchtliche Stei­
gerung des Rentenniveaus ge­
genüber dem zurückbleiben­
den Nettolohnniveau ab. In 
diese Entwicklung trifft der 
Ehrenberg-Schnitt, wie es in 
der Gegenüberstellung der Bil­
der 02 und 03 jeweils a und ty 
zu zeigen versucht wurde. Daß 
das Gesetz von 1957 bereits im

,,Generationenvertrag“
Nach gängiger Vorstellung be­
ruht die gesetzliche Rentenver­
sicherung der Arbeiter und 
Angestellten auf dem sog. Ge­
nerationenvertrag. Die in Ar­
beit und Lohn befindliche 
Lohnabhängigengeneration 
bestreitet das Altersruhegeld 
der aus der Produktion ausge­
schiedenen Generation. Der 
bürgerliche Staat tritt als Ga­
rant dieses Vertrages auf und 
kümmert sich, daß die Beiträ­
ge beikommen und alles ge­
recht verteilt wird. Die Kapita­
listen treten in dieser Vorstel­
lung überhaupt nicht auf, und 
das ist auch der platte Zweck 
des Gedankenganges.

Der Versicherungsgegen­
stand der Rentenversicherung

ist die Verkäuflichkeit der Ar­
beitskraft. Der Versicherungs­
fall tritt ein, wenn die Arbeits­
kraft infolge Verschleiß nicht 
mehr verkäuflich ist. Das ge­
setzliche Verrentungsalter 
schreibt den Zeitpunkt fest, an 
dem dies im gesellschaftlichen 
Durchschnitt der Fall ist. (Ob 
richtig oder nicht, steht auf ei­
nem anderen Blatt.)

Die Verkäuflichkeit der Ar­
beitskraft nimmt nicht biolo­
gisch mit dem Alter ab. Rea­
gan ist siebzig. Adenauer war 
ein steinalter Knochen. Wenn 
man auch nicht Arbeit nennen 
will, was solche Leute tun, Tä­
tigkeit ist’s reichlich. Der Zeit­
punkt der Unverkäuflichkeit 
der Arbeitskraft hängt vom



o — Abwälzung der 
renberg-Schnitt fortsetzen

ersten Jahr seiner Gültigkeit 
durch Aufschiebung der Ren­
tenerhöhung um ein Jahr au­
ßer Kraft gesetzt wurde, ist im 
ganzen zeitlichen Verlauf die­
ser Gegenüberstellung zu er­
kennen.

Die nächste Etappe des Eh­
renberg-Schnitts wird mit der 
Abwälzung der Krankenversi­
cherungskosten auf die Rent­

ner eingeleitet. Sie werden ih- i 
nen nicht als feste Zulage be­
zogen auf die Rentenhöhe 
jährlich erstattet, sondern ein- , 
malig 1982 in der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage ange- j 
rechnet. Nach Regierungsaus- I 
sagen soll dieser Abschlag bloß 
,,Starthilfe“ sein und auf zu­
künftige Rentenerhöhungen 
angerechnet werden.

Rentenkürzung per Gesetzesänderungen

Die ,,Allgemeine Bemessungsgrundlage“
Im Renten-Neuregelungsgesetz von 1957 wird die ,,Allgemeine 
Bemessungsgrundlage“ der Bezugspunkt für die Festsetzung des 
Geldbetrags der Rente. Die Rentenformel lautet:
Rentenbetrag = B x P x V x St

Darin ist:
B = „Allgemeine Bemessungsgrundlage“ in DM, gesetzlich festgestellt 

und für alle gleich innerhalb des jeweiligen Jahres,
P = Verhältnis des Lohns des Versicherten während seiner Beschäfti­

gung zum Lohn aller Versicherten während dieses Zeitraums,
V = Zahl der Versicherungsjahre einschließlich der Ersatz- und Ausfall­

zeiten,
St = Steigerungssatz von 1,5% für Altersruhegelder. Um diesen Satz 

oder Anteil erhöht jedes Versicherungsjahr bei gleichbleibenden 
Lohnverhältnissen den Rentenanspruch.

Beispiel: Ein Versicherter hat in einem Versicherungszeitraum 
von 45 Jahren 75% des Durchschnittslohns jeweils monatlich ver­
dient. Also ist

Jahr DL-B DL-N AB-% Bemgr Rente IN % Bemgr Rente IN % 
bei Fortschreibung nach jeweils gültigen 
der Gesetze von 57 Gesetzen

1953 338 290 14,2
1954 353 304 14,0

r1955 379 326 14,0
1956 404 346 14,4
1957 420 361 14,0 357 214 59,3 357 214 59,3
1958 444 377 15,1 379 227 60,2 379 214 60,2
1959 467 397 14,9 401 241 60,7 401 227 57,2
1960 508 427 15,9 423 254 59,5 423 241 56,4
1961 560 467 16,6 444 266 57,0 444 254 54,4
1962 611 507 17,0 473 284 56,0 473 266 52,5
1963 648 535 17,4 512 307 57,4 512 284 53,1
1964 708 579 18,2 560 336 58,0 560 307 53,0
1965 769 636 17,3 606 364 57,2 606 336 52,8
1966 824 673 18,3 655 393 58,4 655 364 54,1
1967 852 692 18,8 708 425 61,4 708 393 56,8
1968 904 725 19,8 766 460 63,4 766 425 58,6
1969 987 779 21,1 815 489 62,8 815 460 59,1
1970 1 112 858 22,8 860 516 60,1 860 489 57,0
1971 1244 943 24,2 913 549 58,2 913 516 54,7
1972 1361 1032 24,2 1067 601 58,2 1067 549 53,2
1973 1525 1117 26,8 1 114 669 59,9 1114 601 53,8
1974 1698 1226 27,8 1239 743 60,6 1226 669 54,6
1975 1817 1313 27,8 1377 826 62,9 1377 743 56,6
1976 1945 1370 29,6 1528 917 66,9 1528 826 60,3
1977 2079 1450 30,2 1680 1008 69,5 1680 917 63,2
1978 2187 1524 29,5 1820 1092 70,8 1800 1008 65,4
1979 2326 1649 29,1 1947 1 168 70,8 1756 1054 63,9
1980 2484 1744 29,8 2070 1242 71,2 1826 1096 62,8
1981 - - - 2197 1318 - 1899 1 139 -

Zum 1.1. des jeweiligen Jahres: DL-B: Bruttodurchschnittslohn; DL-N: Netto­
durchschnittslohn nach Berechnung des Ehrenberg-Ministeriums; AB-%: Gesamt- 
’abzugslast in % des Bruttodurchschnittslohns; Bemgr: Bemessungsgrundlage umge­
rechnet auf den Monat; IN %: Rente in % Nettodurchschnittslohns.

P = 0,75; V = 45; St = 1,5% oder 1,5 x 1 : 100

Die Rente beträgt also:
Rentenbetrag = B x 0,75 x 45 x 1,5 x 1 : 100 = B x 0,51
Die Allgemeine Bemessungsgrundlage B bestimmt also das Nive­
au, zu dem die Neurenten eines bestimmten Jahres festgesetzt 
werden und zu dem die Bestandsrenten angepaßt werden. So je­
denfalls von 1957- 1977. Sie war nach folgender Formel fest auf 
das Bruttolohnniveau bezogen:
Beispiel für die Berechnung der Bemessungsgrundlage: 
1977 ( = B77, Dxy = Durchschnittslohn des Jahres xy)

D73 + D74 + D75 18295 + 20381 + 21808

ß77 = 20161 DM

Wandlungen der Bemessungsgrundlage 57-82

Grad der Auspowerung ab, 
dem diese Arbeitskraft unter­
worfen war, und vom Ausmaß 
der Ansprüche, die die Käufer 
von Arbeitskraft an eine be­
stimmte Sorte Arbeitskräfte 
stellen.

Die Leistung der Versiche­
rung geht an den Lohnabhän­
gigen, dessen Arbeitskraft so 
weit verschlissen ist, daß ein 
Verkauf an die Kapitalisten 
kaum noch gelingt. Für die 
Entstehung von diesem Ver­
schleiß sind aber ausschließlich 
die Kapitalisten zuständig. Sie 
kaufen die Arbeitskraft und 
beuten sie aus. Sie verfügen 
über die Arbeitskraft.

Die Vorstellung vom Gene­
rationenvertrag läuft darauf 

hinaus, daß die in der kapitali­
stischen Produktion Verschlei­
ßenden den Verschlissenen so­
lidarisch beistehen, wirtschaft­
lich läuft sie darauf hinaus, 
daß die Verursacher dieses 
Verschleißes aus der Haftung 
entlassen werden und gar 
nichts bezahlen. Betrachtet 
man die Rentenversicherung 
als Generationenvertrag, so 
findet Auseinandersetzung nur 
zwischen Jung und Alt inner­
halb der Arbeiterbevölkerung 
statt. Der Staat schlichtet. Tat­
sächlich zieht aber der bürger­
liche Staat aus dem Arbeiter­
und Angestelltenlohn mit Ge­
walt die Summe heraus, die er­
forderlich ist, um die von den 
Kapitalisten verursachten Ko­
sten zu decken.

1957. „Allgemeine Bemessungs­
grundlage ist der durchschnittliche 
Bruttojahresarbeitsentgelt aller 
Versicherten der Rentenversiche­
rung der Arbeiter und der Ange­
stellten ohne Lehrlinge und An­
lernlinge im Mittel des dreijähri­
gen Zeitraums vor dem Kalender­
jahr, das dem Eintritt des Versi­
cherungsfalles voraufgegangen 
ist.“ (§ 1255 RVO Abs. 2)

1977. „Verkürzte Bruttodyna­
mik“: „Die Allgemeine Bemes­
sungsgrundlage, die für das Jahr 
1977 20161 DM beträgt, verändert 
sich in den folgenden Jahren je­
weils um den Vomhundertsatz, um 
den sich die Summe der durch­
schnittlichen Arbeitsentgelte in 
den drei Kalenderjahren vor dem 
Eintritt des Versicherungsfalls ge­
genüber der Summe dieser Durch­
schnittsentgelte in den drei Jahren 
vor dem Kalenderjahr, das dem 
Eintritt des Versicherungsfalles 
vorausgegangen ist, verändert hat 
...“(§ 1255 RVO Abs. 2)

1978. Senkung ab 1.7.78: „Ab­
weichend von § 1255 Abs. 2 der 
RVO wird für die Berechnung der 
Renten die allgemeine Bemes­
sungsgrundlage für die Zeit vom 1. 
Juli 1978 bis 31. Dezember 1979 
auf 21 068 DM, für das Jahr 1980 
auf 21911 DM und für das Jahr 
1981 auf 22 787 DM festgesetzt.“ 
(§ 11 Arbeiterrentenversicherungs-

Neuregelungsgesetz Abs. 3, einge­
fügt durch 21. RAG)

1982. „Die allgemeine Bemes­
sungsgrundlage für 1982 wird da­
durch bestimmt, daß die für 1981 
bestimmte allgemeine Bemes­
sungsgrundlage um den Vomhun­
dertsatz erhöht wird, der dem Ver­
hältnis entspricht, in dem 1981 die 
Aufwendungen der Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter 
für die Krankenversicherung der 
Rentner zu der Summe der von ih­
nen gezahlten Rentenbeträge ge­
standen haben; der sich ergebende 
Betrag ist um den Vomhundertsatz 
zu erhöhen, um den sich die Sum­
me der durchschnittlichen Brutto­
arbeitsentgelte in den drei Kalen­
derjahren vor dem Kalenderjahr, 
das 1982 voraufgeht, gegenüber 
der Summe dieser Durchschnitts­
entgelte in dem Dreijahreszei­
traum verändert hat, der ein Jahr 
vorher endet. In den folgenden 
Jahren verändert sich die allgemei­
ne Bemessungsgrundlage jeweils 
um den Vomhundertsatz, um den 
sich die Summe der durchschnittli­
chen Bruttoarbeitsentgelte in den 
drei Kalenderjahren vor dem Ka­
lenderjahr, das dem Eintritt des 
Versicherungsfails voraufgeht, ge­
genüber der Summe dieser Durch­
schnittsentgelte in dem Dreijahres­
zeitraum verändert hat, der ein 
Jahr vorher endet .“ (§ 1255 RVO 
Abs. 2)
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Im nächsten Heft

A usländerpolitik
Nichteinbiirgerung älterer Arbeiter, „Integration“ Jugendlicher

Die Ausländerpolitik soll ein 
Schwerpunkt der zukünftigen 
Regierungspolitik sein, vorbe­
reitet durch Pressepropaganda 
gegen ,,Asylantenstrom“ und 
für ,»Integration“. Die beab­
sichtigte Verstärkung der 
staatlichen Kontrolle der aus­
ländischen Arbeiter soll durch 
eine rabiate Spaltung ihrer Fa­
milien betrieben werden. 
Nichteinbürgerung der älteren 
und stufenweise staatlich kon­
trollierte ,,Integration“ der 
Jugendlichen.

Konferenzin trigen
Herausforderung für den proleta 
rischen Internationalismus

Durch liebevoll innige Befas­
sung mit den politischen und 
sozialen Verhältnisse beim ins 
Auge gefaßten Kriegsgegner 
bzw. Aggressionsopfer betrei- | 
ben die Hauptmatadoren der 
imperialistischen Einmischung 
und Aggression ihre Vorberei­
tungen und umgeben sich 
gleichzeitig mit dem Flair von 
Gerechtigkeitsaposteln. We­

gen der offensichtlichen Bruta­
lität ihrer Aggressionen muß 
gegenwärtig die UdSSR ziemli­
che Punktverluste anschrei­
ben. Mit dem Zunehmen der 
Klassengegensätze in der west­
lichen Welt hoffen die sozial­
imperialistischen Strategen je­
doch, in absehbarer Zukunft 
mindestens ausgleichen zu 
können.

Rekrutengelöbnisse
Apels Griff in die Militär­
klamottenkiste: Fetzen und Lumpen
Die feierlichen Rekrutengelöb­
nisveranstaltungen zeigen an, 
daß die Bourgeoisie die Fik­
tion vom „Staatsbürger in 
Uniform“ fallen läßt und nach 
mittlerweile 25 Jahren Bundes­
wehr in der Uniform wieder 
den gehorsam treuen Ketten­
köter wissen will, der tapfer 
beißt, wenn man es ihm be­

fiehlt. Der Widerstand gegen 
den öffentlichen Kult ent­
wickelte sich vielseitig. Die Sa­
che stößt ja sowohl an ge­
schichtlich gewachsene Erfah­
rungen der Arbeiterbewegung 
an, wie sie Rebellion gegen die 
persönliche Vergewaltigung in 
der unmittelbar betroffenen 
Jugend auslöst.

Ägypten
Antiimperialistische
Mit Sadats „Politik der offe­
nen Tür“ für die Imperialisten 
ist das Klassenbündnis, das die 
nationale Revolution von 1952 
getragen hatte, zerbrochen. 
Die US-,,Eingreiftruppe“ 
probt am Nil Interventionen. 
Die Hoffnung der Bourgeoi­
sie, durch den Separatfrieden 
Raum für wirtschaftliche Ent­
wicklung zu gewinnen, hat ge­
trogen. Die Lage der Arbeiter 
und Bauern erfordert revolu­
tionäre Kämpfe.

Kräfte sammeln sich neu


